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Vollzitat:

"Arbeitsstättenverordnung vom 12. August 2004 (BGBI. l S. 2179), die zuletzt durch Artikel 226 der Verordnung vom 19.
Juni 2020 (BGBI. l S. 1328) geändert worden ist"

Stand: Zuletzt geändert durch Art. 226 V v. 19.6.2020 11328

Näheres zur Standangabe finden Sie im Menü unter Hinweise
Diese Verordnung dient der Umsetzung

1. der EG-Richtlinie 89/654/EWG des Rates vom 30. November 1989 über Mindestvorschriften für Sicherheit und
Gesundheitsschutz in Arbeitsstätten (Erste Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie
(ABI. EG Nr. L 393 S. 1) und

2. der Richtlinie 92/58/EWG des Rates vom 24. Juni 1992 über Mindestvorschriften für die Sicherheits- und/oder
Gesundheitsschutzkennzeichnung am Arbeitsplatz (Neunte Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der
Richtlinie 89/391/EWG) (ABI. EG Nr. L 245 S. 23) und

3. des Anhangs IV (Mindestvorschriften für Sicherheit und Gesundheitsschutz auf Baustellen) der Richtlinie 92/57/EWG des
Rates vom 24. Juni 1992 über die auf zeitlich begrenzte oder ortsveränderliche Baustellen anzuwendenden
Mindestvorschriften für die Sicherheit und den Gesundheitsschutz (Achte Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz
1 der Richtlinie 89/391/EWG) (ABI. EG Nr. L 245 S. 6).

Fußnote

(+++ Textnachweis ab: 25. 8.2004 +++)
(+++ Zur Anwendung vgl. § 1 +++)
Die V wurde als Artikel 1 d. V v. 12.8.2004 l 2179 von der Bundesregierung und dem Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit mit
Zustimmung des Bundesrates erlassen. Sie ist gem. Artikel 4 Satz 1 dieser V am 25.8.2004 in Kraft getreten.

(+++ Amtlicher Hinweis des Normgebers auf EG-Recht:
Umsetzung der

EWGRL 654/89 (CELEX Nr: 389L0654)
EWGRL 58/92 (CELEX Nr: 39218858)
EWGRL 57/92 (CELEX Nr: 392L8057)
EWGRL 270/90 (CELEX Nr: 31990L827B) vgl.

V v. 18. 18.2817 I 3584
EUGRL 269/90 (CELEX Nr: 31999L8269) Vgl.

V v. 18.10. 2B17 I 3584
EGRL 10/2003 (CELEX Nr: 3288319918) vgl.

V v. 18.18. 2017 I 3584
EGRL 44/2082 (CELEX Nr: 3208210944) vgl.

V v. 18. 1B. 2ei7 I 3584 +++)
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§ 1 Ziel, Anwendungsbereich

2.

3.

4.

(1) Diese Verordnung dient der Sicheriieit und dem Schutz der Gesundheit der Beschäftigten beim Einrichten und Betreiben von
Arbeitsstätten.
(2) Für folgende Arbeitsstätten gelten nur § 5 und der Anhang Nummer 1.3:
1. Arbeitsstätten im Reisegewerbe und im Marktverkehr,

2. Transportmittel, die im öffentlichen Verkehr eingesetzt werden,
3. Felder, Wälder und sonstige Flächen, die zu einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb gehören, aber außerhalb der

von ihm bebauten Fläche liegen.

(3) Für Telearbeitsplätze gelten nur

1. § 3 bei der erstmaligen Beurteilung der Arbeitsbedingungen und des Arbeitsplatzes,
2. § 6 und der Anhang Nummer 6,

soweit der Arbejtsplatz von dem im Betrieb abweicht. Die in Säte 1 genannten Vorschriften gelten, soweit Anforderungen unter
Beachtung der Eigenart von Telearbeitsplätzen auf diese anwendbar sind.
(4) Der Anhang Nummer 6 gilt nicht für
1. Bedienerplätze von Maschinen oder Fahrerplätze von Fahrzeugen mit Bildschirmgeräten,

tragbare Bildschirmgeräte für die ortsveränderliche Verwendung, die nicht regelmäßig an eir
werden,

Rechenmaschinen, Registrierkassen oder andere Arbeitsmittel mit einer kleinen Daten- oder
Messwertanzeigevorrichtung, die zur unmittelbaren Benutzung des Arbeitsmittels erforderiich ist und
Schreibmaschinen klassischer Bauart mit einem Display.

(5) Diese^Verorelnung ist für Arbeitsstätten in Betrieben, die dem Bundesberggesetz unterliegen, nur für Bildschirmarbeitsplät
einschließlich Telearbeitsplätze anzuwenden.
(6) Das Bundeskanzleramt, das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat, das Bundesministerium für Verkehr und
digitale Infrastruktur, das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit, das Bundesministerium der
Vertejdigung oder das Bundesministerium der Finanzen können, soweit sie hierfür jeweils zuständig sind, im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales und, soweit nicht das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat selbst
zuständig ist, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat Ausnahmen von den Vorschriften
dieser Verordnung zulassen, soweit öffentliche Belange dies zwingend erfordern, insbesondere zur Aufrechterhaltung oder
Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit. In diesem Fall ist gleichzeitig festzulegen, wie die Sicherheit und der Schutz der
Gesundheit der Beschäftigten nach dieser Verordnung auf andere Weise gewährleistet werden.
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 2 Begriffsbestimmungen

(1) Arbeitsstätten sind:

1. Arbeitsräume oder andere Orte in Gebäuden auf dem Gelände eines Betriebes,

2. Orte im Freien auf dem Gelände eines Betriebes,

3. Orte auf Baustellen,

sofern sie zur Nutzung für Arbeitsplätze vorgesehen sind.
(2) Zur Arbeitsstätte gehören insbesondere auch:

1. Orte auf dem Gelände eines Betriebes oder einer Baustelle, zu denen Beschäftigte im Rahmen ihrer Arbeit Zugang
haben,

2. Verkehrswege, Fluchtwege, Notausgänge, Lager-, Maschinen- und Nebenräume, Sanitärräume, Kantinen, Pausen- und
Bereitschaftsräume, Erste-Hilfe-Räume, Unterkünfte sowie

3. Einrichtungen, die dem Betreiben der Arbeitsstätte dienen, insbesondere Sicherheitsbeleuchtungen,
Feuertoscheinrichtungen, Versorgungseinrichtungen, Beleuchtungsanlagen, raumlufttechnische Anlagen, Signalanlagen,
Energieverteilungsanlagen, Türen und Tore, Fahrsteige, Fahrtreppen, Laderampen und Steigleitern.

(3) Arbejtsraume sind die Räume, in denen Arbeitsplätze innerhalb von Gebäuden dauerhaft eingerichtet sind.
(4) Arbeitsplätze sind Bereiche, in denen Beschäftigte im Rahmen ihrer Arbeit tätig sind.
(5) Bildschirmarbeitsplätze sind Arbeitsplätze, die sich in Arbeitsräumen befinden und die mit Bildschirmgeräten und sonstigen
Arbeitsmitteln ausgestattet sind.
(6) Bildschirmgeräte sind Funktionseinheiten, zu denen insbesondere Bildschirme zur Darstellung von visuellen Informationen,
Einnchtungen zur Datenein- und -ausgäbe, sonstige Steuerungs- und Kommunikationseinheiten (Rechner) sowie eine Software
zur Steuerung und Umsetzung der Arbeitsaufgabe gehören.
(7) Telearbeitsplätze sind yom^Arbeitgeber fest eingerichtete Bildschirmarbeitsplätze im Privatbereich der Beschäftigten, für die
der Arbeitgeber eine mit den Beschäftigten vereinbarte wöchentliche Arbeitszeit und die Dauer der Einrichtung festgelegt hat. Ein
Telearbeitsplatz ist vom Arbeitgeber erst dann eingerichtet, wenn Arbeitgeber und Beschäftigte die Bedingungen der Telearbeit
arbeitsvertraglich oder im Rahmen einer Vereinbarung festgelegt haben'und die benötigte Ausstattung des Telearbeitsplatzes mit
Mobiliar, Arbeitsmitteln einschließlich der Kommunikationseinrichtungen durch den Arbeitgeber oder eine von ihm beauftragte
Person im Privatbereich des Beschäftigten bereitgestellt und installiert ist.
(8) Einrichten ist das Bereitstellen und Ausgestalten der Arbeitsstätte. Das Einrichten umfasst insbesondere:
1.

2.

3.

bauliche Maßnahmen oder Veränderungen,

das Ausstatten mit Maschinen, Anlagen, anderen Arbeitsmitteln und Mobiliar sowie mit Beleuchtungs-, Lüftungs-,
Heizungs-, Feuerlösch- und Versorgungseinrichtungen,

das Anlegen und Kennzeichnen von Verkehrs- und Fluchtwegen sowie das Kennzeichnen von Gefahrenstellen und
brandschutztechnischen Ausrüstungen und

4. das Festlegen von Arbeitsplätzen.

(9) Das Betreiben von Arbeitsstätten umfasst das Benutzen, Instandhalten und Optimieren der Arbeitsstätten sowie die
Organisation und Gestaltung der Arbeit einschließlich der Arbeitsabläufe in Arbeitsstätten.
(10) Instandhalten ist die Wartung, Inspektion, Instandsetzung oder Verbesserung der Arbeitsstätten zum Erhalt des baulichen
und technischen Zustandes.
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(11) Stand der Technik ist der Entwicklungsstand fortschrittlicher Verfahren, Einrichtungen oder Betriebsweisen, der die praktische
Eignung einer Maßnahme zur Gewährieistung der Sicherheit und zum Schutz der Gesundheit der Beschäftigten gesichert
erecheinen lasst Bei der Bestimmung des Stands der Technik sind insbesondere vergleichbare Verfahren, Einrichtungen oder
Betriebsweisen heranzuziehen, die mit Erfolg in der Praxis erprobt worden sind. Gleiches gilt für die Anforderungen'andie"
Arbeitsmedizin und die Hygiene.
(12) Fachkundig ist, wer über die zur Ausübung einer in dieser Verordnung bestimmten Aufgabe erforderlichen Fachkenntnisse
verfügt. Die Anforderungen an die Fachkunde sind abhängig von der jeweiligen Art der Aufgabe, Zu den Anforderungen zählen
eine entsprechende Berufeausbildung, Berufserfahrung oder eine zeitnah ausgeübte entsprechende bemflicheTätigkeit. -Die~
Fachkenntnisse sind durch Teilnahme an Schulungen auf aktuellem Stand zu halten.
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 3 Gefährdungsbeurteilung

(1) Bei der Beurteilung der Arbeitsbedingungen nach § 5 des Arbeitsschutzgesetzes hat der Arbeitgeber zunächst festzustellen,
ob die Beschäftigten Gefährdungen beim Einrichten und Betreiben von Arbeitsstätten ausgesetzt sind oder ausgesetet sein
können. Ist dies der Fall, hat er alje möglichen Gefährdungen der Sicherheit und der Gesundheit der Beschäftigten zu beurteilen
unddabei^dieAuswHkungen der Arbeitsorganisation und der Arbeitsabläufe in der Arbeitsstätte zu berücksichtFgen. Bei der
Gefährdungsbeurteilung hat er die physischen und psychischen Belastungen sowie bei Bildschirmarbeitsplätzen'insbesondere die
Belastungen der Augen oder die Gefährdung des Sehvermögens der Beschäftigten zu berücksichtigen. Entsprechend dem
Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung hat der Arbeitgeber Maßnahmen zum Schutz der Beschäftigten gemäß den Vorschriften
dieser Verordnung einschließlich ihres Anhangs nach dem Stand der Technik, Arbeitsmedizin und'Hygiene festzulegen. Sonstige
gesrcherte arbeitswissenschaftliche Erkenntnisse sind zu berücksichtigen.
^2^. Der Art)e. itgeber hat sicherzustellen, dass die Gefährdungsbeurteilüng fachkundig durchgeführt wird. Verfügt der Arbeitgeber
nicht selbst über die entsprechenden Kenntnisse, hat er sich fachkundig "beraten zulassen.'
(3) Der Arbeitgeber hat die Gefährdungsbeurteilung vor Aufnahme der Tätigkeiten zu dokumentieren. In der Dokumentation ist
anzugeben, welche Gefährdungen am Ariaeitsplatz auftreten können und welche Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 4 durchaefül
werden müssen.
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 3a Einrichten und Betreiben von Arbeitsstätten

(l)DerArbeitgeberhat dafür zu sorgen, dass Arbeitsstätten so eingerichtet und betneben werden, dass Gefährdungen für die
Sicherhejt und^lie Gesundheit^der Beschäftigten möglichst vermieden und verbleibende Gefährdungen möglichst genng gehalten
werden. Beim Einrichten und Betreiben der Arbeitsstätten hat der Arbeitgeber die Maßnahmen nach § 3 Absatz 1 durchzuführen
und dabei den Stand der Technik, Arbeitsmedizin und Hygiene, die ergonomischen Anforderungen sowie insbesondere die vom
Bundesministerium für Arbeit und Soziales nach § 7 Absatz 4 bekannt'gemachten Regeln und Erkenntnisse zu berücksichtigen.
Bei Einhaltung der bekannt gemachten Regeln ist davon auszugehen, dass die in dieser Verordnung gestellten Anforderungen
diesbezüglich erfüllt sind. Wendet der Arbeitgeber diese Regeln nicht an, so muss er durch andere Maßnahmen die gleiche"
Sicherheit und den gleichen Schutz der Gesundheit der Beschäftigten erreichen.
(2) Beschäftigt der Arbeitgeber Menschen mit Behinderungen, hafer die Ari^eitsstätte so einzurichten und zu betreiben, dass die
besonderen Belange dieser Beschäftigten im Hinblick auf die Sicherheit und den Schutz der Gesundheit berücksichtigt werden.
Dies gilt insbesondere für die barrierefreie Gestaltung von Arbeitsplätzen, Sanitär-, Pausen- und Bereitschaftsräumen, Kantinen,
Erste-Hilfe-Räumen und Unterkünften sowie den zug'ehörigen Türen, Verkehrswegen, Fluchtwegen, Notausgangen^ Treppen und
Orientierungssystemen die von den Beschäftigten mit Behinderungen benutzt werden.
(3) Die zuständige Behörde kann auf schriftlichen Antrag des Arbeitgebers Ausnahmen von den Vorschriften di<
einschließlich ihres Anhanges zulassen, wenn

der Arbeitgeber andere, ebenso wiri(same Maßnahmen trifft oder

die Durchführung der Vorschrift im Einzelfall zu einer unverhältnismäßigen Härte führen würde und die Abweichung mit
dem Schutz der Beschäftigten vereinbar ist.

Der Antrag des Arbeitgebers kann in Papierform oder elektronisch übermittelt werden. Bei der Beurteilung sind die Belange der
kleineren Betriebe besonders zu berücksichtigen.
(4) Anforderungen in anderen Rechtsvorschriften, insbesondere im Bauordnungsrecht der Länder, gelten vorrangig, soweit sie
über die Anforderungen dieser Verordnung hinausgehen.
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 4 Besondere Anforderungen an das Betreiben von Arbeitsstätten

(1) Der Arbeitgeber hat die Arbeitsstätte instand zu halten und dafür zu sorgen, dass festgestellte Mängel unverzüglich beseitigt
werden. Können Mängel, mit denen eine unmittelbare erhebliche Gefahr verbunden ist, nicht sofort beseitigt werden, hat er dafür
zu sorgen, dass die gefährdeten Beschäftigten ihre Tätigkeit unverzüglich einstellen.
(2) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass Arbeitsstätten den hygienischen Erfordernissen entsprechend gereinigt werden.
Verunreinigungen und Ablagerungen, die zu Gefährdungen führen'können, sind unverzüglich zu beseitigen.
(3) Der Arbeitgeber hat die^Sicherheitseinrichtungen, insbesondere Sicherheitsbeleuchtung, Brandmelde- und
Feuerloscheinrichtungen, Signalanlagen, Notaggregate und Notschalter sowie raumlufttechnische Anlagen instand zu halten und
in regelmäßigen Abständen auf ihre Funktionsfihigkeit prüfen zu lassen.
(4) Der Arbeitgeber hat dafür_zu sorgen, dass Verkehrswege, Fluchtwege und Notausgänge ständig freigehalten werden, damit
sie jederzeit benutzbar sind. Der Arbeitgeber hat yori<ehrungen so zu treffen, dass die'Beschäftigten beFGefahr sich unverzüglich
in Sicherheit bringen und schnell gerettet werden können. Der Arbeitgeber hat einen Flucht- und''Rettungsplan aufzustellen^wenn
Lage, Ausdehnung und Art der Benutzung der Arbeitsstätte dies erfordern. Der Plan ist an geeigneten Steilen in der Arbeitsstätte
auszulegen oder auszuhängen. In angemessenen Zeitabständen ist entsprechend diesem Plan'zu üben.
(5) Der Arbeitgeber hat beim Einrichten und Betreiben von Arbeitsstätten'Mittel und Einrichtungen zur Ersten Hilfe zur Verfü<
zu stellen und regelmäßig auf ihre Vollständigkeit und Verwendungsfähigkeit prüfen zu lassen."
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 5 Nichtraucherschutz

(1) Der Arbeitgeber hat die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, damit die nicht rauchenden Beschäftigten in Arbeitsstätten
wiri<sam vor den Gesundheitsgefahren durch Tabakrauch geschützt sind. Soweit erforderlich, hat der Arbeitgeber eir
oder auf einzelne Bereiche der Arbeitsstätte beschränktes'Rauchverisot zu erlassen.
(2) In Ari3eitsstätten mit Publikumsverkehr hat der Arbeitgeber beim Einrichten und Betreiben von Arbeitsräumen der Natur des
Betriebes entsprechende und der Art der Beschäftigung angepasste technische oder organisatorische Maßnahmen nach'Absatz
1 zum Schutz der nicht rauchenden Beschäftigten zu treffen.
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 6 Unterweisung der Beschäftigten
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2.
3.

4.
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(1) Der Arbeitgeber hat den Beschäftigten ausreichende und angemessene Informationen anhand der Gefährdungsbeurteilung in
einer für die Beschäftigten verständlichen Form und Sprache zur Verfügung zu stellen über
1. das bestimmungsgemäße Betreiben der Arbeitsstätte,

alle gesundheits- und sicherheitsrelevanten Fragen im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit,
Maßnahmen, die zur Gewährleistung der Sicherheit und zum Schutz der Gesundheit der Beschäftigten durchgefül
werden müssen, und

arbeitsplatzspezifische Maßnahmen, insbesondere bei Tätigkeiten auf Baustellen oder an Bildschirmgeräten,
und sie anhand dieser Informationen zu unterweisen.
(2) Die Unterweisung nach Absatz 1 muss sich auf Maßnahmen im Gefahrenfall erstrecken, insbesondere auf

1. die Bedienung von Sicherheits- und Warneinrichtungen,
2. die Erste Hilfe und die dazu vorgehaltenen Mittel und Einrichtungen und
3. den inneriDetrieblichen Verkehr.

(3) Die Unterweisung nach Absatz 1 muss sich auf Maßnahmen der Brandverhütung und Verhaltensmaßnahmen im Brandfall
erstrecken, insbesondere auf die Nutzung der Fluchtwege und Notausgänge. Diejenigen Beschäftigten, die Aufgaben der
Brandbekämpfung übernehmen, hat der Arbeitgeber in der Bedienung der Feuerlöscheinrichtungen zu unterweisen.
(4) Die Unterweisungen müssen vor Aufnahme der Tätigkeit stattfinden. Danach sind sie mindestens jährlich zu wiederholen. Sie
haben in einer für die Beschäftigten verständlichen Form und Sprache zu erfolgen. Unterweisungen sind unverzüglich zu
wiederholen, wenn^ich die Tätigkeiten der Beschäftigten, die Arbeitsorganisatfon, die Arbeits- und Fertigungsverfahren oder die
Einrichtungen und Betriebsweisen in der Arbeitsstätte wesentlich verändern und die Veränderung mit zusätzlichen Gefährdungen
verbunden ist.
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 7 Ausschuss für Arbeitsstätten

(1) Beim Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ein Ausschuss für Arbeitsstätten gebildet, in dem fachkundige Vertreter
der Arbeitgeber, der Gewerkschaften, der Landerbehörden, der gesetzlichen Unfallversicherung und weitere fachkundige
Personen, insbesondere der Wjssenschaft, in angemessener Zahl vertreten sein sollen. Die Gesamtzahl der Mitgliedersoll 16
Personen nicht überschreiten. Für jedes Mitglied Ist ein stellvertretendes Mitglied zu benennen. Die Mitgliedschaft im Ausschuss
für Arbeitsstätten ist ehrenamtlich.
(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales beruft die Mitglieder des Ausschusses und die stellvertretenden Mitglieder. Der
Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung und wählt den Vorsitzenden aus seiner Mitte. Die Geschäftsordnung und dfe Wahl
des^/orsitzenden bedürfen der Zustimmung des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales.
(3) Zu den Aufgaben des Ausschusses gehört es,
1.

2.

3.

dem Stand der Technik, Arbeitsmedizin und Hygiene entsprechende Regeln und sonstige gesicherte wissenschaftliche
Erkenntnisse für die Sicherheit und Gesundheifder Beschäftigten in Arbeitsstätten zu ermitteln,
Regeln und Erkenntnisse zu ermitteln, wie die Anforderungen dieser Verordnung erfüllt werden können, sowie
Empfehlungen für weitere Maßnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit und zum Schutz der Gesundheit der
Beschäftigten auszuarbeiten und

das Bundesministerium für Arbeit und Soziales in allen Fragen der Sicherheit und der Gesundheit der Beschäftigten in
Arbeitsstätten zu beraten.

Bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben soll der Ausschuss die allgemeinen Grundsätze des Arbeitsschutzes nach § 4 des
Arbeitsschutzgesetzes berücksichtigen. Das Artoeitsprogramm des Ausschusses für Arbeitsstätten wird mit dem
Bundesmjnistenum für Arbeit und Soziales abgestimmt. 'Der Ausschuss arbeitet eng mit den anderen Ausschüssen beim
Bundesministerium für Arbeit und Soziales zusammen Die Sitzungen des Ausschusses sind nicht öffentlich. Beratungs- und
Abstimmungsergebnisse des Ausschusses sowie Niederschriften der Untergremien sind vertraulich zu behandeln, soweit die
Erfullung^der Aufgaben, die den Untergremien oder den Mitgliedern des Ausschusses obliegen, dem nicht entgegenstehen.
(4) DasBundesministerium für Arbeit und Soziales kann die'vom Ausschuss nach Absatz 3"ermittelten Regeln"und Erkenntnisse
sowie Empfehlungen im Gemeinsamen Ministerialblatt bekannt machen.
(5) Die Bundesministerien sowie die zuständigen obersten Landesbehörden können zu den Sitzungen des Ausschusses Vertreter
entsenden. Diesen ist auf Verlangen in der Sitzung das Wort zu erteilen.
(6) Die Geschäfte des Ausschusses führt die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin.
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 8 Übergangsvorschriften

(1) Soweit für Arbeitsstätten,

1. die am 1. Mai 1976 eingerichtet waren oder mit deren Einrichtung vor diesem Zeitpunkt begonnen worden war oder
2. die.am 20- Dezember 1 996 eingerichtet waren oder mit deren Einrichtung vor diesem Zeitpunkt begonnen worden war

und für die zum Zeitpunkt der Einrichtung die Gewerbeordnung keine Anwendung fand,
in dieser Verordnung Anforderungen gestellt werden, die umfangreiche Änderungen der Arbeitsstätte, der Betriebseinrichtungen,
Arbeitsverfahren oder Arbeitsabläufe notwendig machen, gelten'hierfür bis zum 31. Dezember 2020 mindestens die
entsprechenden Anforderungen des Anhangs II der Richtlinie 89/654/EWG des Rates vom 30. November 1989 über
Mjndestvorschriften für Sicherheit und Gesundheitsschutz in Arbeitsstätten (ABI. EG Nr. L 393 S. 1). Soweit diese Arbeitsstätten
oder ihre Betriebseinrichtungen wesentlich erweitert oder umgebaut oder die Arbeitsverfahren oder'Arbeitsabläufe wesentlich
umgestaltet werden, hat der Arbeitgeber die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, damit diese Änderungen, Erweiterungen oder
Umgestaltungen mit den Anforderungen dieser Verordnung übereinstimmen.
(2) Bestimmungen in den vom Ausschuss für Arbeitsstätten ermittelten und vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales im
Gemeinsamen Ministerialblatt bekannt gemachten Regeln für Arbeitsstätten, die Anforderungen an den Arbeitsplatz enthalten,
gelten unter Berücksichtigung der Begriffsbestimmung'des Arbeitsplatzes in § 2 Absatz 2 de^Arbeitsstättenverordnung vom'12.
August 2004 (BGBI l S. 2179), die zuletzt durch Artikel 282 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBI. l S. 1474) geändert
worden ist, solange fort, bis sie vom Ausschuss für Arbeitsstätten überprüffund erforderlichenfalls vom Bundesministerium für
Arbeit und Soziales im Gemeinsamen Ministerialblatt neu bekannt gemacht worden sind.
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 9 Straftaten und Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 25 Absatz 1 Nummer 1 des Arbeitsschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1. entgegen § 3 Absatz 3 eine Gefährdungsbeurteilung nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig dokumentiert,

https://www.gesetze-im-intemet.de/arbst_ttv_2004/BJNR217910004.html 4/11



24. 8.2020

2.

3.

4.

ArbStättV - Verordnung über Arbeitsstätten

entgegen § 3a Absatz 1 Satz 1 nicht dafür sorgt, dass eine Arbeitsstätte in der dort vorgeschriebenen Weise einaeric
ist oder betrieben wird,

^?.?^Tr1j3a^bsatz 1 ?a? 2 in v®rbindung mit Nummer 4. 1 Absatz 1 des Anhangs einen dort genannten
Toilettenraum oder eine dort genannte mobile, anschlussfreie Toilettenkabine nicht oder mcht" m'
Weise zur Verfügung stellt,

®ntgege"i^a_Absatz 1. satz 2 in Yerbindun? mit Nummer 4.2 Absatz 1 des Anhangs einen dort genannten Pausenraum
Pausenbereich nicht oder nicht in der vorgeschriebenen'Weise zur Verfügung stellte

entgegen § 3a Absatz 2 eine Arbeitsstätte nicht in der dort vorgeschriebenen Weise einrichtet oder betreibt,
entgegen § 4 Absatz 1 Satz 2 nicht dafür sorgt, dass die gefährdeten Beschäftigten ihre Tätigkeit unverzüglich einstellen,
entgegen § 4 Absatz 4 Satz 1 nicht dafür sorgt, dass Verkehrswege, Fluchtwege und Notausgänge freigehalten werden,
entgegen § 4 Absatz 5 ein Mittel oder eine Einrichtung zur Ersten Hilfe nicht zur Verfügung stellt,
entgegen § 6 Absatz 4 Satz 1 nicht sicherstelK, dass die Beschäftigten vor Aufnahme der Tätigkeit unterwiesen werden.

(2) Wer durch eine in Absatz 1 bezeichnete vorsätzliche Handlung das Leben oder die Gesundheit von Beschäftiaten aefät
ist nach § 26 Nummer 2 des Arbeitsschutzgesetzes strafbar.
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

Anhang Anforderungen und Maßnahmen für Arbeitsstätten nach § 3 Absatz 1
Inhaltsübersicht

(Fundstelle des Originaltextes: BGBI. l 2004, 2182 - 2188;
bzgl. der einzelnen Änderungen vgl. Fußnote)

5.

6.

7.

8.
9.

1

1.1

1.2

1.3

1.4

1.5

1.6

1.7

1.8

1.9

1. 10

1. 11
2

2.1

2.2

2.3
3

3.1

3.2

3.3

3.4

3.5

3.6

3.7
4

4.1

4.2

4.3

4.4
5

5.1

5.2
6

6.1

6.2

6.3

6.4

6.5

Allgemeine Anforderungen

Anforderungen an Konstruktion und Festigkeit von Gebäuden
Abmessungen von Räumen, Luftraum

Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung
Energieverteilungsanlagen
Fußböden, Wände, Decken, Dächer

Fenster, Oberlichter

Türen, Tore

Verkehrswege

Fahrtreppen, Fahrsteige

Laderampen

Steigleitern, Steigeisengänge
Maßnahmen zum Schutz vor besonderen Gefahren

Schutz vor Absturz und herabfallenden Gegenständen, Betreten von Gefahrenbereichen
Maßnahmen gegen Brände

Fluchtwege und Notausgänge
Arbeitsbedingungen

Bewegungsfläche

Anordnung der Arbeitsplätze

Ausstattung

Beleuchtung und Sichtverbindung
Raumtemperatur

Lüftung
Lärm

Sanitär-, Pausen- und Bereitschaftsräume, Kantinen, Erste-Hilfe-Räume und Unterkünfte
Sanitärräume

Pausen- und Bereitschaftsräume

Erste-Hilfe-Räume

Unterkünfte

Ergänzende Anforderungen und Maßnahmen für besondere Arbeitsstätten und Arbeitsplätze
Arbeitsplätze in nicht allseits umschlossenen Arbeitsstätten und Arbeitsplätze im Freien
Baustellen

Maßnahmen zur Gestaltung von Bildschirmarbeitsplätzen
Allgemeine Anforderungen an Bildschirmarbeitsplätze
Allgemeine Anforderungen an Bildschirme und Bildschirmgeräte
Anforderungen an Bildschirmgeräte und Arbeitsmittel für die ortsgebundene Verwenduna an
Arbeitsplätzen

Anforderungen an tragbare Bildschirmgeräte für die ortsveränderliche Verwendung an Arbeitsplätzen
Anforderungen an die Benutzerfreundlichkeit von Bildschirmarbeitsplätzen

1 Allgemeine Anforderungen
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1.1 Anforderungen an Konstruktion und Festigkeit von Gebäuden
Gebäude für Arbeitsstätten müssen eine der Nutzungsart entsprechende Konstruktion und Festigkeit aufweisen.

1.2 Abmessungen von Räumen, Luftraum
(1) Arbeitsräume, Sanitär-, Pausen- und Bereitschaftsräume, Kantinen, Erste-Hilfe-Räume und Unterkünfte müssen eine
ausreichende Grundfläche und eine, in Abhängigkeit von der Größe der Grundfläche der Räume, ausreichende lichte Höhe
aufweisen, so dass die Beschäftigten ohne Beeinträchtigung ihrer Sicherheit, ihrer Gesundheit oder ihres Wohlbefindens die
Räume nutzen oder ihre Arbeit verrichten können.
(2) Die Abmessungen der Räume richten sich nach der Art ihrer Nutzung.
(3) Die Größe des notwendigen Luftraumes ist in Abhängigkeit von der Art der physischen Belastung und der Anzahl der
Beschäftigten sowie der sonstigen anwesenden Personen zu bemessen.

1.3 Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung
(1) Unberührt von den nachfolgenden Anforderungen sind Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnungen einzusetzen,
wenn Gefährdungen der Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten nicht durch technische oder organisatorische Maßnahmen
vermieden oder ausreichend begrenzt werden können. Das Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung und die Maßnahmen nach § 3
Absatz 1 sind dabei zu berücksichtigen.
(2) Dje_Kennzeichnung ist nach der Art der Gefährdung dauerhaft oder vorübergehend nach den Vorgaben der Richtlinie
92/58/EWG des Rates vom 24. Juni 1992 über Mindestvorschriften für die Sicherheits- und/oder
Gesundheitsschutzkennzeichnung am Arbeitsplatz (Neunte Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie
89/391/EWG) (ABI. EG Nr. L 245 S. 23) auszuführen. Diese Richtlinie gilt in der jeweils aktuellen Fassung. Wird diese Richtlinie
geändert oder nach den in dieser Richtlinie vorgesehenen Verfahren an den technischen Fortschritt angepasst, gilt sie in der
geänderten im Amtsyatt der Europäischen Gemeinschaften veröffentlichten Fassung nach Ablauf der in der Änderungs- oder
Anpassungsrjchtlinje festgelegten Umsetzungsfrist. Die geänderte Fassung kann bereits ab Inkrafttreten der Änderungs- oder
Anpassungsrichtlinie angewendet werden.
(3) (weggefallen)

1.4 Energieverteilungsanlagen
Anlagen, die der Versorgung der Arbeitsstätte mit Energie dienen, müssen so ausgewählt, installiert und betrieben werden, dass
die Beschäftigten vor dem direkten oder indirekten Berühren spannungsführender Teile geschützt sind und dass von den Anlagen
keine Brand- oder Explosionsgefahren ausgehen. Bei der Konzeption und der Ausführung sowie der Wahl des Materials und der
Schutzvorrichtungen sind Art und Stärke der verteilten Energie, die äußeren Einwirkbedingungen und die Fachkenntnisse der
Personen zu berücksichtigen, die zu Teilen der Anlage Zugang haben.

1.5 Fußböden, Wände, Decken, Dächer

(1) Die Oberflächen der Fußböden, Wände und Decken der Räume müssen so gestaltet sein, dass sie den Erfordernissen des
sicheren Betreibens entsprechen sowie leicht und sicher zu reinigen sind. Arbeitiräume müssen unter Berücksichtigung der Art
des Betriebes und^ der physischen Belastungen eine angemessene Dämmung gegen Wärme und Kälte sowie eine ausreichende
Isolierung gegen Feuchtigkeit aufweisen. Auch Sanitär-, Pausen- und Bereitschaftsräume, Kantinen, Erste-Hilfe-Räume und
Unterkünfte müssen über eine angemessene Dämmung gegen Wärme und Kälte sowie eine ausreichende Isolierung gegen
Feuchtigkeit verfügen.
(2) Die Fußböden der Räume dürfen keine Unebenheiten, Löcher, Stolperetellen oder gefährlichen Schrägen aulweisen. Sie
müssen gegen Verrutschen gesichert, tragfähig, trittsicher und rutschhemmend sein.
(3) Durchsichtige oder lichtdurchlässige Wände, insbesondere Ganzglaswände in Arbeitsräumen oder im Bereich von
Verkehrswegen, müssen deutlich gekennzeichnet sein. Sie müssen entweder aus bruchsicherem Werkstoff bestehen oder so
gegen die Arbeitsplätze in Arbeitsräumen oder die Verkehrswege abgeschirmt sein, dass die Beschäftigten nicht mit den Wänden
in Berührung kommen und beim Zersplittern der Wände nicht verletzt werden können.
(4) Dächer aus nicht durchtrittsicherem Material dürfen nur betreten werden, wenn Ausrüstungen benutzt werden, die ein sicheres
Arbeiten ermöglichen.

1.6 Fenster, Oberlichter

(1) Fenster, Oberlichter und Lüftungsvorrichtungen müssen sich von den Beschäftigten sicher öffnen, schließen, verstellen und
arretieren lassen. Sie dürfen nicht so angeordnet sein, dass sie in geöffnetem Zustand eine Gefahr für die Beschäftigten
darstellen.
(2) Fenster und Oberlichter müssen so ausgewählt oder ausgerüstet und eingebaut sein, dass sie ohne Gefährdung der
Ausführenden und anderer Personen gereinigt werden können.

1.7 Türen, Tore

(1) Die Lage, Anzahl, Abmessungen und Ausführung insbesondere hinsichtlich der verwendeten Werkstoffe von Türen und Toren
müssen sich nach der Art und Nutzung der Räume oder Bereiche richten.
(2) Durchsichtige Türen müssen in Augenhöhe gekennzeichnet sein.
(3) Pendeltüren und -tore müssen durchsichtig sein oder ein Sichtfenster haben.
(4) Bestehen durchsichtige oder lichtdurchlässige Flächen von Türen und Toren nicht aus bruchsicherem Werkstoff und ist zu
befürchten, dass sich die Beschäftigten beim Zersplittern verletzen können, sind diese Flächen gegen Eindrücken zu schützen.
(5) Schiebetüren und -tore müssen gegen Ausheben und Herausfallen gesichert sein. Türen und Tore, die sich nach oben öffnen,
müssen gegen Herabfallen gesichert sein.
(6) In unmittelbarer Nähe von Toren, ^ie vorwiegend für den Fahrzeugverkehr bestimmt sind, müssen gut sichtbar
gekennzeichnete, stets zugängliche Türen für Fußgänger vorhanden sein. Diese Türen sind nicht erforderlich, wenn der
Durchgang durch die Tore für Fußgänger gefahrlos möglich ist.
(7) Kraftbetätigte Türen und Tore müssen sicher benutzbar sein. Dazu gehört, dass sie
a) ohne Gefährdung der Beschäftigten bewegt werden oder zum Stillstand kommen können,
b) mit selbsttätig wirkenden Sicherungen ausgestattet sind,
c) auch von Hand zu öffnen sind, sofern sie sich bei Stromausfall nicht automatisch öffnen.

(8) Besondere Anforderungen gelten für Türen im Verlauf von Fluchtwegen (Nummer 2.3).
1.8 Verkehrswege

(1) Verkehrswege, einschließlich Treppen, fest angebrachte Steigleitern und Laderampen müssen so angelegt und bemessen
sein, dass sie je nach ihrem Bestimmungszweck leicht und sicher begangen oder befahren werden können und in der Nähe
Beschäftigte nicht gefährdet werden.
(2) Die Bemessung der Verkehrswege, die dem Personenverkehr, Güterverkehr oder Personen- und Güterverkehr dienen, muss
sich nach der Anzahl der möglichen Benutzer und der Art des Betriebes richten.
(3) Werden Transportmittel auf Verkehrswegen eingesetzt, mussfür Fußgänger ein ausreichender Sicherheitsabstand gewahrt
werden,

(4) Verkehrswege für Fahrzeuge müssen an Türen und Toren, Durchgängen, Fußgängerwegen und Treppenaustritten in
ausreichendem Abstand vorbeiführen.
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v(ilsfi weit, JẐ "nd"E^"chtung der Räume es zum schutz d®r Seschäftigten erfordern, müssen die Begrenzungen der

(6) Besondere Anforderungen gelten für Fluchtwege (Nummer 2.3).
1.9 Fahrtreppen, Fahrsteige

^ahrtreppe^ undFahrsteigem. üssenso aus9ewählt und installiert sein, dass sie sicher funktionieren und sicher benutzbar sind.
t',. dass die Notbefehlseinrichtungen gut erkennbar und leicht zugänglich sind'undnur'solche'"

1, die mit den notwendigen Sicherheitsvon-ichtungen ausgestattet sinci^
1.10 Laderampen

^1} L;aderamP®" sind entsprechend den Abmessungen der Transportmittel
-mussen-mindestenselnen Ab9an9 haben; lange Laderampen müssen, soweit'betn?ebstechn?s~ch möglich, an ie

sich einen Abgang haben. --.. -. --.... -".. -."

?isl, ^mu.ssen;eJjlfach^"dJ^he^benub^^^^ Dazu gehört, dass sie nach Möglichkeit mit Schutzvorrichtungen gegen
Absturz auszurüsten sind; das gilt insbesondere in Bereichen von Laderampen. d^ keine standige'^i^'undl En?adeas%Ten sind.

1.11 Steigleitern, Steigeisengänge

Steigleitern und Steigeisengänge müssen sicher benutzbar sein. Dazu gehört, dass sie
a) nach Notwendigkeit über Schutzvorrichtungen gegen Absturz, vorzugsweise über Steigschutzeinrichtungen verfügen,

an ihren Austrittsstellen eine Haltevorrichtung haben,
nach Notwendigkeit in angemessenen Abständen mit Ruhebühnen ausgerüstet sind.
2 Maßnahmen zum Schutz vor besonderen Gefahren
2. 1 Schutz vor Absturz und herabfallenden Gegenständen, Betreten von Gefahrenbereichen

mA rbete-platzeundverkehrcwe9e-bei denen. ei"e Absturzgefahr für Beschäftigte oder die Gefahr des Herabfallens von

GfgQS^e^belteht. mJ-ssen^schutevor:^
.

Gege_nsta.ndevel'letet wel'den können. Sind aufgrund der Eigenart des'"Är'bertsplateesi iode3rlde7durchzufü^renden'
ALbe'len«sc,huntev?mchtungCTgegen-AbsturcnicM
w,irksame-Maßnahmen. 9ewährleisten.̂ Eine Absturzgefahr besteht bei einer A'bsturzhöhe"von 'mehralsTM'eTer"

[ ̂ndye^ehrswege-diea" Gefahrenbereiche grenzen, müssen mit Schutzvorrichtungen'versehen sein, die
Beschäftigte in die Gefahrenbereiche gelangen, ---. -. -..o-. . ---. -...,

i3̂ DireAIbete5Latzl^nd"Yir keJvswe_^^^^ müssen gegen unbefugtes Betreten gesichert und

SZh^nGzeufSSereiche gekennzeichnet sein- zum Schutz derjenigen; die'diese Begehe beteten ̂ sen', ls;nd ̂eignete
2.2 Maßnahmen gegen Brände

(1) Arbeitsstätten müssen je nach
a) Abmessung und Nutzung,
b) der Brandgefährdung vorhandener Einrichtungen und Materialien,
c) der größtmöglichen Anzahl anwesender Personen

21 ito^Ln,eL^s^e';chenden Anzahl 9eei9neter Feuerlöscheinrichtungen und erforderlichenfalls Brandmeldern und Alarmanlagen

(2)-NLCMS_elbsttätige Feuerlöscheinrichtungen müssen als solche dauerhaft gekennzeichnet, leicht zu erreichen und zu
sGin.

(3Lselbsttätlg, wirkend. e. Feuerlöschei. nricht.un^en müssen mit Wameinrichtungen ausgerüstet sein, wenn bei ihrem Einsatz
in auftreten können.

2.3 Fluchtwege und Notausgänge
(1) Fluchtwege und Notausgänge müssen

a) sichinJAnzah1'Anordnun? und Abmessung nach der Nutzung, der Einrichtung und den Abmessungen der Arbeitsstätte
sowie nach der höchstmöglichen Anzahl der dort anwesenden Personen richten,

b) auf möglichst kurzem Weg ins Freie oder, falls dies nicht möglich ist, in einen gesicherten Bereich führen,
c) in angemessener Form und dauerhaft gekennzeichnet sein.
^'ls,mimleme[ s.ic.herhertsb^leuchtun? auszurusten'wenn das gefahrlose Verlassen der Arbeitsstätte für die Beschäftigten,instesondere bei Ausfall der allgemeinen Beleuchtung, nicht gewahrleistet-ist.""~~~" -. """-.""'- - u'° ""-.°'"a^",
(2) Türen im Verlauf von Fluchtwegen oder Türen von Notausgangen müssen

a) Sfhn^li'i. innen ohne besondere Hilfsmittel jederzeit leicht öffnen lassen, solange sich Beschäftigte in der Arbeitsstätte
b) in angemessener Form und dauerhaft gekennzeichnet sein.

^rclwcnhN,SgaJ1genJn,u^en^hn.ach^ die ausschließlich für den Notfall konzipiert
ausschließlich im Notfall benutzt werden, sind Karussell- und Schiebetüren nicht zulässig.'

3 Arbeitsbedingungen
3. 1 Bewegungsfläche

(1_)_D!e freie unverstellter Fläche am Arbeitsplatz muss so bemessen sein, dass sich die Beschäftiaten bei ihrer Tätiakeit
können.

(2). lst-dies mcht möglich' muss den Beschäftigten in der Nähe des Arbeitsplatzes eine andere ausreichend
stehen.

3.2 Anordnung der Arbeitsplätze
Arbeitsplätze sind in der Arbeitsstätte so anzuordnen, dass Beschäftigte
a) sie sicher erreichen und verlassen können,
b) sich bei Gefahr schnell in Sicherheit bringen können,
c) durch benachbarte Arbeitsplätze, Transporte oder Einwirkungen von außerhalb nicht gefährdet werden.

3.3 Ausstattung

^ Jedem Beschäftigten muss mindestens eine Kleiderablage zur Verfügung stehen, sofern keine Umkleideräume vorhanden
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(2) Kann die Arbeit ganz oder teilweise sitzend verrichtet werden oder lässt es der Arbeitsablauf zu, sich zeitweise zu setzen, sind
den Beschäftigten am Arbeitsplatz Sitzgelegenheiten zur Verfügung zu stellen. Können aus betriebstechnischen Gründen keine
Sitzgelegenheiten unmittelbar am Arbeitsplatz aufgestellt werden, obwohl es der Arbeitsablauf zulässt, sich zeitweise zu setzen,
müssen den Beschäftigten in der Nähe der Arbeitsplätze Sitzgelegenheiten bereitgestellt werden.

3.4 Beleuchtung und Sichtverbindung

(1) Der Arbeitgeber darf als Arbeitsräume nur solche Räume betreiben, die möglichst ausreichend Tageslicht erhalten und die
eine Sichtverbindung nach außen haben.
Dies gilt nicht für

1. Räume, bei denen betriebs-, produktions- oder bautechnische Gründe Tageslicht oder einer Sichtverbindung nach außen
entgegenstehen,

2.

3.

4.

5.

Räume, in denen sich Beschäftigte zur Verrichtung ihrer Tätigkeit regelmäßig nicht über einen längeren Zeitraum oder im
Verlauf der täglichen Arbeitszeit nur kurzzeitig aufhalten müssen, insbesondere Archive, Lager-, Maschinen- und
Nebenräume, Teeküchen,

Räume, die vollständig unter Erdgleiche liegen, soweit es sich dabei um Tiefgaragen oder ähnliche Einrichtungen, um
kulturelle Einrichtungen, um Verkaufsräume oder um Schank- und Speiseräume handelt,

Räume in Bahnhofs- oder Flughafenhallen, Passagen oder innerhalb von Kaufhäusern und Einkaufszentren,
Räume mit einer Grundfläche von mindestens 2000 Quadratmetern, sofern Oberlichter oder andere bauliche
Vorrichtungen vorhanden sind, die Tageslicht in den Ariseitsraum lenken.

(2) Pausen- und Bereitschaftsräume sowie Unterkünfte müssen möglichst ausreichend mit Tageslicht beleuchtet sein und eine
Sichtverbindung nach außen haben. Kantinen sollen möglichst ausreichend Tageslicht erhalten und eine Sichtverbindung nach
außen haben.
(3) Räume, die bis zum 3. Dezember 2016 eingerichtet worden sind oder mit deren Einrichtung begonnen worden war und die die
Anforderungen nach Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 nicht erfüllen, dürfen ohne eine Sichtverbihdung nach außen weiter betrieben
werden, bis sie wesentlich erweitert oder umgebaut werden.
(4) In Arbeitsräumen muss die Stärke des Tageslichteinfalls am Arbeitsplatz je nach Art der Tätigkeit reguliert werden können.
(5) Arbeitsstätten müssen mit Einrichtungen ausgestattet sein, die eine angemessene künstliche Beleuchtung ermöglichen, so
dass die Sicherheit und der Schutz der Gesundheit der Beschäftigten gewährleistet sind.
(6) Die Beleuchtungsanlagen sind so auszuwählen und anzuordnen, dass dadurch die Sicherheit und die Gesundheit der
Beschäftigten nicht gefährdet werden.
(7) Arbeitsstätten, in denen bei Ausfall der Allgemeinbeleuchtung die Sicherheit der Beschäftigten gefährdet werden kann,
müssen eine ausreichende Sicherheitsbeleuchtung haben.

3.5 Raumtemperatur

(1) Arbeitsräume, in denen aus betriebstechnischer Sicht keine spezifischen Anforderungen an die Raumtemperatur gestellt
werden, müssen während der Nutzungsdauer unter Berücksichtigung der Arbeitsverfahren und der physischen Belastungen der
Beschäftigten eine gesundheitlich zuträgliche Raumtemperatur haben.
(2) Sanitär-, Pausen- und Bereitschaftsräume, Kantinen, Erste-Hilfe-Räume und Unterkünfte müssen während der Nutzungsdauer
unter Berücksichtigung des spezifischen Nutzungszwecks eine gesundheitlich zuträgliche Raumtemperatur haben.
(3) Fenster, Oberlichter und Glaswände müssen unter Berücksichtigung der Arbeitsverfahren und der Art der Arbeitsstätte eine
Abschirmung gegen übermäßige Sonneneinstrahlung ermöglichen.

3.6 Lüftung
(1) In Arbeitsräumen, Sanitär-, Pausen- und Bereitschaftsräumen, Kantinen, Erste-Hilfe-Räumen und Unterkünften muss unter
Berücksichtigung des spezifischen Nutzungszwecks, der Arbeitsverfahren, der physischen Belastungen und der Anzahl der
Beschäftigten sowie der sonstigen anwesenden Personen während der Nutzungsdauer ausreichend'gesundheitlich zuträgliche
Atemluft vorhanden sein.
(2) Ist für das Betreiben von Arbeitsstätten eine raumlufttechnische Anlage erforderlich, muss diese jederzeit funktionsfähig sein.
Bei raumlufttechnischen Anlagen muss eine Störung durch eine selbsttätige Warneinrichtung angezeigt werden. Es müssen
Vorkehrungen getroffen sein, durch die die Beschäftigten im Fall einer Störung gegen Gesundheitsgefahren geschützt sind.
(3) Werden raumlufttechnische Anlagen verwendet, ist sicherzustellen, dass die Beschäftigten keinem störenden Luftzug
ausgesetzt sind.
(4) Ablagerungen und Verunreinigungen in raumlufttechnischen Anlagen, die zu einer unmittelbaren Gesundheitsgefährdung
durch die Raumluft führen können, müssen umgehend beseitigt werden.

3.7 Lärm

In Arbeitsstätten ist der Schalldruckpegel so niedrig zu halten, wie es nach der Art des Betriebes möglich ist. Der
Schalldruckpegel am Arbeitsplatz in Arbeitsräumen ist in Abhängigkeit von der Nutzung und den zu verrichtenden Tätigkeiten so
weit zu reduzieren, dass keine Beeinträchtigungen der Gesundheit der Beschäftigten entstehen.

4 Sanitär-, Pausen.
und Unterkünfte

4.1 Sanitärräume

und Bereitschaftsräume, Kantinen, Erste-Hilfe-Räume

(1) Der Arbeitgeber hat Toilettenräume zur Verfügung zu stellen. Toilettenräume sind für Männer und Frauen getrennt einzurichten
oder es ist eine getrennte Nutzung zu ermöglichen. Toilettenräume sind mit verschließbaren Zugängen, einer'ausreichenden
Anzahl von Toilettenbecken und Handwaschgelegenheiten zur Verfügung zu stellen. Sie müssen sich sowohl in der Nähe der
Arbeitsräume als auch in der Nähe von Kantinen, Pausen- und Bereitschaftsräumen, Wasch- und Umkleideräumen befinden. Bei
Arbeiten im Freien und auf Baustellen mit wenigen Beschäftigten sind mobile, anschlussfreie Toilettenkabinen in der Nähe der
Arbeitsplätze ausreichend.
(2) Der Arbeitgeber hat - wenn es die Art der Tätigkeit oder gesundheitliche Gründe erfordern - Waschräume zur Verfügung zu
stellen. Diese sind für Männer und Frauen getrennt einzurichten oder es ist eine getrennte Nutzung zu ermöglichen. Bei'Arbeiten
im Freien und auf Baustellen mit wenigen Beschäftigten sind Waschgetegenheiten ausreichend. Waschräume sind

a) in der Nähe von Arbeitsräumen und sichtgeschützt einzurichten,

b) so zu bemessen, dass die Beschäftigten sich den hygienischen Erfordernissen entsprechend und ungehindert reinigen
können; dazu müssen fließendes warmes und kaltes Wasser, Mittel zum Reinigen und gegebenenfalls zum Desinfizieren
sowie zum Abtrocknen der Hände vorhanden sein,

c) mit einer ausreichenden Anzahl geeigneter Duschen zur Verfügung zu stellen, wenn es die Art der Tätigkeit oder
gesundheitliche Gründe erfordern.

Sind Waschräume nicht erforderlich, müssen in der Nähe des Arbeitsplatzes und der Umkleideräume ausreichende und
angemessene Waschgelegenheiten mit fließendem Wasser (erforderlichenfalls mit warmem Wasser), Mitteln zum Reinigen und
zum Abtrocknen der Hände zur Verfügung stehen.
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(3) Der Arbeitgeber hat geeignete Umkleideräume zur Verfügung zu stellen, wenn die Beschäftigten bei ihrer Tätigkeit besondere
Arbeitskleidung tragen müssen und es ihnen nicht zuzumuten ist, sich in einem anderen Raum umzukleiden. Umkleideräume sind
für Männer und Frauen getrennt einzurichten oder es ist eine getrennte Nutzung zu ermöglichen. Umkleideräume müssen
a) leicht zugänglich und von ausreichender Größe und sichtgeschützt eingerichtet werden; entsprechend der Anzahl

gleichzeitiger Benutzer muss genügend freie Bodenfläche für ungehindertes Umkleiden vorhanden sein,

b) mit Sitzgelegenheiten sowie mit verschließbaren Einrichtungen ausgestattet sein, in denen jeder Beschäftigte seine
Kleidung aufbewahren kann.

Kleiderschränke für Arbeitskleidung und Schutzkleidung sind von Kleiderschränken für persönliche Kleidung und Gegenstände zu
trennen, wenn die Umstände dies erfordern.
(4) Wasch- und Umkleideräume, die voneinander räumlich getrennt sind, müssen untereinander leicht erreichbar sein.

4.2 Pausen- und Bereitschaftsräume

(1) Bei mehr als zehn Beschäftigten oder wenn die Sicherheit und der Schutz der Gesundheit es erfordern, ist den Beschäftigten
ein Pausenraum oder ein entsprechender Pausenbereich zur Verfügung zu stellen. Dies gilt nicht, wenn die Beschäftigten in~
Buroräumen oder vergleichbaren Arbeitsräumen beschäftigt sind und dort gleichwertige Voraussetzungen für eine Erholung
während der Pause gegeben sind. Fallen in die Arbeitszeit regelmäßig und häufig Arbeitsbereitschaftszeiten oder
Arbeitsunterbrechungen und sind keine Pausenräume vorhanden, so sind für die Beschäftigten Räume für Bereitschaftszeiten
einzurichten. Schwangere Frauen und stillende Mütter müssen sich während der Pausen und, soweit es erforderlich ist, auch
während der Arbeitszeit unter geeigneten Bedingungen hinlegen und ausmhen können.
(2) Pausenräume oder entsprechende Pausenbereiche sind

a) für die Beschäftigten leicht erreichbar an ungefährdeter Stelle und in ausreichender Größe bereitzustellen,

b) entsprechend der Anzahl der gleichzeitigen Benutzer mit leicht zu reinigenden Tischen und Sitzgelegenheiten mit
Rückenlehne auszustatten,

c) als separate Räume zu gestalten, wenn die Beurteilung der Arbeitsbedingungen und der Arbeitsstätte dies erfordern.
(3) Bereitschaftsräume und Pausenräume, die als Bereitschaftsräume genutzt werden, müssen dem Zweck entsprechend
ausgestattet sein.

4.3 Erste-Hilfe-Räume

(1) Erste-Hijfe-Räyme oder vergleichbare Bereiche sind entsprechend der Art der Gefährdungen in der Arbeitsstätte oder der
Anzahl der Beschäftigten, der Art der auszuübenden Tätigkeiten sowie der räumlichen Größe'der Betriebe zur Verfügung zu
stellen.
(2) Erste-Hilfe-Räume müssen an ihren Zugängen als solche gekennzeichnet und für Personen mit Rettungstransportmitteln leicht
zugänglich sein.
(3) Sie sind mit den erforderlichen Mitteln und Einrichtungen zur Ersten Hilfe auszustatten. An einer deutlich gekennzeichneten
Stelle müssen Anschrift und Telefonnummer der örtlichen Rettungsdienste angegeben sein.
(4) Darüber hinaus sind überall dort, wo es die Arbeitsbedingungen erfordern, -Mfttel und Einrichtungen zur Ersten Hilfe
aufzubewahren. Sie müssen leicht zugänglich und einsatzbereit sein. Die Aufbewahrungsstellen müssen als solche
gekennzeichnet und gut erreichbar sein.

4.4 Unterkünfte

(1) Der Arbeitgeber hat angemessene Unterkünfte für Beschäftigte zur Verfügung zu stellen, gegebenenfalls auch außerhalb der
Arbeitsstätte, wenn es aus Gründen der Sicherheit und zum Schutz der Gesundheit erforderlichtst. Die Bereitstellung
angemessener Unterkünfte kann insbesondere wegen der Abgelegenheit der Arbeitsstätte, der Art der auszuübenden Tätigkeiten
oder der Anzahl der im Betrieb beschäftigten Personen erforderlich sein. Kann der Arbeitgeber erforderliche Unterkünfte nicht zur
Verfügung stellen, hat er für eine andere angemessene Unterbringung der Beschäftigten zu sorgen.
(2) Unterkünfte müssen entsprechend ihrer Belegungszahl ausgestattet sein mit:

a) Wohn- und Schlafbereich (Betten, Schränken, Tischen, Stühlen),
b) Essbereich,

c) Sanitäreinrichtungen.

(3) Wird die Unterkunft von Männern und Frauen gemeinsam genutzt, ist dies bei der Zuteilung der Räume zu berücksichtigen.
5 Ergänzende Anforderungen und Maßnahmen für besondere Arbeitsstätten

und Arbeitsplätze

5. 1 Arbeitsplätee in nicht allseits umschlossenen Arbeitsstätten und Arbeitsplätze im Freien

Arbeitsplätze in nicht allseits umschlossenen Arbeitsstätten und Arbeitsplätze im Freien sind so einzurichten und zu betreiben,
dass sie von den Beschäftigten bei jeder Witterung sicher und ohne Gesundheitsgefährdung erreicht, benutzt und wieder
verlassen werden können. Dazu gehört, dass diese Arbeitsplätze gegen Witterungseinflüsse geschützt sind oder den
Beschäftigten geeignete persönliche Schutzausrüstungen zur Verfügung gestellt werden.
Werden die Beschäftigten auf Arbeitsplätzen im Freien beschäftigt, so sind die Arbeitsplätze nach Möglichkeit so einzurichten,
dass die Beschäftigten nicht gesundheitsgefährdenden äußeren Einwiri<ungen ausgesetzt sind.

5.2 Baustellen

(1) Die Beschäftigten müssen

a) sich gegen Witterungseinflüsse geschützt umkleiden, waschen und wärmen können,

b) über Einrichtungen verfügen, um ihre Mahlzeiten einnehmen und gegebenenfalls auch zubereiten zu können,
c) in der Nähe der Arbeitsplätze über Trinkwasser oder ein anderes alkoholfreies Getränk verfügen können.
Weiterhin sind auf Baustellen folgende Anforderungen umzusetzen:

d) Sind Umkleideräume nicht erforderlich, muss für jeden regelmäßig auf der Baustelle anwesenden Beschäftigten eine
Kleiderablage und ein abschließbares Fach vorhanden sein, damit persönliche Gegenstände unter Verschluss
aufbewahrt werden können.

e) Unter Berücksichtigung der Arbeitsverfahren und der physischen Belastungen der Beschäftigten ist dafür zu sorgen,
dass ausreichend gesundheitlich zuträgliche Atemluft vorhanden ist.

f) Beschäftigte müssen die Möglichkeit haben, Arbeitskleidung und Schutzkleidung außerhalb der Arbeitszeit zu lüften und
zu trocknen.

g) In regelmäßigen Abständen sind geeignete Versuche und Übungen an Feuerlöscheinrichtungen und Brandmelde- und
Alarmanlagen durchzuführen.
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(2) Schutzvorrichtungen, die ein Abstürzen von Beschäftigten an Arbeitsplätzen und Verkehrswegen auf Baustellen verhindern,
müssen vorhanden sein:

1. unabhängig von der Absturzhöhe bei

a) Arbeitsplätzen am und über Wasser oder an und über anderen festen oder flüssigen Stoffen, in denen man
versinken kann,

b) Verkehrswegen über Wasser oder anderen festen oder flüssigen Stoffen, in denen man versinken kann,

2. bei mehr als 1 Meter Absturzhöhe an Wandöffnungen, an freiliegenden Treppenläufen und -absätzen sowie
3. bei mehr als 2 Meter Absturzhöhe an allen übrigen Arbeitsplätzen.

Bei einer Absturzhöhe bis zu 3 Metern ist eine Schutzvorrichtung entbehrlich an Arbeitsplätzen und Verkehrswegen auf Dächern
und Geschossdecken von baulichen Anlagen mit bis zu 22,5 Grad Neigung und nicht mehr als 50 Quadratmeter Grundfläche,
sofern die Arbeiten von hierfür fachlich qualifizierten und körperlich geeigneten Beschäftigten ausgeführt werden und diese
Beschäftigten besonders unterwiesen sind. Die Absturzkante muss für die Beschäftigten deutlich erkennbar sein.
(3) Räumliche Begrenzungen der Arbeitsplätze, Materialien, Ausrüstungen und ganz allgemein alle Elemente, die durch
Ortsveränderung die Sicherheit und die Gesundheit der Beschäftigten beeinträchtigen können, müssen auf geeignete Weise
stabilisiert werden. Hierzu zählen auch Maßnahmen, die verhindern, dass Fahrzeuge, Erdbaumaschinen und Förderzeuge
abstürzen, umstürzen, abrutschen oder einbrechen.
(4) Werden Beförderungsmittel auf Verkehrswegen verwendet, so müssen für andere, den Verkehrsweg nutzende Personen ein
ausreichender Sicherheitsabstand oder geeignete Schutzvorrichtungen vorgesehen werden. Die Wege müssen regelmäßig
überprüft und gewartet werden.
(5) Bei Arbeiten, aus denen sich im besonderen Maße Gefährdungen für die Beschäftigten ergeben können, müssen geeignete
Sicherheitsvorkehrungen getroffen werden. Dies gilt insbesondere für Abbmcharbeiten sowie Montage- oder Demontagearbeiten.
Zur Erfüllung der Schutzmaßnahmen des Satzes 1 sind

a) bei Arbeiten an erhöhten oder tiefer gelegenen Standorten Standsicherheit und Stabilität der Arbeitsplätze und ihrer
Zugänge auf geeignete Weise zu gewährleisten und zu überprüfen, insbesondere nach einer Veränderung der Höhe
oder Tiefe des Arbeitsplatzes,

b) bei Aushubarbeiten, Brunnen bauarbeiten, unterirdischen oder Tunnelarbeiten die Erd- oder Felswände so abzuböschen,
zu veriiauen oder anderweitig so zu sichern, dass sie während der einzelnen Bauzustände standsicher sind; vor Beginn
von Erdarbeiten sind geeignete Maßnahmen durchzuführen, um die Gefährdung durch unterirdisch veriegte Kabel und
andere Versorgungsleitungen festzustellen und auf ein Mindestmaß zu verringern,

c) bei Arbeiten, bei denen Sauerstoffmangel auftreten kann, geeignete Maßnahmen zu treffen, um einer Gefahr
vorzubeugen und eine wirksame und sofortige Hilfeleistung zu ermöglichen; Einzelarbeitsplätze in Bereichen, in denen
erhöhte Gefährdung durch Sauerstoffmangel besteht, sind nur zulässig, wenn diese ständig von außen überwacht
werden und alle geeigneten Vorkehrungen getroffen sind, um eine wirksame und sofortige Hilfeleistung zu ermöglichen,

d) beim Auf-, Um- sowie Abbau von Spundwänden und Senkkästen angemessene Vorrichtungen vorzusehen, damit sich
die Beschäftigten beim Eindringen von Wasser und Material retten können,

e) bei Laderampen Absturzsicherungen vorzusehen,
f) bei Arbeiten, bei denen mit Gefährdungen aus dem Verkehr von Land-, Wasser- oder Luftfahrzeugen zu rechnen ist,

geeignete Vorkehrungen zu treffen.

Abbrucharbeiten, Montage- oder Demontagearbeiten, insbesondere der Auf- oder Abbau von Stahl- oder Betonkonstruktionen,
die Montage oder Demontage von Verbau zur Sicherung von Erd- oder Felswänden oder Senkkästen sind fachkundig zu planen
und nur unter fachkundiger Aufsicht sowie nach schriftlicher Abbruch-, Montage- oder Demontageanweisung durchzuführen; die
Abbruch-, Montage- oder Demontageanweisung muss die erforderlichen sicherheitstechnischen Angaben enthalten; auf die
Schriftform kann verzichtet werden, wenn für die jeweiligen Abbruch-, Montage- oder Demontagearbeiten besondere
sicherheitstechnische Angaben nicht erforderlich sind.
(6) Vorhandene elektrische Freileitungen müssen nach Möglichkeit außerhalb des Baustellengeländes verlegt oder freigeschaltet
werden. Wenn dies nicht möglich ist, sind geeignete Abschrankungen, Abschirmungen oder Hinweise anzubringen, um
Fahrzeuge und Einrichtungen von diesen Leitungen fern zu halten.

6 Maßnahmen zur Gestaltung von Bildschirmarbeitsplätzen

6.1 Allgemeine Anforderungen an Bildschirmarbeitsplätze

(1) Bildschirmarbeitsplätze sind so einzurichten und zu betreiben, dass die Sicherheit und der Schutz der Gesundheit der
Beschäftigten gewährleistet sind. Die Grundsätze der Ergonomie sind auf die Bildschirmarbeitsplätze und die erforderlichen
Arbeitsmittel sowie die für die Informationsverarbeitung durch die Beschäftigten erforderlichen Bildschirmgeräte entsprechend
anzuwenden.
(2) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass die Tätigkeiten der Beschäftigten an Bildschirmgeräten insbesondere durch andere
Tätigkeiten oder regelmäßige Erholungszeiten unterbrochen werden.
(3) Für die Beschäftigten ist ausreichend Raum für wechselnde Arbeitshaltungen und -bewegungen vorzusehen.
(4) Die Bildschirmgeräte sind so aufeustellen und zu betreiben, dass die Oberflächen frei von störenden Reflexionen und
Blendungen sind.
(5) Die Arbeitstische oder Arbeitsflächen müssen eine reflexionsarme Oberfläche haben und so aufgestellt werden, dass die
Oberflächen bei der Arbeit frei von störenden Reflexionen und Blendungen sind.
(6) Die Arbeitsflächen sind entsprechend der Arbeitsaufgabe so zu bemessen, dass alle Eingabemittel auf der Arbeitsfläche
variabel angeordnet werden können und eine flexible Anordnung des Bildschirms, des Schriftguts und der sonstigen Arbeitsmittel
möglich ist. Die Arbeitsfläche vor der Tastatur muss ein Auflegen der Handballen ermöglichen.
(7) Auf Wunsch der Beschäftigten hat der Arbeitgeber eine Fußstütze und einen Manuskripthalter zur Verfügung zu stellen, wenn
eine ergonomisch günstige Arbeitshaltung auf andere Art und Weise nicht erreicht werden kann.
(8) Die Beleuchtung muss der Art der Arbeitsaufgabe entsprechen und an das Sehvermögen der Beschäftigten angepasst sein;
ein angemessener Kontrast zwischen Bildschirm und Arbeitsumgebung ist zu gewährleisten. Durch die Gestaltung des
Bildschirmarbeitsplatzes sowie der Auslegung und der Anordnung der Beleuchtung sind störende Blendungen, Reflexionen oder
Spiegelungen auf dem Bildschirm und den sonstigen Arbeitsmitteln zu vermeiden.
(9) Werden an einem Arbeitsplatz mehrere Bildschirmgeräte oder Bildschirme betrieben, müssen diese ergonomisch angeordnet
sein. Die Eingabegeräte müssen sich eindeutig dem jeweiligen Bildschirmgerät zuordnen lassen.
(10) Die Arbeitsmittel dürfen nicht zu einer erhöhten, gesundheitlich unzuträglichen Wärmebelastung am Arbeitsplatz führen.
6.2 Allgemeine Anforderungen an Bildschirme und Bildschirmgeräte

(1) Die Text- und Grafikdarstellungen auf dem Bildschirm müssen entsprechend der Arbeitsaufgabe und dem Sehabstand scharf
und deutlich sowie ausreichend groß sein. Der Zeichen- und der Zeilenabstand müssen angemessen sein. Die Zeichengröße und
derZeilenabstand müssen auf dem Bildschirm individuell eingestellt werden können.
(2) Das auf dem Bildschirm dargestellte Bild muss flimmerfrei sein. Das Bild darf keine Verzerrungen aufweisen.
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(3) Die Helligkeit der Bildschirmanzeige und der Kontrast der Text- und Grafikdarstellungen auf dem Bildschirm müssen von den
Beschäftigten einfach eingestellt werden können. Sie müssen den Verhältnissen der Arbeitsumgebung indivic
werden können.

(4) Die Bildschirmgröße und -form müssen der Arbeitsaufgabe angemessen sein.
(5) Die von den Bildschirmgeräten ausgehende elektromagnetische Strahlung muss so niedrig gehalten werden, dass die
Sicherheit und die Gesundheit der Beschäftigten nicht gefährdet werden.

6.3 Anforderungen an Bildschirmgeräte und Arbeitsmittel für die ortsgebundene Verwendung an Arbeitsplätzen
(1) Bildschirme müssen frei und leicht dreh- und neigbar sein sowie über reflexionsarme Oberflächen verfügen. Bildschirme, die
über reflektierende Oberflächen verfügen, dürfen nur dann betrieben werden, wenn di<
Gründen erforderlich ist.
(2) Tastaturen müssen die folgenden Eigenschaften auiweisen:
1. sie müssen vom Bildschirm getrennte Einheiten sein,

2. sie müssen neigbar sein,

3. die Oberflächen müssen reflexionsarm sein,

5.

die Form und der Anschlag der Tasten müssen den Arbeitsaufgaben angemessen sein und eine ergonomische
Bedienung ermöglichen,

die Beschriftung der Tasten muss sich vom Untergrund deutlich abheben und bei
sein.

(3) Alternative Eingabemittel (zum Beispiel Eingabe über den Bildschirm, Spracheingabe, Scanner) dürfen nur eingesetzt werden,
wenn dadurch die Arbeitsaufgaben leichter ausgeführt werden können und keine zusätzlichen Belastungen für die"Beschäftis
entstehen.

6.4 Anforderungen an tragbare Bildschirmgeräte für die ortsveränderliche Verwendung an Arbeitsplätzen
(1) Größe, Form und Gewicht tragbarer Bildschirmgeräte müssen der Arbeitsaufgabe entsprechend angemessen sein.
(2) Tragbare Bildschirmgeräte müssen

über Bildschirme mit reflexionsarmen Oberflächen verfügen und
so betrieben werden, dass der Bildschirm frei von störenden Reflexionen und Blendungen ist.

1.
2.

(3) Tragbare Bildschirmgeräte ohne Trennung zwischen Bildschirm und externem Eingabemittel (insbesondere Geräte ohne
Tastatur) dürfen nur an Arbeitsplätzen betrieben werden, an denen die Geräte nur kurzzeitig verwendet werden oder an denen die
Arbeitsaufgaben mit keinen anderen Bildschirmgeräten ausgeführt werden können.
(4) Tragbare Bildschirmgeräte mit alternativen EingabemitteTn sind den Arbeitsaufgaben angemessen und mildern Ziel einer
optimalen Entlastung der Beschäftigten zu betreiben.
(5) Werden tragbare Bildschirmgeräte ortsgebunden an Arbeitsplätzen verwendet, gelten zusätzlich die Anforderungen nach
Nummer 6. 1.

6.5 Anforderungen an die Benutzerfreundlichkeit von Bildschirmarbeitsplätzen
(1) Beim Betreiben der Bildschirmarbeitsplätze hat der Arbeitgeber dafür zu sorgen, dass der Arbeitsplatz den Arbeitsaufgaben
angemessen gestaltet ist. Er hat insbesondere geeignete Softwaresysteme bereitzustellen.
(2) De Bildschirmgeräte und die Software müssen entsprechend den Kenntnissen und Erfahrungen der Beschäftigten im Hinblick
auf die jeweilige Arbeitsaufgabe angepasst werden können.
(3) Das^Spftwaresystem mussden Beschäftigten Angaben über die jeweiligen Dialogabläufe machen.
(4) Die Bildschirmgeräte und die Software müssen es den Beschäftigten ermöglichen, die Dialogabläufe zu beeinflussen. Sie
müssen eventuelle Fehler bei der Handhabung beschreiben und eine Fehlerbeseitigung mit begrenztem Arbeitsaufwand
erlauben.

(5) Eine Kontrolle der Arbeit hinsichtlich der qualitativen oder quantitativen Ergebnisse darf ohne Wissen der Beschäftigten nicht
durchgeführt werden.

zum Seitenanfang Datenschutz Seite ausdrucken
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erordnung zum Schutz der Beschäftigten vor Gefährdungen
durch Lärm und ibrationen (Lärm- und Vibrations-

rbeitsschutzverordnung - Lärm ibrationsArbSch )

LärmVibrationsArbSchV

Ausfertigungsdatum: 06. 03. 2007

Vollzitat:

"Lärm- und Vibrations-Arbeitsschutzverordnung vom 6. März 2007 (BGBI. l S. 261), die zuletzt durch Artikel 5
Absatz 5 der Verordnung vom 18. Oktober 2017 (BGBI. l S. 3584) geändert worden ist"

Stand: Zuletzt geändert durch Art. 5 Abs. 5 V v. 18. 10.2017 l 3584

Fußnote

(+++ Textnachweis ab: 9. 3. 2007 +++)
(+++ Amtlicher Hinweis des Normgebers auf EG-Recht:

Umsetzung der
EWGRL 270/90 (CELEX Nr: 31990L0270)
EWGRL 269/90 (CELEX Nr: 31990L0269)
EGRL 10/2003 (CELEX Nr: 32003L0010)
EGRL 44/2002 (CELEX Nr: 32G02L0044) vgl. V v. 18. 10. 2017 I 3584 +++)

Die V wurde als Artikel l der V v. 6. 3. 2007 l 261 von der Bundesregierung nach Anhörung der beteiligten Kreise
und des besonderen Ausschusses, sowie des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium des Innern nach Anhörung des Ausschusses für technische Arbeitsmittel und
Verbraucherprodukte und im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie, dem
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, dem Bundesministerium für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit, dem Bundesministerium der Verteidigung und dem Bundesministerium für
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung erlassen. Sie ist gem. Art. 7 Satz l dieser V am 9. 3. 2007 in Kraft getreten.
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Abschnitt l
Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen

§ l Anwendungsbereich

(l) Diese Verordnung gilt zum Schutz der Beschäftigten vor tatsächlichen oder möglichen Gefährdungen ihrer
Gesundheit und Sicherheit durch Lärm oder Vibrationen bei der Arbeit.

(2) Das Bundesministerium der Verteidigung kann für Beschäftigte, die Lärm und Vibrationen ausgesetzt
sind oder ausgesetzt sein können, Ausnahmen von den Vorschriften dieser Verordnung zulassen, soweit
öffentliche Belange dies zwingend erfordern, insbesondere für Zwecke der Landesverteidigung oder zur Erfüllung
zwischenstaatlicher Verpflichtungen der Bundesrepublik Deutschland. In diesem Fall ist gleichzeitig festzulegen,"
wie die Sicherheit und der Gesundheitsschutz der Beschäftigten nach dieser Verordnung'auf andere Weise
gewährleistet werden kann.

§ 2 Begriffsbestimmungen

(l) Lärm im Sinne dieser Verordnung ist jeder Schall, der zu einer Beeinträchtigung des Hörvermögens oder zu
einer sonstigen mittelbaren oder unmittelbaren Gefährdung von Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten
führen kann.

(2) Der Tages-Lärmexpositionspegel (L (tief) EX, 8h ) ist der über die Zeit gemittelte Lärmexpositionspegel
bezogen auf eine Achtstundenschicht. Er umfasst alle am Arbeitsplatz auftretenden Schallereignisse'.

(3) Der Wochen-Lärmexpositionspegel (L (tief) EX, 40h ) ist der über die Zeit gemittelte Tages-
Lärmexpositionspegel bezogen auf eine 40-Stundenwoche.

(4) Der Spitzenschalldruckpegel (L (tief) pC, peak) ist der Höchstwert des momentanen Schalldruckpegels.
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(5) Vibrationen sind alle mechanischen Schwingungen, die durch Gegenstände auf den menschlichen Körper
übertragen werden und zu einer mittelbaren oder unmittelbaren Gefährdung von Sicherheit und Gesundheit der
Beschäftigten führen können. Dazu gehören insbesondere

l. mechanische Schwingungen, die bei Übertragung auf das Hand-Arm-System des Menschen Gefährdungen
für die Gesundheit und Sicherheit der Beschäftigten verursachen oder verursachen können(Hand-Arm-
Vibrationen), insbesondere Knochen- oder Gelenkschäden, Durchblutungsstörungen oder neurologische
Erkrankungen, und

2. mechanische Schwingungen, die bei Übertragung auf den gesamten Körper Gefährdungen für die
Gesundheit und Sicherheit der Beschäftigten verursachen oder verursachen können (Ganzkörper-
Vibrationen), insbesondere Rückenschmerzen und Schädigungen der Wirbelsäule.

(6) Der Tages-Vibrationsexpositionswert A(8) ist der über die Zeit nach Nummer 1. 1 des Anhangs für Hand-Arm-
Vibrationen und nach Nummer 2. 1 des Anhangs für Ganzkörper-Vibrationen gemittelte Vibrationsexpositionswert
bezogen auf eine Achtstundenschicht.

(7) Fachkundig ist, wer über die erforderlichen Fachkenntnisse zur Ausübung einer in dieser Verordnung
bestimmten Aufgabe verfügt. Die Anforderungen an die Fachkunde sind abhängig von der jeweiligen Art der
Aufgabe. Zu den Anforderungen zählen eine entsprechende Berufsausbildung oder Berufserfahrung jeweils
in Verbindung mit einer zeitnah ausgeübten einschlägigen beruflichen Tätigkeit sowie die Teilnahme an
spezifischen Fortbildungsmaßnahmen.

(8) Der Stand der Technik ist der Entwicklungsstand fortschrittlicher Verfahren, Einrichtungen oder
Betriebsweisen, der die praktische Eignung einer Maßnahme zum Schutz der Gesundheit und zur Sicherheit
der Beschäftigten gesichert erscheinen lässt. Bei der Bestimmung des Standes der Technik sind insbesondere
vergleichbare Verfahren, Einrichtungen oder Betriebsweisen heranzuziehen, die mit Erfolg in der Praxis erprobt
worden sind. Gleiches gilt für die Anforderungen an die Arbeitsmedizin und die Arbeitshygiene.

(9) Den Beschäftigten stehen Schülerinnen und Schüler, Studierende und sonstige in Ausbildungseinrichtungen
tätige Personen, die bei ihren Tätigkeiten Lärm und Vibrationen ausgesetzt sind, gleich.

Abschnitt 2
Ermittlung und Bewertung der Gefährdung; Messungen

§ 3 Gefährdungsbeurteilung

(l) Bei der Beurteilung der Arbeitsbedingungen nach § 5 des Arbeitsschutzgesetzes hat der Arbeitgeber zunächst
festzustellen, ob die Beschäftigten Lärm oder Vibrationen ausgesetzt sind oder ausgesetzt sein können. Ist dies
der Fall, hat er alle hiervon ausgehenden Gefährdungen für die Gesundheit und Sicherheit der Beschäftigten
zu beurteilen. Dazu hat er die auftretenden Expositionen am Arbeitsplatz zu ermitteln und zu bewerten, Der
Arbeitgeber kann sich die notwendigen Informationen beim Hersteller oder Inverkehrbringer von Arbeitsmitteln
oder bei anderen ohne weiteres zugänglichen Quellen beschaffen. Lässt sich die Einhaltung der Auslöse- und
Expositionsgrenzwerte nicht sicher ermitteln, hat er den Umfang der Exposition durch Messungen nach § 4
festzustellen. Entsprechend dem Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung hat der Arbeitgeber Schutzmaßnahmen
nach dem Stand der Technik festzulegen.

(2) Die Gefährdungsbeurteilung nach Absatz l umfasst insbesondere

l. bei Exposition der Beschäftigten durch Lärm

a) Art, Ausmaß und Dauer der Exposition durch Lärm,

b) die Auslösewerte nach § 6 Satz l und die Expositionswerte nach § 8 Abs. 2,

c) die Verfügbarkeit alternativer Arbeitsmittel und Ausrüstungen, die zu einer geringeren Exposition der
Beschäftigten führen (Substitutionsprüfung),

d) Erkenntnisse aus der arbeitsmedizinischen Vorsorge sowie allgemein zugängliche, veröffentlichte
Informationen hierzu,

e) die zeitliche Ausdehnung der beruflichen Exposition über eine Achtstundenschicht hinaus,

f) die Verfügbarkeit und Wirksamkeit von Gehörschutzmitteln,
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g) Auswirkungen auf die Gesundheit und Sicherheit von Beschäftigten, die besonders gefährdeten
Gruppen angehören, und

h) Herstellerangaben zu Lärmemissionen sowie

2. bei Exposition der Beschäftigten durch Vibrationen

a) Art, Ausmaß und Dauer der Exposition durch Vibrationen, einschließlich besonderer
Arbeitsbedingungen, wie zum Beispiel Tätigkeiten bei niedrigen Temperaturen,

b) die Expositionsgrenzwerte und Auslösewerte nach § 9 Abs. l und 2,

c) die Verfügbarkeit und die Möglichkeit des Einsatzes alternativer Arbeitsmittel und Ausrüstungen, die
zu einer geringeren Exposition der Beschäftigten führen (Substitutionsprüfung),

d) Erkenntnisse aus der arbeitsmedizinischen Vorsorge sowie allgemein zugängliche, veröffentlichte
Informationen hierzu,

die zeitliche Ausdehnung der beruflichen Exposition über eine Achtstundenschicht hinaus.e)
f) Auswirkungen auf die Gesundheit und Sicherheit von Beschäftigten, die besonders gefährdeten

Gruppen angehören, und

g) Herstellerangaben zu Vibrationsemissionen.

(3) Die mit der Exposition durch Lärm oder Vibrationen verbundenen Gefährdungen sind unabhängig
voneinander zu beurteilen und in der Gefährdungsbeurteilung zusammenzuführen. Mögliche Wechsel- oder
Kombinationswirkungen sind bei der Gefährdungsbeurteilung zu berücksichtigen. Dies gilt insbesondere
bei Tätigkeiten mit gleichzeitiger Belastung durch Lärm, arbeitsbedingten ototoxischen Substanzen oder
Vibrationen, soweit dies technisch durchführbar ist. Zu berücksichtigen sind auch mittelbare Auswirkungen auf
die Gesundheit und Sicherheit der Beschäftigten, zum Beispiel durch Wechselwirkungen zwischen Lärm und
Warnsignalen oder anderen Geräuschen, deren Wahrnehmung zur Vermeidung von Gefährdungen erforderlich
ist. Bei Tätigkeiten, die eine hohe Konzentration und Aufmerksamkeit erfordern, sind störende und negative
Einflüsse infolge einer Exposition durch Lärm oder Vibrationen zu berücksichtigen,

(4) Der Arbeitgeber hat die Gefährdungsbeurteilung unabhängig von der Zahl der Beschäftigten zu
dokumentieren. In der Dokumentation ist anzugeben, welche Gefährdungen am Arbeitsplatz auftreten können
und welche Maßnahmen zur Vermeidung oder Minimierung der Gefährdung der Beschäftigten durchgeführt
werden müssen. Die Gefährdungsbeurteilung ist zu aktualisieren, wenn maßgebliche Veränderungen der
Arbeitsbedingungen dies erforderlich machen oder wenn sich eine Aktualisierung auf Grund der Ergebnisse der
arbeitsmedizinischen Vorsorge als notwendig erweist.

§ 4 Messungen

(l) Der Arbeitgeber hat sicherzustellen, dass Messungen nach dem Stand der Technik durchgeführt werden.
Dazu müssen

l. Messverfahren und -gerate den vorhandenen Arbeitsplatz- und Expositionsbedingungen angepasst sein;
dies betrifft insbesondere die Eigenschaften des zu messenden Lärms oder der zu messenden Vibrationen,
die Dauer der Einwirkung und die Umgebungsbedingungen und

2. die Messverfahren und -gerate geeignet sein, die jeweiligen physikalischen Größen zu bestimmen, und
die Entscheidung erlauben, ob die in den §§ 6 und 9 festgesetzten Auslöse- und Expositionsgrenzwerte
eingehalten werden.

Die durchzuführenden Messungen können auch eine Stichprobenerhebung umfassen, die für die persönliche
Exposition eines Beschäftigten repräsentativ ist. Der Arbeitgeber hat die Dokumentation über die ermittelten
Messergebnisse mindestens 30 Jahre in einer Form aufzubewahren, die eine spätere Einsichtnahme ermöglicht.

(2) Messungen zur Ermittlung der Exposition durch Vibrationen sind zusätzlich zu den Anforderungen nach
Absatz l entsprechend den Nummern 1. 2 und 2. 2 des Anhangs durchzuführen.

§ 5 Fachkunde

Der Arbeitgeber hat sicherzustellen, dass die Gefährdungsbeurteilung nur von fachkundigen Personen
durchgeführt wird. Verfügt der Arbeitgeber nicht selbst über die entsprechenden Kenntnisse, hat er sich
fachkundig beraten zu lassen. Fachkundige Personen können insbesondere der Betriebsarzt und die Fachkraft für
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Arbeitssicherheit sein. Der Arbeitgeber darf mit der Durchführung von Messungen nur Personen beauftragen, die
über die dafür notwendige Fachkunde und die erforderlichen Einrichtungen verfügen.

Abschnitt 3
Auslösewerte und Schutzmaßnahmen bei Lärm

§ 6 Auslösewerte bei Lärm

Die Auslösewerte in Bezug auf den Tages-Lärmexpositionspegel und den Spitzenschalldruckpegel betragen.
l. Obere Auslösewerte: L (tief) EX, 8h = 85 dB(A) beziehungsweise L (tief) pC, peak = 137 dB(C),
2. Untere Auslösewerte: L (tief) EX, 8h = 80 dB(A) beziehungsweise L (tief) pC, peak = 135 dB(C).
Bei der Anwendung der Auslösewerte wird die dämmende Wirkung eines persönlichen Gehörschutzes der
Beschäftigten nicht berücksichtigt.

§ 7 Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung der Lärmexposition

(l) Der Arbeitgeber hat die nach § 3 Abs. l Satz 6 festgelegten Schutzmaßnahmen nach dem Stand der Technik
durchzuführen, um die Gefährdung der Beschäftigten auszuschließen oder so weit wie möglich zu verringern.
Dabei ist folgende Rangfolge zu berücksichtigen;

l. Die Lärmemission muss am Entstehungsort verhindert oder so weit wie möglich verringert werden.
Technische Maßnahmen haben Vorrang vor organisatorischen Maßnahmen.'

2. Die Maßnahmen nach Nummer l haben Vorrang vor der Verwendung von Gehörschutz nach § 8.

(2) Zu den Maßnahmen nach Absatz l gehören insbesondere:

l. alternative Arbeitsverfahren, welche die Exposition der Beschäftigten durch Lärm verringern,
2, Auswahl und Einsatz neuer oder bereits vorhandener Arbeitsmittel unter dem vorrangigen Gesichtspunkt

der Lärmminderung,

3. die lärmmindernde Gestaltung und Einrichtung der Arbeitsstätten und Arbeitsplätze,

4. technische Maßnahmen zur Luftschallminderung, beispielsweise durch Abschirmungen oder Kapselungen,
und zur Körperschallminderung, beispielsweise durch Körperschalldämpfung oder -dämmung oder durch
Körperschallisolierung,

5. Wartungsprogramme für Arbeitsmittel, Arbeitsplätze und Anlagen,
6. arbeitsorganisatorische Maßnahmen zur Lärmminderung durch Begrenzung von Dauer und Ausmaß der

Exposition und Arbeitszeitpläne mit ausreichenden Zeiten ohne belastende Exposition.

(3) In Ruheräumen ist unter Berücksichtigung ihres Zweckes und ihrer Nutzungsbedingungen die Lärmexposition
so weit wie möglich zu verringern.

(4) Der Arbeitgeber hat Arbeitsbereiche, in denen einer der oberen Auslösewerte für Lärm (LEx.sh-Lpc. peak)
überschritten werden kann, als Lärmbereiche zu kennzeichnen und, falls technisch möglich, abzugrenzen. In
diesen Bereichen dürfen sich Beschäftigte nur aufhalten, wenn das Arbeitsverfahren dies erfordert und die
Beschäftigten eine geeignete persönliche Schutzausrüstung verwenden; Absatz l bleibt unberührt,

(5) Wird einer der oberen Auslösewerte überschritten, hat der Arbeitgeber ein Programm mit technischen und
organisatorischen Maßnahmen zur Verringerung der Lärmexposition auszuarbeiten und durchzuführen. Dabei
sind insbesondere die Absätze l und 2 zu berücksichtigen.

§ 8 Gehörschutz

(l) Werden die unteren Auslösewerte nach § 6 Satz l Nr. 2 trotz Durchführung der Maßnahmen nach § 7 Abs.
l nicht eingehalten, hat der Arbeitgeber den Beschäftigten einen geeigneten persönlichen Gehörschutz zur
Verfügung zu stellen, der den Anforderungen nach Absatz 2 genügt.

(2) Der persönliche Gehörschutz ist vom Arbeitgeber so auszuwählen, dass durch seine Anwendung die
Gefährdung des Gehörs beseitigt oder auf ein Minimum verringert wird. Dabei muss unter Einbeziehung der
dämmenden Wirkung des Gehörschutzes sichergestellt werden, dass der auf das Gehör des Beschäftigten
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einwirkende Lärm die maximal zulässigen Expositionswerte L (tief) EX,8h = 85 dB(A) beziehungsweise L (tief)
pC. peak = 137 dB(C) nicht überschreitet.

(3) Erreicht oder überschreitet die Lärmexposition am Arbeitsplatz einen der oberen Auslösewerte nach § 6
Satz l Nr, l, hat der Arbeitgeber dafür Sorge zu tragen, dass die Beschäftigten den persönlichen Gehörschutz
bestimmungsgemäß verwenden.

(4) Der Zustand des ausgewählten persönlichen Gehörschutzes ist in regelmäßigen Abständen zu überprüfen.
Stellt der Arbeitgeber dabei fest, dass die Anforderungen des Absatzes 2 Satz 2 nicht eingehalten werden, hat
er unverzüglich die Gründe für diese Nichteinhaltung zu ermitteln und Maßnahmen zu ergreifen, die für eine
dauerhafte Einhaltung der Anforderungen erforderlich sind.

Abschnitt 4
Expositionsgrenzwerte und Auslösewerte sowie Schutzmaßnahmen bei Vibrationen

§ 9 Expositionsgrenzwerte und Auslösewerte für Vibrationen

(l) Für Hand-Arm-Vibrationen beträgt

l. der Expositionsgrenzwert A(8) = 5 m/s(hoch)2 und

2. der Auslösewert A(8) = 2,5 m/s (hoch) 2.

Die Exposition der Beschäftigten gegenüber Hand-Arm-Vibrationen wird nach Nummer l des Anhangs ermittelt
und bewertet.

(2) Für Ganzkörper-Vibrationen beträgt

l. der Expositionsgrenzwert A(8) = 1, 15 m/s (hoch) 2 in X- und Y-Richtung und A(8) = 0,8 m/s (hoch) 2 in Z-
Richtung und

2. der Auslösewert A(8) = 0, 5 m/s (hoch) 2.

Die Exposition der Beschäftigten gegenüber Ganzkörper-Vibrationen wird nach Nummer 2 des Anhangs ermittelt
und bewertet.

§ 10 Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung der Exposition durch Vibrationen

(l) Der Arbeitgeber hat die in § 3 Abs. l Satz 6 festgelegten Schutzmaßnahmen nach dem Stand der Technik
durchzuführen, um die Gefährdung der Beschäftigten auszuschließen oder so weit wie möglich zu verringern.
Dabei müssen Vibrationen am Entstehungsort verhindert oder so weit wie möglich verringert werden. Technische
Maßnahmen zur Minderung von Vibrationen haben Vorrang vor organisatorischen Maßnahmen.

(2) Zu den Maßnahmen nach Absatz l gehören insbesondere

l. alternative Arbeitsverfahren, welche die Exposition gegenüber Vibrationen verringern,
2. Auswahl und Einsatz neuer oder bereits vorhandener Arbeitsmittel, die nach ergonomischen

Gesichtspunkten ausgelegt sind und unter Berücksichtigung der auszuführenden Tätigkeit möglichst
geringe Vibrationen verursachen, beispielsweise schwingungsgedämpfte handgehaltene oder handgeführte
Arbeitsmaschinen, welche die auf den Hand-Arm-Bereich übertragene Vibration verringern,

3. die Bereitstellung von Zusatzausrüstungen, welche die Gesundheitsgefährdung auf Grund von Vibrationen
verringern, beispielsweise Sitze, die Ganzkörper-Vibrationen wirkungsvoll dämpfen,
Wartungsprogramme für Arbeitsmittel, Arbeitsplätze und Anlagen sowie Fahrbahnen,

die Gestaltung und Einrichtung der Arbeitsstätten und Arbeitsplätze,

4.

5.

6. die Schulung der Beschäftigten im bestimmungsgemäßen Einsatz und in der sicheren und vibrationsarmen
Bedienung von Arbeitsmitteln,

7. die Begrenzung der Dauer und Intensität der Exposition,
8. Arbeitszeitpläne mit ausreichenden Zeiten ohne belastende Exposition und
9. die Bereitstellung von Kleidung für gefährdete Beschäftigte zum Schutz vor Kälte und Nässe.

(3) Der Arbeitgeber hat, insbesondere durch die Maßnahmen nach Absatz l, dafür Sorge zu tragen, dass bei
der Exposition der Beschäftigten die Expositionsgrenzwerte nach § 9 Abs. l Satz l Nr. l und § 9 Abs. 2 Satz
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l Nr. l nicht überschritten werden. Werden die Expositionsgrenzwerte trotz der durchgeführten Maßnahmen
überschritten, hat der Arbeitgeber unverzüglich die Gründe zu ermitteln und weitere Maßnahmen zu ergreifen,
um die Exposition auf einen Wert unterhalb der Expositionsgrenzwerte zu senken und ein erneutes Überschreiten
der Grenzwerte zu verhindern.

(4) Werden die Auslösewerte nach § 9 Abs. l Satz l Nr. 2 oder § 9 Abs. 2 Satz l Nr. 2 überschritten, hat der
Arbeitgeber ein Programm mit technischen und organisatorischen Maßnahmen zur Verringerung der Exposition
durch Vibrationen auszuarbeiten und durchzuführen. Dabei sind insbesondere die in Absatz 2 genannten
Maßnahmen zu berücksichtigen.

Abschnitt 5
Unterweisung der Beschäftigten; Beratung durch den Ausschuss für
Betriebssicherheit

§ 11 Unterweisung der Beschäftigten

(l) Können bei Exposition durch Lärm die unteren Auslösewerte nach § 6 Satz l Nr. 2 oder bei Exposition durch
Vibrationen die Auslösewerte nach § 9 Abs. l Satz l Nr. 2 oder § 9 Abs. 2 Satz l Nr. 2 erreicht oder überschritten
werden, stellt der Arbeitgeber sicher, dass die betroffenen Beschäftigten eine Unterweisung erhalten, die auf den
Ergebnissen der Gefährdungsbeurteilung beruht und die Aufschluss über die mit der Exposition verbundenen
Gesundheitsgefährdungen gibt. Sie muss vor Aufnahme der Beschäftigung und danach in regelmäßigen
Abständen, jedoch immer bei wesentlichen Änderungen der belastenden Tätigkeit, erfolgen.

(2) Der Arbeitgeber stellt sicher, dass die Unterweisung nach Absatz l in einer für die Beschäftigten
verständlichen Form und Sprache erfolgt und mindestens folgende Informationen enthält:

l. die Art der Gefährdung,

2. die durchgeführten Maßnahmen zur Beseitigung oder zur Minimierung der Gefährdung unter
Berücksichtigung der Arbeitsplatzbedingungen,

3. die Expositionsgrenzwerte und Auslösewerte,

4. die Ergebnisse der Ermittlungen zur Exposition zusammen mit einer Erläuterung ihrer Bedeutung und der
Bewertung der damit verbundenen möglichen Gefährdungen und gesundheitlichen Folgen,

5. die sachgerechte Verwendung der persönlichen Schutzausrüstung,

6. die Voraussetzungen, unter denen die Beschäftigten Anspruch auf arbeitsmedizinische Vorsorge haben, und
deren Zweck,

7. die ordnungsgemäße Handhabung der Arbeitsmittel und sichere Arbeitsveri'ahren zur Minimierung der
Expositionen,

8. Hinweise zur Erkennung und Meldung möglicher Gesundheitsschäden.

(3) Um frühzeitig Gesundheitsstörungen durch Lärm oder Vibrationen erkennen zu können, hat der Arbeitgeber
sicherzustellen, dass ab dem Überschreiten der unteren Auslösewerte für Lärm und dem Überschreiten der
Auslösewerte für Vibrationen die betroffenen Beschäftigten eine allgemeine arbeitsmedizinische Beratung
erhalten. Die Beratung ist unter Beteiligung des in § 7 Abs. l der Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge
genannten Arztes durchzuführen, falls dies aus arbeitsmedizinischen Gründen erforderlich sein sollte. Die
arbeitsmedizinische Beratung kann im Rahmen der Unterweisung nach Absatz l erfolgen.

§ 12 Beratung durch den Ausschuss für Betriebssicherheit

DerAusschuss nach § 24 der Betriebssicherheitsverordnung berät das Bundesministerium für Arbeit und Soziales
auch in Fragen der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes bei lärm- oder vibrationsbezogenen Gefährdungen. §
24 Abs. 4 und 5 der Betriebssicherheitsverordnung gilt entsprechend.

§ 13 (weggefallen)

§ 14 (weggefallen)

Abschnitt 6
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Ausnahmen, Straftaten und Ordnungswidrigkeiten, Übergangsvorschriften

§ 15 Ausnahmen

(l) Die zuständige Behörde kann auf schriftlichen oder elektronischen Antrag des Arbeitgebers Ausnahmen
von den Vorschriften der §§ 7 und 10 zulassen, wenn die Durchführung der Vorschrift im Einzelfall zu einer
unverhältnismäßigen Härte führen würde und die Abweichung mit dem Schutz der Beschäftigten vereinbar
ist. Diese Ausnahmen können mit Nebenbestimmungen verbunden werden, die unter Berücksichtigung der
besonderen Umstände gewährleisten, dass die sich daraus ergebenden Gefährdungen auf ein Minimum reduziert
werden. Diese Ausnahmen sind spätestens nach vier Jahren zu überprüfen; sie sind aufzuheben, sobald die
Umstände, die sie gerechtfertigt haben, nicht mehr gegeben sind. Der Antrag des Arbeitgebers muss Angaben
enthalten zu

l. der Gefährdungsbeurteilung einschließlich deren Dokumentation,

2. Art, Ausmaß und Dauer der ermittelten Exposition,

3. den Messergebnissen,

4. dem Stand der Technik bezüglich der Tätigkeiten und der Arbeitsverfahren sowie den technischen,
organisatorischen und persönlichen Schutzmaßnahmen,

5. Lösungsvorschlägen und einem Zeitplan, wie die Exposition der Beschäftigten reduziert werden kann, um
die Expositions- und Auslösewerte einzuhalten.

6. (weggefallen)

Die Ausnahme nach Satz l kann auch im Zusammenhang mitVerwaltungsverfahren nach anderen
Rechtsvorschriften beantragt werden.

(2) In besonderen Fällen kann die zuständige Behörde auf Antrag des Arbeitgebers zulassen, dass für Tätigkeiten,
bei denen die Lärmexposition von einem Arbeitstag zum anderen erheblich schwankt, für die Anwendung
der Auslösewerte zur Bewertung der Lärmpegel, denen die Beschäftigten ausgesetzt sind, anstatt des Tages-
Lärmexpositionspegels der Wochen-Lärmexpositionspegel verwendet wird, sofern

l. der Wochen-Lärmexpositionspegel den Expositionswert L (tief) EX, 40h = 85 dB(A) nicht überschreitet und
dies durch eine geeignete Messung nachgewiesen wird und

2. geeignete Maßnahmen getroffen werden, um die mit diesen Tätigkeiten verbundenen Gefährdungen auf ein
Minimum zu verringern.

§ 16 Straftaten und Ordnungswidrigkeiten

(l) Ordnungswidrig im Sinne des § 25 Abs. l Nr. l des Arbeitsschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder
fahrlässig

l. entgegen § 3 Abs. l Satz 2 die auftretende Exposition nicht in dem in Absatz 2 genannten Umfang
ermittelt und bewertet,

2. entgegen § 3 Abs. 4 Satz l eine Gefährdungsbeurteilung nicht dokumentiert oder in der Dokumentation
entgegen § 3 Abs. 4 Satz 2 die dort genannten Angaben nicht macht,

3. entgegen § 4 Abs. l Satz l in Verbindung mit Satz 2 nicht sicherstellt, dass Messungen nach dem Stand
der Technik durchgeführt werden, oder entgegen § 4 Abs. l Satz 4 die Messergebnisse nicht speichert,

4. entgegen § 5 Satz l nicht sicherstellt, dass die Gefährdungsbeurteilung von fachkundigen Personen
durchgeführt wird, oder entgegen § 5 Satz 4 nicht die dort genannten Personen mit der Durchführung der
Messungen beauftragt,

5. entgegen § 7 Abs. 4 Satz l Arbeitsbereiche nicht kennzeichnet oder abgrenzt,

6. entgegen § 7 Abs. 5 Satz l ein Programm mit technischen und organisatorischen Maßnahmen zur
Verringerung der Lärnnexposition nicht durchführt,

7. entgegen § 8 Abs. l in Verbindung mit Abs. 2 den dort genannten Gehörschutz nicht zur Verfügung stellt,

8. entgegen § 8 Abs. 3 nicht dafür Sorge trägt, dass die Beschäftigten den dort genannten Gehörschutz
bestimmungsgemäß verwenden,

9. entgegen § 10 Abs. 3 Satz l nicht dafür sorgt, dass die in § 9 Abs. l Satz l Nr. l oder § 9 Abs. 2 Satz l Nr.
l genannten Expositionsgrenzwerte nicht überschritten werden,
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10. entgegen § 10 Abs. 4 Satz l ein Programm mit technischen und organisatorischen Maßnahmen zur
Verringerung der Exposition durch Vibrationen nicht durchführt oder

11. entgegen § 11 Abs. l nicht sicherstellt, dass die Beschäftigten eine Unterweisung erhalten, die auf den
Ergebnissen der Gefährdungsbeurteilung beruht und die in § 11 Abs. 2 genannten Informationen enthält.

12. (weggefallen)

13. (weggefallen)

1.1

(2) Wer durch eine in Absatz l bezeichnete vorsätzliche Handlung das Leben oder die Gesundheit eines
Beschäftigten gefährdet, ist nach § 26 Nr. 2 des Arbeitsschutzgesetzes strafbar.

§ 17 Übergangsvorschriften

(l) Für den Bereich des Musik- und Unterhattungssektors ist diese Verordnung erst ab dem 15. Februar 2008
anzuwenden.

(2) Für Wehrmaterial der Bundeswehr, das vor dem l. Juli 2007 erstmals in Betrieb genommen wurde,
gilt bis zum l. Juli 2011 abweichend von § 9 Abs. 2 Nr. l für Ganzkörper-Vibrationen in Z-Richtung ein
Expositionsgrenzwert von A(8) = 1, 15 m/s(hoch) 2.

(3) Abweichend von § 9 Abs. 2 Nr. l darf bis zum 31. Dezember 2011 bei Tätigkeiten mit Baumaschinen und
Baugeräten, die vor dem Jahr 1997 hergestellt worden sind und bei deren Verwendung trotz Durchführung
aller in Betracht kommenden Maßnahmen nach dieser Verordnung die Einhaltung des Expositionsgrenzwertes
für Ganzkörper-Vibrationen nach § 9 Abs. 2 Nr. l nicht möglich ist, an höchstens 30 Tagen im Jahr der
Expositionsgrenzwert für Ganzkörper-Vibrationen in Z-Richtung von A(8) = 0, 8 m/s (hoch) 2 bis höchstens 1, 15
m/s (hoch) 2 überschritten werden.

Anhang Vibrationen

l. Hand-Arm-Vibrationen

Ermittlung und Bewertung der Exposition
Die Bewertung des Ausmaßes der Exposition gegenüber Hand-Arm-Vibrationen erfolgt nach dem Stand
der Technik anhand der Berechnung des auf einen Bezugszeitraum von acht Stunden normierten
Tagesexpositionswertes A(8); dieser wird ausgedrückt als die Quadratwurzel aus der Summe der
Quadrate (Gesamtwert) der Effektivwerte der frequenzbewerteten Beschleunigung in den drei
orthogonalen Richtungen a (tief) hwx, a (tief) hwy, a (tief) hwz.
Die Bewertung des Ausmaßes der Exposition kann mittels einer Schätzung anhand der Herstellerangaben
zum Ausmaß der von den verwendeten Arbeitsmitteln verursachten Vibrationen und mittels Beobachtung
der spezifischen Arbeitsweisen oder durch Messung vorgenommen werden.

Messung
Im Falle von Messungen gemäß § 4 Abs. 2

a) können Stichprobenverfahren verwendet werden, wenn sie für die fraglichen Vibrationen, denen
der einzelne Beschäftigte ausgesetzt ist, repräsentativ sind; die eingesetzten Verfahren und
Vorrichtungen müssen hierbei den besonderen Merkmalen der zu messenden Vibrationen, den
Umweltfaktoren und den technischen Merkmalen des Messgeräts angepasst sein;

b) an Geräten, die beidhändig gehalten oder geführt werden müssen, sind die Messungen an jeder
Hand vorzunehmen. Die Exposition wird unter Bezug auf den höheren der beiden Werte ermittelt;
der Wert für die andere hland wird ebenfalls angegeben.

Interferenzen

§ 3 Abs. 3 Satz 2 ist insbesondere dann zu berücksichtigen, wenn sich Vibrationen auf das korrekte
Handhaben von Bedienungselementen oder das Ablesen von Anzeigen störend auswirken.

Indirekte Gefährdung
§ 3 Abs. 3 Satz 2 ist insbesondere dann zu berücksichtigen, wenn sich Vibrationen auf die Stabilität der
Strukturen oder die Festigkeit von Verbindungen nachteilig auswirken.

Persönliche Schutzausrüstungen
Persönliche Schutzausrüstungen gegen Hand-Arm-Vibrationen können Teil des Maßnahmenprogramms
gemäß § 10 Abs. 4 sein.

1.2

1.3

1.4

1.5
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2. Ganzkörper-Vibrationen

2. 1 Bewertung der Exposition
Die Bewertung des Ausmaßes der Exposition gegenüber Ganzkörper-Vibrationen erfolgt nach dem
Stand der Technik anhand der Berechnung des auf einen Bezugszeitraum von acht Stunden normierten
Tages-Vibrationsexpositionswertes A(8); dieser wird ermittelt aus demjenigen korrigierten Effektivwert
der frequenzbewerteten Beschleunigung 1, 4 9wx> 1>4 äwy oder ayyz der drei zueinander orthogonalen
Richtungen x, y oder z, bei dem der Zeitraum, der zu einer Überschreitung des Auslösewertes
beziehungsweise des Expositionsgrenzwertes führt, am geringsten ist.
Die Bewertung des Ausmaßes der Exposition kann mittels einer Schätzung anhand der Herstellerangaben
zum Ausmaß der von den verwendeten Arbeitsmitteln verursachten Vibrationen und mittels Beobachtung
der spezifischen Arbeitsweisen oder durch Messung vorgenommen werden.

2. 2 Messung
Im Falle von Messungen gemäß § 4 Abs. 2 können Stichprobenverfahren verwendet werden, wenn sie
für die betreffenden Vibrationen, denen der einzelne Beschäftigte ausgesetzt ist, repräsentativ sind.
Die eingesetzten Verfahren müssen den besonderen Merkmalen der zu messenden Vibrationen, den
Umweltfaktoren und den technischen Merkmalen des Messgeräts angepasst sein.

2. 3 Interferenzen

§ 3 Abs. 3 Satz 2 ist insbesondere dann zu berücksichtigen, wenn sich Vibrationen auf das korrekte
Handhaben von Bedienungselementen oder das Ablesen von Anzeigen störend auswirken.

2.4 Indirekte Gefährdungen
§ 3 Abs. 3 Satz 2 ist insbesondere dann zu berücksichtigen, wenn sich Vibrationen auf die Stabilität der
Strukturen oder die Festigkeit von Verbindungen nachteilig auswirken.

2. 5 Ausdehnungen der Exposition
Wenn die Ausdehnung der beruflichen Exposition über eine Achtstundenschicht hinaus dazu führt, dass
Beschäftigte vom Arbeitgeber überwachte Ruheräume benutzen, müssen in diesen die Ganzkörper-
Vibrationen auf ein mit dem Zweck und den Nutzungsbedingungen der Räume zu vereinbarendes Niveau
gesenkt werden. Fälle höherer Gewalt sind ausgenommen.
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* Bundesnninisterium
/'L der Justiz und/- 'L

Bundesamt
fürJustiz

für Verb raucherschute

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Benutzung
persönlicher Schutzausrüstungen bei der Arbeit (PSA-

Benutzungsverordnung - PSA-BV)
§ 1 Anwendungsbereich

(1) Diese Verordnung gilt für die Bereitstellung persönlicher Schutzausrüstungen durch Arbeitgeber sowie für die
Benutzung persönlicher Schutzausrüstungen durch Beschäftigte bei der Arbeit.
(2) Persönliche Schutzausrüstung im Sinne dieser Verordnung ist jede Ausrüstung, die dazu bestimmt ist, von den
Beschäftigten benutzt oder getragen zu werden, um sich gegen eine Gefährdung für ihre Sicherheit und Gesundheit zu
schützen, sowie jede mit demselben Ziel verwendete und mit der persönlichen Schutzausrüstung verbundene
Zusatzausrüstung.
(3) Als persönliche Schutzausrüstungen im Sinne des Absatzes 2 gelten nicht:

Arbeitskleidung und Uniformen, die nicht speziell der Sicherheit und dem Gesundheitsschutz der Beschäftigten
dienen,

1.

2.

3.

4.

5.

6.

7.

(4) Die Verordnung gilt nicht in Betrieben, die dem Bundesberggesetz unterliegen.

Ausrüstungen für Not- und Rettungsdienste,

persönliche Schutzausrüstungen für die Bundeswehr, den Zivil- und Katastrophenschutz, die Polizeien des Bundes
und der Länder sowie sonstige Einrichtungen, die der öffentlichen Sicherheit oder der öffentlichen Ordnung dienen,

persönliche Schutzausrüstungen für den Straßenverkehr, soweit sie verkehrsrechtlichen Vorschriften unterliegen,

Sportausrüstungen,

Selbstverteidigungs- und Abschreckungsmittel,

tragbare Geräte zur Feststellung und Signalisierung von Gefahren und Gefahrstoffen.

zum Seitenanfang Datenschutz Seite ausdrucken

https://www. gesetze-im-intemet. de/psa-bv/^1. html 1/1



24. 8.2020 § 2 PSA-BV - Einzelnorm

. Bundesministerium
/x der Justiz und

furVerbraucherschutz

Bundesamt
fürJustiz

zurück weitei
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Benutzung
persönlicher Schutzausrüstungen bei der Arbeit (PSA-

Benutzungsverordnung - PSA-BV)
§ 2 Bereitstellung und Benutzung

(1) Unbeschadet seiner Pflichten nach den §§ 3, 4 und 5 des Arbeitsschutzgesetzes darf der Arbeitgeber nur persönliche
Schutzausrüstungen auswählen und den Beschäftigten bereitstellen, die

1. den Anforderungen der Verordnung über das Inverkehrbringen von persönlichen Schutzausrüstungen
entsprechen,

2. Schutz gegenüber der zu verhütenden Gefährdung bieten, ohne selbst eine größere Gefährdung mit sich zu
bringen,

für die am Arbeitsplatz gegebenen Bedingungen geeignet sind und

den ergonomischen Anforderungen und den gesundheitlichen Erfordernissen der Beschäftigten entsprechen.

3.

4.

(2) Persönliche Schutzausrüstungen müssen den Beschäftigten individuell passen. Sie sind grundsätzlich für den
Gebrauch durch eine Person bestimmt. Erfordern die Umstände eine Benutzung durch verschiedene Beschäftigte, hat der
Arbeitgeber dafür zu sorgen, daß Gesundheitsgefahren oder hygienische Probleme nicht auftreten.
(3) Werden mehrere persönliche Schutzausrüstungen gleichzeitig von einer oder einem Beschäftigten benutzt, muß der
Arbeitgeber diese Schutzausrüstungen so aufeinander abstimmen, daß die Schutzwirkung der einzelnen Ausrüstungen
nicht beeinträchtigt wird.
(4) Durch Wartungs-, Reparatur- und Ersatzmaßnahmen sowie durch ordnungsgemäße Lagerung trägt der Arbeitgeber
dafür Sorge, daß die persönlichen Schutzausrüstungen während der gesamten Benutzungsdauer gut funktionieren und
sich in einem hygienisch einwandfreien Zustand befinden.

zum Seitenanfang Datenschutz Seite ausdrucken
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* Bundesministerium
/^ der Justiz und

fürVerbraucherschutz

Bundesamt
für Justiz

zurück

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Benutzung
persönlicher Schutzausrüstungen bei der Arbeit (PSA-

Benutzungsverordnung - PSA-BV)
§ 3 Unterweisung

(1) Bei der Unterweisung nach § 12 des Arbeitsschutzgesetzes hat der Arbeitgeber die Beschäftigten darin zu unterweisen,
wie die persönlichen Schutzausrüstungen sicherheitsgerecht benutzt werden. Soweit erforderlich, führt er eine Schulung in
der Benutzung durch.
(2) Für jede bereitgestellte persönliche Schutzausrüstung hat der Arbeitgeber erforderliche Informationen für die Benutzung
in für die Beschäftigten verständlicher Form und Sprache bereitzuhalten.

zum Seitenanfang Datenschutz Seite ausdrucken
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erordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der
erwendung von rbeitsmitteln (Betriebssicherheitsverordnung -

BetrSich )

BetrSichV

Ausfertigungsdatum: 03. 02. 2015

Vollzitat:

"Betriebssicherheitsverordnung vom 3. Februar 2015 (BGBt. l S. 49), die zuletzt durch Artikel l der Verordnung
vom 30. April 2019 (BGBI. l S. 554) geändert worden ist"

Stand: Zuletzt geändert durch Art. l V v. 30.4.2019 l 554

Ersetzt V 805-3-9 v. 27. 9. 2002 l 3777 (BetrSichV)

Fußnote

(+++ Textnachweis ab: 1. 6. 2015 +++)
(+++ Zur Anwendung vgl. § 20 +++)
(+++ Amtlicher Hinweis des Normgebers auf EG-Recht:

Umsetzung der
EWGRL 270/90 (CELEX Nr: 31990L0270)
EWGRL 269/90 (CELEX Nr: 31990L0269)
EGRL 10/2003 (CELEX Nr: 32003LOG1G)
EGRL 44/2002 (CELEX Nr: 32002L0044) vgl. V v. 18. 10. 2017 I 3584 +++)

Die V wurde als Artikel l der V v. 3. 2. 2015 l 49 von der Bundesregierung, dem Bundesministerium für Wirtschaft
und Energie und dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales mit Zustimmung des Bundesrates und im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit sowie mit dem
Bundesministerium des Innern beschlossen. Sie tritt gem. Art. 3 Satz l dieser V am 1. 6. 2015 in Kraft.

Inhaltsübersicht

Inhaltsübersicht
Abschnitt l

Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen
§ l Anwendungsbereich und Zielsetzung

§ 2 Begriffsbestimmungen
Abschnitt 2

Gefährdungsbeurteilung und Schutzmaßnahmen
§ 3 Gefährdungsbeurteilung

§ 4 Grundpflichten des Arbeitgebers

§ 5 Anforderungen an die zur Verfügung gestellten Arbeitsmittel

§ 6 Grundlegende Schutzmaßnahmen bei der Verwendung von Arbeitsmitteln

§ 7 Vereinfachte Vorgehensweise bei der Verwendung von Arbeitsmitteln

§ 8 Schutzmaßnahmen bei Gefährdungen durch Energien, Ingangsetzen und Stillsetzen

§ 9 Weitere Schutzmaßnahmen bei der Verwendung von Arbeitsmitteln

§ 10 Instandhaltung und Änderung von Arbeitsmitteln

§ 11 Besondere Betriebszustände, Betriebsstörungen und Unfälle

§ 12 Unterweisung und besondere Beauftragung von Beschäftigten

§ 13 Zusammenarbeit verschiedener Arbeitgeber
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§ 14 Prüfung von Arbeitsmitteln
Abschnitt 3

Zusätzliche Vorschriften für überwachungsbedürftige Anlagen
§ 15 Prüfung vor Inbetriebnahme und vor Wiederinbetriebnahme nach prüfpflichtigen Änderungen
§ 16 Wiederkehrende Prüfung

§ 17 Prüfaufzeichnungen und -bescheinigungen

§ 18 Erlaubnispflicht
Abschnitt 4

Vollzugsregelungen
und Ausschuss für Betriebssicherheit

§ 19 Mitteilungspflichten, behördliche Ausnahmen

§ 20 Sonderbestimmungen für überwachungsbedürftige Anlagen des Bundes
§ 21 Ausschuss für Betriebssicherheit

Abschnitt 5
Ordnungswidrigkeiten

und Straftaten, Schlussvorschriften

§ 22 Ordnungswidrigkeiten

§ 23 Straftaten

§ 24 Ubergangsvorschriften

Anhang l
(zu §6
Absatz l Satz 2)

Anhang 2
(zu den §§ 15
und 16)

Anhang 3
(zu § 14 Absatz 4)

Besondere Vorschriften für bestimmte Arbeitsmittel

Prüfvorschriften für überwachungsbedürftige Anlagen

Prüfvorschriften für bestimmte Arbeitsmittel

Abschnitt l
Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen

§ l Anwendungsbereich und Zielsetzung

(l) Diese Verordnung gilt für die Verwendung von Arbeitsmitteln. Ziel dieser Verordnung ist es, die Sicherheit
und den Schutz der Gesundheit von Beschäftigten bei der Verwendung von Arbeitsmitteln zu gewährleisten. Dies
soll insbesondere erreicht werden durch

l. die Auswahl geeigneter Arbeitsmittel und deren sichere Verwendung,
2. die für den vorgesehenen Verwendungszweck geeignete Gestaltung von Arbeits- und Fertigungsverfahren

sowie

3. die Qualifikation und Unterweisung der Beschäftigten.

Diese Verordnung regelt hinsichtlich der in § 18 und in Anhang 2 genannten überwachungsbedürftigen Anlagen
zugleich Maßnahmen zum Schutz anderer Personen im Gefahrenbereich, soweit diese aufgrund der Verwendung
dieser Anlagen durch Arbeitgeber im Sinne des § 2 Absatz 3 gefährdet werden können.

{2} Diese Verordnung gilt nicht in Betrieben, die dem Bundesberggesetz unterliegen, soweit dafür entsprechende
Rechtsvorschriften bestehen. Abweichend von Satz l gilt sie jedoch für überwachungsbedürftige Anlagen in
Tagesanlagen, mit Ausnahme von Rohrleitungen nach Anhang 2 Abschnitt 4 Nummer 2. 1 Satz l Buchstabe d.

(3) Diese Verordnung gilt nicht auf Seeschiffen unter fremder Flagge und auf Seeschiffen, für die das
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur nach § 10 des Flaggenrechtsgesetzes die Befugnis zur
Führung der Bundesflagge lediglich für die erste Überführungsreise in einen anderen Hafen verliehen hat.
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(4) Abschnitt 3 gilt nicht für Energieanlagen im Sinne des § 3 Nummer 15 des Energiewirtschaftsgesetzes,
soweit sie Druckanlagen im Sinne des Anhangs 2 Abschnitt 4 Nummer 2. 1 Buchstabe b, c oder d dieser
Verordnung sind. Satz l gilt nicht für Gasfüllanlagen, die Energieanlagen im Sinne des § 3 Nummer 15 des
Energiewirtschaftsgesetzes sind und nicht auf dem Betriebsgelände von Unternehmen der öffentlichen
Gasversorgung von diesen errichtet und betrieben werden.

(5) Das Bundesministerium der Verteidigung kann Ausnahmen von den Vorschriften dieser Verordnung
zulassen, wenn zwingende Gründe der Verteidigung oder die Erfüllung zwischenstaatlicher Verpflichtungen der
Bundesrepublik Deutschland dies erfordern und die Sicherheit auf andere Weise gewährleistet ist.

§ 2 Begriffsbestimmungen

(l) Arbeitsmittel sind Werkzeuge, Geräte, Maschinen oder Anlagen, die für die Arbeit verwendet werden, sowie
überwachungsbedürftige Anlagen.

(2) Die Verwendung von Arbeitsmitteln umfasst jegliche Tätigkeit mit diesen. Hierzu gehören insbesondere das
Montieren und Installieren, Bedienen, An- oder Abschalten oder Einstellen, Gebrauchen, Betreiben, Instandhalten,
Reinigen, Prüfen, Umbauen, Erproben, Demontieren, Transportieren und Überwachen.

(3) Arbeitgeber ist, wer nach § 2 Absatz 3 des Arbeitsschutzgesetzes als solcher bestimmt ist. Dem Arbeitgeber
steht gleich,

l. wer, ohne Arbeitgeber zu sein, zu gewerblichen oder wirtschaftlichen Zwecken eine
überwachungsbedürftige Anlage verwendet, sowie

2. der Auftraggeber und der Zwischenmeister im Sinne des Heimarbeitsgesetzes.

(4) Beschäftigte sind Personen, die nach § 2 Absatz 2 des Arbeitsschutzgesetzes als solche bestimmt sind. Den
Beschäftigten stehen folgende Personen gleich, sofern sie Arbeitsmittel verwenden:

l. Schülerinnen und Schüler sowie Studierende,

2. in Heimarbeit Beschäftigte nach § l Absatz l des Heimarbeitsgesetzes sowie

3. sonstige Personen, insbesondere Personen, die in wissenschaftlichen Einrichtungen tätig sind.

(5) Fachkundig ist, wer zur Ausübung einer in dieser Verordnung bestimmten Aufgabe über die erforderlichen
Fachkenntnisse verfügt. Die Anforderungen an die Fachkunde sind abhängig von der jeweiligen Art der Aufgabe.
Zu den Anforderungen zählen eine entsprechende Berufsausbildung, Berufserfahrung oder eine zeitnah
ausgeübte entsprechende berufliche Tätigkeit. Die Fachkenntnisse sind durch Teilnahme an Schulungen auf
aktuellem Stand zu halten.

(6) Zur Prüfung befähigte Person ist eine Person, die durch ihre Berufsausbildung, ihre Berufserfahrung und ihre
zeitnahe berufliche Tätigkeit über die erforderlichen Kenntnisse zur Prüfung von Arbeitsmitteln verfügt; soweit
hinsichtlich der Prüfung von Arbeitsmitteln in den Anhängen 2 und 3 weitergehende Anforderungen festgelegt
sind, sind diese zu erfüllen.

(7) Instandhaltung ist die Gesamtheit aller Maßnahmen zur Erhaltung des sicheren Zustands oder der
Rückführung in diesen. Instandhaltung umfasst insbesondere Inspektion, Wartung und Instandsetzung.

(8) Prüfung ist die Ermittlung des Istzustands, der Vergleich des Istzustands mit dem Sollzustand sowie die
Bewertung der Abweichung des Istzustands vom Sollzustand.

(9) Prüfpflichtige Änderung ist jede Maßnahme, durch welche die Sicherheit eines Arbeitsmittels beeinflusst wird.
Auch Instandsetzungsarbeiten können solche Maßnahmen sein.

(10) Stand der Technik ist der Entwicklungsstand fortschrittlicher Verfahren, Einrichtungen oder Betriebsweisen,
der die praktische Eignung einer Maßnahme oder Vorgehensweise zum Schutz der Gesundheit und zur Sicherheit
der Beschäftigten oder anderer Personen gesichert erscheinen lässt. Bei der Bestimmung des Stands der Technik
sind insbesondere vergleichbare Verfahren, Einrichtungen oder Betriebsweisen heranzuziehen, die mit Erfolg in
der Praxis erprobt worden sind.
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(11) Gefahrenbereich ist der Bereich innerhalb oder im Umkreis eines Arbeitsmittels, in dem die Sicherheit oder
die Gesundheit von Beschäftigten und anderen Personen durch die Verwendung des Arbeitsmittels gefährdet ist.

(12) Errichtung umfasst die Montage und Installation am Verwendungsort.

(13) Überwachungsbedürftige Anlagen sind Anlagen nach § 2 Nummer 30 Satz l des Produktsicherheitsgesetzes,
soweit sie nach dieser Verordnung in Anhang 2 genannt oder nach § 18 Absatz l erlaubnispflichtig sind. Zu den
überwachungsbedürftigen Anlagen gehören auch Mess-, Steuer- und Regeleinrichtungen, die dem sicheren
Betrieb dieser überwachungsbedürftigen Anlagen dienen.

(14) Zugelassene Überwachungsstellen sind die in Anhang 2 Abschnitt l genannten Stellen.

(15) Andere Personen sind Personen, die nicht Beschäftigte oder Gleichgestellte nach Absatz 4 sind und sich
im Gefahrenbereich einer überwachungsbedürftigen Anlage innerhalb oder außerhalb eines Betriebsgeländes
befinden.

Abschnitt 2
Gefährdungsbeurteilung und Schutzmaßnahmen

§ 3 Gefährdungsbeurteilung

(l) Der Arbeitgeber hat vor der Verwendung von Arbeitsmitteln die auftretenden Gefährdungen zu beurteilen
(Gefährdungsbeurteilung) und daraus notwendige und geeignete Schutzmaßnahmen abzuleiten. Das
Vorhandensein einer CE-Kennzeichnung am Arbeitsmittel entbindet nicht von der Pflicht zur Durchführung einer
Gefährdungsbeurteilung, Für Aufzugsanlagen gilt Satz l nur, wenn sie von einem Arbeitgeber im Sinne des § 2
Absatz 3 Satz l verwendet werden.

(2) In die Beurteilung sind alle Gefährdungen einzubeziehen, die bei der Verwendung von Arbeitsmitteln
ausgehen, und zwar von

l. den Arbeitsmitteln selbst,

2. derArbeitsumgebung und

3. den Arbeitsgegenständen, an denen Tätigkeiten mit Arbeitsmitteln durchgeführt werden.

Bei der Gefährdungsbeurteilung ist insbesondere Folgendes zu berücksichtigen:

l. die Gebrauchstauglichkeit von Arbeitsmitteln einschließlich der ergonomischen, alters- und
alternsgerechten Gestaltung,

2. die sicherheitsrelevanten einschließlich der ergonomischen Zusammenhänge zwischen Arbeitsplatz,
Arbeitsmittel, Arbeitsverfahren, Arbeitsorganisation, Arbeitsablauf, Arbeitszeit und Arbeitsaufgabe,

3. die physischen und psychischen Belastungen der Beschäftigten, die bei der Verwendung von Arbeitsmitteln
auftreten,

4. vorhersehbare Betriebsstörungen und die Gefährdung bei Maßnahmen zu deren Beseitigung.

(3) Die Gefährdungsbeurteilung soll bereits vor der Auswahl und der Beschaffung der Arbeitsmittel begonnen
werden. Dabei sind insbesondere die Eignung des Arbeitsmittels für die geplante Verwendung, die Arbeitsabläufe
und die Arbeitsorganisation zu berücksichtigen. Die Gefährdungsbeurteilung darf nur von fachkundigen Personen
durchgeführt werden. Verfügt der Arbeitgeber nicht selbst über die entsprechenden Kenntnisse, so hat er sich
fachkundig beraten zu lassen.

(4) Der Arbeitgeber hat sich die Informationen zu beschaffen, die für die Gefährdungsbeurteilung notwendig
sind. Dies sind insbesondere die nach § 21 Absatz 6 Nummer l bekannt gegebenen Regeln und Erkenntnisse,
Gebrauchs- und Betriebsanleitungen sowie die ihm zugänglichen Erkenntnisse aus der arbeitsmedizinischen
Vorsorge. Der Arbeitgeber darf diese Informationen übernehmen, sofern sie auf die Arbeitsmittel,
Arbeitsbedingungen und Verfahren in seinem Betrieb anwendbar sind. Bei der Informationsbeschaffung kann der
Arbeitgeber davon ausgehen, dass die vom Hersteller des Arbeitsmittels mitgelieferten Informationen zutreffend
sind, es sei denn, dass er über andere Erkenntnisse verfügt.

(5) Der Arbeitgeber kann bei der Festlegung der Schutzmaßnahmen bereits vorhandene
Gefährdungsbeurteilungen, hierzu gehören auch gleichwertige Unterlagen, die ihm der Hersteller
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oder Inverkehrbringer mitgeliefert hat, übernehmen, sofern die Angaben und Festlegungen in dieser
Gefährdungsbeurteilung den Arbeitsmitteln einschließlich der Arbeitsbedingungen und -verfahren, im eigenen
Betrieb entsprechen.

(6) Der Arbeitgeber hat Art und Umfang erforderlicher Prüfungen von Arbeitsmitteln sowie die Fristen von
wiederkehrenden Prüfungen nach den §§ 14 und 16 zu ermitteln und festzulegen, soweit diese Verordnung
nicht bereits entsprechende Vorgaben enthält. Satz l gilt auch für Aufzugsanlagen. Die Fristen für die
wiederkehrenden Prüfungen sind so festzulegen, dass die Arbeitsmittel bis zur nächsten festgelegten Prüfung
sicher verwendet werden können. Bei der Festlegung der Fristen für die wiederkehrenden Prüfungen nach §
14 Absatz 2 Satz l für die in Anhang 3 genannten Arbeitsmittel dürfen die dort genannten Prüffristen nicht
überschritten werden. Bei der Festlegung der Fristen für die wiederkehrenden Prüfungen nach § 16 dürfen
die in Anhang 2 Abschnitt 2 Nummer 4. 1 und 4.3, Abschnitt 3 Nummer 5. 1 bis 5.3 und Abschnitt 4 Nummer
5. 8 in Verbindung mit Tabelle l genannten Höchstfristen nicht überschritten werden, es sei denn, dass in den
genannten Anhängen etwas anderes bestimmt ist. Ferner hat der Arbeitgeber zu ermitteln und festzulegen,
welche Voraussetzungen die zur Prüfung befähigten Personen erfüllen müssen, die von ihm mit den Prüfungen
von Arbeitsmitteln nach den §§ 14, 15 und 16 zu beauftragen sind.

(7) Die Gefährdungsbeurteilung ist regelmäßig zu überprüfen. Dabei ist der Stand der Technik zu
berücksichtigen. Soweit erforderlich, sind die Schutzmaßnahmen bei der Verwendung von Arbeitsmitteln
entsprechend anzupassen. Der Arbeitgeber hat die Gefährdungsbeurteilung unverzüglich zu aktualisieren, wenn

l. sicherheitsrelevante Veränderungen der Arbeitsbedingungen einschließlich der Änderung von
Arbeitsmitteln dies erfordern,

2. neue Informationen, insbesondere Erkenntnisse aus dem Unfallgeschehen oder aus der
arbeitsmedizinischen Vorsorge, vorliegen oder

3. die Überprüfung der Wirksamkeit der Schutzmaßnahmen nach § 4 Absatz 5 ergeben hat, dass die
festgelegten Schutzmaßnahmen nicht wirksam oder nicht ausreichend sind.

Ergibt die Überprüfung der Gefährdungsbeurteilung, dass keine Aktualisierung erforderlich ist, so hat der
Arbeitgeber dies unter Angabe des Datums der Überprüfung in der Dokumentation nach Absatz 8 zu vermerken,

(8) Der Arbeitgeber hat das Ergebnis seiner Gefährdungsbeurteilung vor der erstmaligen Verwendung der
Arbeitsmittel zu dokumentieren. Dabei sind mindestens anzugeben

l. die Gefährdungen, die bei der Verwendung der Arbeitsmittel auftreten,

2. die zu ergreifenden Schutzmaßnahmen,

3. wie die Anforderungen dieser Verordnung eingehalten werden, wenn von den nach § 21 Absatz 6 Nummer l
bekannt gegebenen Regeln und Erkenntnissen abgewichen wird,

4. Art und Umfang der erforderlichen Prüfungen sowie die Fristen der wiederkehrenden Prüfungen (Absatz 6
Satz l)und

5. das Ergebnis der Überprüfung der Wirksamkeit der Schutzmaßnahmen nach § 4 Absatz 5.

Die Dokumentation kann auch in elektronischer Form vorgenommen werden.

(9) Sofern der Arbeitgeber von § 7 Absatz l Gebrauch macht und die Gefährdungsbeurteilung ergibt, dass die
Voraussetzungen nach § 7 Absatz l vorliegen, ist eine Dokumentation dieser Voraussetzungen ausreichend.

§ 4 Grundpflichten des Arbeitgebers

(l) Arbeitsmittel dürfen erst verwendet werden, nachdem der Arbeitgeber

l. eine Gefährdungsbeurteilung durchgeführt hat,

2. die dabei ermittelten Schutzmaßnahmen nach dem Stand der Technik getroffen hat und

3. festgestellt hat, dass die Verwendung der Arbeitsmittel nach dem Stand der Technik sicher ist.

(2) Ergibt sich aus der Gefährdungsbeurteilung, dass Gefährdungen durch technische Schutzmaßnahmen nach
dem Stand der Technik nicht oder nur unzureichend vermieden werden können, hat der Arbeitgeber geeignete
organisatorische und personenbezogene Schutzmaßnahmen zu treffen. Technische Schutzmaßnahmen haben
Vorrang vor organisatorischen, diese haben wiederum Vorrang vor personenbezogenen Schutzmaßnahmen.
Die Verwendung persönlicher Schutzausrüstung ist für jeden Beschäftigten auf das erforderliche Minimum zu
beschränken.
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(3) Bei der Festlegung der Schutzmaßnahmen hat der Arbeitgeber die Vorschriften dieser Verordnung
einschließlich der Anhänge zu beachten und die nach § 21 Absatz 6 Nummer l bekannt gegebenen Regeln
und Erkenntnisse zu berücksichtigen. Bei Einhaltung dieser Regeln und Erkenntnisse ist davon auszugeben,
dass die in dieser Verordnung gestellten Anforderungen erfüllt sind. Von den Regeln und Erkenntnissen kann
abgewichen werden, wenn Sicherheit und Gesundheit durch andere Maßnahmen zumindest in vergleichbarer
Weise gewährleistet werden,

(4) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass Arbeitsmittel, für die in § 14 und im Abschnitt 3 dieser Verordnung
Prüfungen vorgeschrieben sind, nur verwendet werden, wenn diese Prüfungen durchgeführt und dokumentiert
wurden.

(5) Der Arbeitgeber hat die Wirksamkeit der Schutzmaßnahmen vor der erstmaligen Verwendung der
Arbeitsmittel zu überprüfen. Satz l gilt nicht, soweit entsprechende Prüfungen nach § 14 oder § 15 durchgeführt
wurden. Der Arbeitgeber hat weiterhin dafür zu sorgen, dass Arbeitsmittel vor ihrer jeweiligen Verwendung auf
offensichtliche Mängel, die die sichere Verwendung beeinträchtigen können, kontrolliert werden und dass Schutz-
und Sicherheitseinrichtungen einer regelmäßigen Kontrolle ihrer Funktionsfähigkeit unterzogen werden. Satz 3
gilt auch bei Arbeitsmitteln, für die wiederkehrende Prüfungen nach § 14 oder § 16 vorgeschrieben sind.

(6) Der Arbeitgeber hat die Belange des Arbeitsschutzes in Bezug auf die Verwendung von Arbeitsmitteln
angemessen in seine betriebliche Organisation einzubinden und hierfür die erforderlichen personellen,
finanziellen und organisatorischen Voraussetzungen zu schaffen. Insbesondere hat er dafür zu sorgen, dass bei
der Gestaltung der Arbeitsorganisation, des Arbeitsveri'ahrens und des Arbeitsplatzes sowie bei der Auswahl
und beim Zur-Verfügung-Stellen der Arbeitsmittel alle mit der Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten
zusammenhängenden Faktoren, einschließlich der psychischen, ausreichend berücksichtigt werden.

§ 5 Anforderungen an die zur Verfügung gestellten Arbeitsmittel

(l) Der Arbeitgeber dari: nur solche Arbeitsmittel zur Verfügung stellen und verwenden lassen, die unter
Berücksichtigung der vorgesehenen Einsatzbedingungen bei der Verwendung sicher sind. Die Arbeitsmittel
müssen

l. für die Art der auszuführenden Arbeiten geeignet sein,

2. den gegebenen Einsatzbedingungen und den vorhersehbaren Beanspruchungen angepasst sein und

3. über die erforderlichen sicherheitsrelevanten Ausrüstungen verfügen,

sodass eine Gefährdung durch ihre Verwendung so gering wie möglich gehalten wird. Kann durch Maßnahmen
nach den Sätzen l und 2 die Sicherheit und Gesundheit nicht gewährleistet werden, so hat der Arbeitgeber
andere geeignete Schutzmaßnahmen zu treffen, um die Gefährdung so weit wie möglich zu reduzieren.

(2) Der Arbeitgeber darf Arbeitsmittel nicht zur Verfügung stellen und verwenden lassen, wenn sie Mängel
aufweisen, welche die sichere Verwendung beeinträchtigen.

(3) Der Arbeitgeber darf nur solche Arbeitsmittel zur Verfügung stellen und verwenden lassen, die den
für sie geltenden Rechtsvorschriften über Sicherheit und Gesundheitsschutz entsprechen. Zu diesen
Rechtsvorschriften gehören neben den Vorschriften dieser Verordnung insbesondere Rechtsvorschriften,
mit denen Gemeinschaftsrichtlinien in deutsches Recht umgesetzt wurden und die für die Arbeitsmittel
zum Zeitpunkt des Bereitstellens auf dem Markt gelten. Arbeitsmittel, die der Arbeitgeber für eigene
Zwecke selbst hergestellt hat, müssen den grundlegenden Sicherheitsanforderungen der anzuwendenden
Gemeinschaftsrichtlinien entsprechen. Den formalen Anforderungen dieser Richtlinien brauchen sie nicht zu
entsprechen, es sei denn, es ist in der jeweiligen Richtlinie ausdrücklich anders bestimmt.

(4) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass Beschäftigte nur die Arbeitsmittel verwenden, die er ihnen zur
Verfügung gestellt hat oder deren Verwendung er ihnen ausdrücklich gestattet hat.

§ 6 Grundlegende Schutzmaßnahmen bei der Verwendung von Arbeitsmitteln

(l) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass die Arbeitsmittel sicher verwendet und dabei die Grundsätze
der Ergonomie beachtet werden. Dabei ist Anhang l zu beachten. Die Verwendung der Arbeitsnnittel ist
so zu gestalten und zu organisieren, dass Belastungen und Fehlbeanspruchungen, die die Gesundheit und
die Sicherheit der Beschäftigten gefährden können, vermieden oder, wenn dies nicht möglich ist, auf ein
Mindestmaß reduziert werden. Der Arbeitgeber hat darauf zu achten, dass die Beschäftigten in der Lage sind,
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die Arbeitsmittel zu verwenden, ohne sich oder andere Personen zu gefährden. Insbesondere sind folgende
Grundsätze einer menschengerechten Gestaltung der Arbeit zu berücksichtigen:

l. die Arbeitsmittel einschließlich ihrer Schnittstelle zum Menschen müssen an die körperlichen Eigenschaften
und die Kompetenz der Beschäftigten angepasst sein sowie biomechanische Belastungen bei der
Verwendung vermieden sein. Zu berücksichtigen sind hierbei die Arbeitsumgebung, die Lage der
Zugriffstellen und des Schwerpunktes des Arbeitsmittels, die erforderliche Körperhaltung, die
Körperbewegung, die Entfernung zum Körper, die benötigte persönliche Schutzausrüstung sowie die
psychische Belastung der Beschäftigten,

2. die Beschäftigten müssen über einen ausreichenden Bewegungsfreiraum verfügen,

3. es sind ein Arbeitstempo und ein Arbeitsrhythmus zu vermeiden, die zu Gefährdungen der Beschäftigten
führen können,

4. es sind Bedien- und Uberwachungstätigkeiten zu vermeiden, die eine uneingeschränkte und dauernde
Aufmerksamkeit erfordern.

(2) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass vorhandene Schutzeinrichtungen und zur Verfügung gestellte
persönliche Schutzausrüstungen verwendet werden, dass erforderliche Schutz- oder Sicherheitseinrichtungen
funktionsfähig sind und nicht auf einfache Weise manipuliert oder umgangen werden. Der Arbeitgeber hat ferner
durch geeignete Maßnahmen dafür zu sorgen, dass Beschäftigte bei der Verwendung der Arbeitsmittel die nach §
12 erhaltenen Informationen sowie Kennzeichnungen und Gefahrenhinweise beachten.

(3) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass

l. die Errichtung von Arbeitsmitteln, der Auf- und Abbau, die Erprobung sowie die Instandhaltung und
Prüfung von Arbeitsmitteln unter Berücksichtigung der sicherheitsrelevanten Aufstellungs- und
Umgebungsbedingungen nach dem Stand der Technik erfolgen und sicher durchgeführt werden,

2. erforderliche Sicherheits- und Schutzabstände eingehalten werden und

3. alle verwendeten oder erzeugten Energieformen und Materialien sicher zu- und abgeführt werden können.

Werden Arbeitsmittel im Freien verwendet, hat der Arbeitgeber dafür zu sorgen, dass die sichere Verwendung
der Arbeitsmittel ungeachtet der Witterungsverhältnisse stets gewährleistet ist.

§ 7 Vereinfachte Vorgehensweise bei der Verwendung von Arbeitsmitteln

(l) Der Arbeitgeber kann auf weitere Maßnahmen nach den §§ 8 und 9 verzichten, wenn sich aus der
Gefährdungsbeurteilung ergibt, dass

l. die Arbeitsmittel mindestens den sicherheitstechnischen Anforderungen der für sie zum Zeitpunkt
der Verwendung geltenden Rechtsvorschriften zum Bereitstellen von Arbeitsmitteln auf dem Markt
entsprechen,

2. die Arbeitsmittel ausschließlich bestimmungsgemäß entsprechend den Vorgaben des Herstellers verwendet
werden,

3. keine zusätzlichen Gefährdungen der Beschäftigten unter Berücksichtigung der Arbeitsumgebung, der
Arbeitsgegenstände, derArbeitsabläufe sowie der Dauer und der zeitlichen Lage der Arbeitszeit auftreten
und

4. Instandhaltungsmaßnahmen nach § 10 getroffen und Prüfungen nach § 14 durchgeführt werden.

(2) Absatz l gilt nicht für überwachungsbedürftige Anlagen und die in Anhang 3 genannten Arbeitsmittel.

§ 8 Schutzmaßnahmen bei Gefährdungen durch Energien, Ingangsetzen und Stillsetzen

(l) Der Arbeitgeber darf nur solche Arbeitsmittel verwenden lassen, die gegen Gefährdungen ausgelegt sind
durch

l. die von ihnen ausgehenden oder verwendeten Energien,

2. direktes oder indirektes Berühren von Teilen, die unter elektrischer Spannung stehen, oder

3. Störungen ihrer Energieversorgung.
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Die Arbeitsmittel müssen ferner so gestaltet sein, dass eine gefährliche elektrostatische Aufladung vermieden
oder begrenzt wird. Ist dies nicht möglich, müssen sie mit Einrichtungen zum Ableiten solcher Aufladungen
ausgestattet sein.

(2) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass Arbeitsmittel mit den sicherheitstechnisch erforderlichen Mess-,
Steuer- und Regeleinrichtungen ausgestattet sind, damit sie sicher und zuverlässig verwendet werden können.

(3) Befehlseinrichtungen, die Einfluss auf die sichere Verwendung der Arbeitsmittel haben, müssen insbesondere

l. als solche deutlich erkennbar, außerhalb des Gefahrenbereichs angeordnet und leicht und ohne Gefährdung
erreichbar sein; ihre Betätigung darf zu keiner zusätzlichen Gefährdung führen,

2. sicher beschaffen und auf vorhersehbare Störungen, Beanspruchungen und Zwänge ausgelegt sein,
3. gegen unbeabsichtigtes oder unbefugtes Betätigen gesichert sein.

(4) Arbeitsmittel dürfen nur absichtlich in Gang gesetzt werden können. Soweit erforderlich, muss das
Ingangsetzen sicher verhindert werden können oder müssen sich die Beschäftigten Gefährdungen durch das in
Gang gesetzte Arbeitsmittel rechtzeitig entziehen können. Hierbei und bei Änderungen des Betriebszustands
muss auch die Sicherheit im Gefahrenbereich durch geeignete Maßnahmen gewährleistet werden.

(5) Vom Standort der Bedienung des Arbeitsmittels aus muss dieses als Ganzes oder in Teilen so stillgesetzt
und von jeder einzelnen Energiequelle dauerhaft sicher getrennt werden können, dass ein sicherer Zustand
gewährleistet ist. Die hierfür vorgesehenen Befehlseinrichtungen müssen leicht und ungehindert erreichbar und
deutlich erkennbar gekennzeichnet sein. Der Befehl zum Stillsetzen eines Arbeitsmittels muss gegenüber dem
Befehl zum Ingangsetzen Vorrang haben. Können bei Arbeitsmitteln, die über Systeme mit Speicherwirkung
verfügen, nach dem Trennen von jeder Energiequelle nach Satz l noch Energien gespeichert sein, so
müssen Einrichtungen vorhanden sein, mit denen diese Systeme energiefrei gemacht werden können. Diese
Einrichtungen müssen gekennzeichnet sein. Ist ein vollständiges Energiefreimachen nicht möglich, müssen an
den Arbeitsmitteln entsprechende Gefahrenhinweise vorhanden sein.

(6) Kraftbetriebene Arbeitsmittel müssen mit einer schnell erreichbaren und auffällig gekennzeichneten
Notbefehlseinrichtung zum sicheren Stillsetzen des gesamten Arbeitsmittels ausgerüstet sein, mit der Gefahr
bringende Bewegungen oder Prozesse ohne zusätzliche Gefährdungen unverzüglich stillgesetzt werden
können. Auf eine Notbefehlseinrichtung kann verzichtet werden, wenn sie die Gefährdung nicht mindern
würde; in diesem Fall ist die Sicherheit auf andere Weise zu gewährleisten. Vom jeweiligen Bedienungsort des
Arbeitsmittels aus muss feststellbar sein, ob sich Personen oder Hindernisse im Gefahrenbereich befinden,
oder dem Ingangsetzen muss ein automatisch ansprechendes Sicherheitssystem vorgeschaltet sein, das das
Ingangsetzen verhindert, solange sich Beschäftigte im Gefahrenbereich aufhalten. Ist dies nicht möglich, müssen
ausreichende Möglichkeiten zur Verständigung und Warnung vordem Ingangsetzen vorhanden sein. Soweit
eri:orderlich, muss das Ingangsetzen sicher verhindert werden können, oder die Beschäftigten müssen sich
Gefährdungen durch das in Gang gesetzte Arbeitsmittel rechtzeitig entziehen können.

§ 9 Weitere Schutzmaßnahmen bei der Verwendung von Arbeitsmitteln

(l) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass Arbeitsmittel unter Berücksichtigung der zu erwartenden
Betriebsbedingungen so verwendet werden, dass Beschäftigte gegen vorhersehbare Gefährdungen ausreichend
geschützt sind. Insbesondere müssen

l. Arbeitsmittel ausreichend standsicher sein und, falls erforderlich, gegen unbeabsichtigte Positions- und
Lageänderungen stabilisiert werden,

2. Arbeitsmittel mit den erforderlichen sicherheitstechnischen Ausrüstungen versehen sein,
3. Arbeitsmittel, ihre Teile und die Verbindungen untereinander den Belastungen aus inneren und äußeren

Kräften standhalten,

4. Schutzeinrichtungen bei Splitter- oder Bruchgefahr sowie gegen herabfallende oder herausschleudernde
Gegenstände vorhanden sein,

5. sichere Zugänge zu Arbeitsplätzen an und in Arbeitsmitteln gewährleistet und ein gefahrloser Aufenthalt
dort möglich sein,

6. Schutzmaßnahmen getroffen werden, die sowohl einen Absturz von Beschäftigten als auch von
Arbeitsmitteln sicher verhindern,
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7. Maßnahmen getroffen werden, damit Personen nicht unbeabsichtigt in Arbeitsmitteln eingeschlossen
werden; im Notfall müssen eingeschlossene Personen aus Arbeitsmitteln in angemessener Zeit befreit
werden können,

8. Schutzmaßnahmen gegen Gefährdungen durch bewegliche Teile von Arbeitsmitteln und gegen Blockaden
solcher Teile getroffen werden; hierzu gehören auch Maßnahmen, die den unbeabsichtigten Zugang zum
Gefahrenbereich von beweglichen Teilen von Arbeitsmitteln verhindern oder die bewegliche Teile vor dem
Erreichen des Gefahrenbereichs stillsetzen,

9. Maßnahmen getroffen werden, die verhindern, dass die sichere Verwendung der Arbeitsmittel durch
äußere Einwirkungen beeinträchtigt wird,

10. Leitungen so verlegt sein, dass Gefährdungen vermieden werden, und

11. Maßnahmen getroffen werden, die verhindern, dass außer Betrieb gesetzte Arbeitsmittel zu Gefährdungen
führen.

(2) Der Arbeitgeber hat Schutzmaßnahmen gegen Gefährdungen durch heiße oder kalte Teile, scharfe Ecken und
Kanten und raue Oberflächen von Arbeitsmitteln zu treffen.

(3) Der Arbeitgeber hat weiterhin dafür zu sorgen, dass Schutzeinrichtungen

l. einen ausreichenden Schutz gegen Gefährdungen bieten,

2. stabil gebaut sind,

3. sicher in Position gehalten werden,

4. die Eingriffe, die für den Einbau oder den Austausch von Teilen sowie für Instandhaltungsarbeiten
erforderlich sind, möglichst ohne Demontage der Schutzeinrichtungen zulassen,

5. keine zusätzlichen Gefährdungen verursachen,

6. nicht auf einfache Weise umgangen oder unwirksam gemacht werden können und

7. die Beobachtung und Durchführung des Arbeitszyklus nicht mehr als notwendig einschränken,

(4) Werden Arbeitsmittel in Bereichen mit gefährlicher explosionsfähiger Atmosphäre verwendet oder kommt
es durch deren Verwendung zur Bildung gefährlicher explosionsfähiger Atmosphäre, müssen unter Beachtung
der Gefahrstoffverordnung die erforderlichen Schutzmaßnahmen getroffen werden, insbesondere sind die für
die jeweilige Zone geeigneten Geräte und Schutzsysteme im Sinne der Richtlinie 2014/34/EU des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
für Geräte und Schutzsysteme zur bestimmungsgemäßen Verwendung in explosionsgefährdeten Bereichen (ABI.
L 96 vom 29.3.2014, S. 309) einzusetzen. Diese Schutzmaßnahmen sind vor der erstmaligen Verwendung der
Arbeitsmittel im Explosionsschutzdokument nach § 6 Absatz 9 der Gefahrstoffverordnung zu dokumentieren.

(5) Soweit nach der Gefährdungsbeurteilung erforderlich, müssen an Arbeitsmitteln oder in deren
Gefahrenbereich ausreichende, verständliche und gut wahrnehmbare Sicherheitskennzeichnungen und
Gefahrenhinweise sowie Einrichtungen zur angemessenen, unmissverständlichen und leicht wahrnehmbaren
Warnung im Gefahrenfall vorhanden sein.

§ 10 Instandhaltung und Änderung von Arbeitsmitteln

(l) Der Arbeitgeber hat Instandhaltungsmaßnahmen zu treffen, damit die Arbeitsmittel während der gesamten
Verwendungsdauer den für sie geltenden Sicherheits- und Gesundheitsschutzanforderungen entsprechen
und in einem sicheren Zustand erhalten werden. Dabei sind die Angaben des Herstellers zu berücksichtigen.
Notwendige Instandhaltungsmaßnahmen nach Satz l sind unverzüglich durchzuführen und die dabei
erforderlichen Schutzmaßnahmen zu treffen.

(2) Der Arbeitgeber hat Instandhaltungsmaßnahmen auf der Grundlage einer Gefährdungsbeurteilung
sicher durchführen zu lassen und dabei die Betriebsanleitung des Herstellers zu berücksichtigen.
Instandhaltungsmaßnahmen dürfen nur von fachkundigen, beauftragten und unterwiesenen Beschäftigten oder
von sonstigen für die Durchführung der Instandhaltungsarbeiten geeigneten Auftragnehmern mit vergleichbarer
Qualifikation durchgeführt werden.

(3) Der Arbeitgeber hat alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, damit Instandhaltungsarbeiten sicher
durchgeführt werden können. Dabei hat er insbesondere
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l. die Verantwortlichkeiten für die Durchführung der erforderlichen Sicherungsmaßnahmen festzulegen,

2. eine ausreichende Kommunikation zwischen Bedien- und Instandhaltungspersonal sicherzustellen,

3. den Arbeitsbereich während der Instandhaltungsarbeiten abzusichern,

4. das Betreten des Arbeitsbereichs durch Unbefugte zu verhindern, soweit das nach der
Gefährdungsbeurteilung erforderlich ist,

5. sichere Zugänge für das Instandhaltungspersonal vorzusehen,

6. Gefährdungen durch bewegte oder angehobene Arbeitsmittel oder deren Teile sowie durch gefährliche
Energien oder Stoffe zu vermeiden,

7. dafür zu sorgen, dass Einrichtungen vorhanden sind, mit denen Energien beseitigt werden können, die
nach einer Trennung des instand zu haltenden Arbeitsmittels von Energiequellen noch gespeichert sind;
diese Einrichtungen sind entsprechend zu kennzeichnen,

8. sichere Arbeitsverfahren für solche Arbeitsbedingungen festzulegen, die vom Normalzustand abweichen,

9. erforderliche Warn- und Gefahrenhinweise bezogen auf Instandhaltungsarbeiten an den Arbeitsmitteln zur
Verfügung zu stellen,

10. dafür zu sorgen, dass nur geeignete Geräte und Werkzeuge und eine geeignete persönliche
Schutzausrüstung verwendet werden,

11. bei Auftreten oder Bildung gefährlicher explosionsfähiger Atmosphäre Schutzmaßnahmen entsprechend §
9 Absatz 4 Satz l zu treffen,

12. Systeme für die Freigabe bestimmter Arbeiten anzuwenden.

(4) Werden bei Instandhaltungsmaßnahmen an Arbeitsmitteln die für den Normalbetrieb getroffenen technischen
Schutzmaßnahmen ganz oder teilweise außer Betrieb gesetzt oder müssen solche Arbeiten unter Gefährdung
durch Energie durchgeführt werden, so ist die Sicherheit der Beschäftigten während der Dauer dieser Arbeiten
durch andere geeignete Maßnahmen zu gewährleisten.

(5) Werden Änderungen an Arbeitsmitteln durchgeführt, gelten die Absätze l bis 3 entsprechend.
Der Arbeitgeber hat sicherzustellen, dass die geänderten Arbeitsmittel die Sicherheits- und
Gesundheitsschutzanforderungen nach § 5 Absatz l und 2 erfüllen. Bei Änderungen von Arbeitsmitteln hat
der Arbeitgeber zu beurteilen, ob es sich um prüfpflichtige Änderungen handelt. Er hat auch zu beurteilen,
ob er bei den Änderungen von Arbeitsmitteln Herstellerpflichten zu beachten hat, die sich aus anderen
Rechtsvorschriften, insbesondere dem Produktsicherheitsgesetz oder einer Verordnung nach § 8 Absatz l des
Produktsicherheitsgesetzes ergeben.

§ 11 Besondere Betriebszustände, Betriebsstörungen und Unfälle

(l) Der Arbeitgeber hat Maßnahmen zu ergreifen, durch die unzulässige oder instabile Betriebszustände von
Arbeitsmitteln verhindert werden. Können instabile Zustände nicht sicher verhindert werden, hat der Arbeitgeber
Maßnahmen zu ihrer Beherrschung zu treffen. Die Sätze l und 2 gelten insbesondere für An- und Abfahr- sowie
Erprobungsvorgänge.

(2) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass Beschäftigte und andere Personen bei einem Unfall oder bei einem
Notfall unverzüglich gerettet und ärztlich versorgt werden können. Dies schließt die Bereitstellung geeigneter
Zugänge zu den Arbeitsmitteln und in diese sowie die Bereitstellung erforderlicher Befestigungsmöglichkeiten für
Rettungseinrichtungen an und in den Arbeitsmitteln ein. Im Notfall müssen Zugangssperren gefahrlos selbsttätig
in einen sicheren Bereich öffnen. Ist dies nicht möglich, müssen Zugangssperren über eine Notentriegelung leicht
zu öffnen sein, wobei an der Notentriegelung und an der Zugangssperre auf die noch bestehenden Gefahren
besonders hingewiesen werden muss. Besteht die Möglichkeit, in ein Arbeitsmittel eingezogen zu werden, muss
die Rettung eingezogener Personen möglich sein.

(3) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass die notwendigen Informationen über Maßnahmen bei Notfällen
zur Verfügung stehen. Die Informationen müssen auch Rettungsdiensten zur Verfügung stehen, soweit sie für
Rettungseinsätze benötigt werden. Zu den Informationen zählen:

l. eine Vorabmitteilung über einschlägige Gefährdungen bei der Arbeit, über Maßnahmen zur Feststellung
von Gefährdungen sowie über Vorsichtsmaßregeln und Verfahren, damit die Rettungsdienste ihre eigenen
Abhilfe- und Sicherheitsmaßnahmen vorbereiten können,
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2. Informationen über einschlägige und spezifische Gefährdungen, die bei einem Unfall oder Notfall auftreten
können, einschließlich der Informationen über die Maßnahmen nach den Absätzen l und 2.

Treten durch besondere Betriebszustände oder Betriebsstörungen Gefährdungen auf, hat der Arbeitgeber dafür
zu sorgen, dass dies durch Warneinrichtungen angezeigt wird.

(4) Werden bei Rüst-, Einrichtungs- und Erprobungsarbeiten oder vergleichbaren Arbeiten an Arbeitsmitteln die
für den Normalbetrieb getroffenen technischen Schutzmaßnahmen ganz oder teilweise außer Betrieb gesetzt
oder müssen solche Arbeiten unter Gefährdung durch Energie durchgeführt werden, so ist die Sicherheit der
Beschäftigten während der Dauer dieser Arbeiten durch andere geeignete Maßnahmen zu gewährleisten. Die
Arbeiten nach Satz l dürfen nur von fachkundigen Personen durchgeführt werden.

(5) Insbesondere bei Rüst- und Einrichtungsarbeiten, der Erprobung und der Prüfung von Arbeitsmitteln sowie
bei der Fehlersuche sind Gefahrenbereiche festzulegen. Ist ein Aufenthalt im Gefahrenbereich von Arbeitsmitteln
erforderlich, sind auf der Grundlage der Gefährdungsbeurteilung weitere Maßnahmen zu treffen, welche die
Sicherheit der Beschäftigten gewährleisten.

§ 12 Unterweisung und besondere Beauftragung von Beschäftigten

(l) Bevor Beschäftigte Arbeitsmittel erstmalig verwenden, hat der Arbeitgeber ihnen ausreichende und
angemessene Informationen anhand der Gefährdungsbeurteilung in einer für die Beschäftigten verständlichen
Form und Sprache zur Verfügung zu stellen über

l. vorhandene Gefährdungen bei der Verwendung von Arbeitsmitteln einschließlich damit verbundener
Gefährdungen durch die Arbeitsumgebung,

2. erforderliche Schutzmaßnahmen und Verhaltensregelungen und

3, Maßnahmen bei Betriebsstörungen, Unfällen und zur Ersten Hilfe bei Notfällen,

Der Arbeitgeber hat die Beschäftigten vor Aufnahme der Verwendung von Arbeitsmitteln tätig keitsbezogen
anhand der Informationen nach Satz l zu unterweisen. Danach hat er in regelmäßigen Abständen, mindestens
jedoch einmal jährlich, weitere Unterweisungen durchzuführen. Das Datum einer jeden Unterweisung und die
Namen der Unterwiesenen hat er schriftlich festzuhalten.

(2) Bevor Beschäftigte Arbeitsmittel erstmalig verwenden, hat der Arbeitgeber ihnen eine schriftliche
Betriebsanweisung für die Verwendung des Arbeitsmittels in einer für die Beschäftigten verständlichen Form
und Sprache an geeigneter Stelle zur Verfügung zu stellen. Satz l gilt nicht für Arbeitsmittel, für die keine
Gebrauchsanleitung nach § 3 Absatz 4 des Produktsicherheitsgesetzes mitgetiefert werden muss. Anstelle einer
Betriebsanweisung kann der Arbeitgeber auch eine bei der Bereitstellung des Arbeitsmittels auf dem Markt
mitgelieferte Gebrauchsanleitung oder Betriebsanleitung zur Verfügung stellen, wenn diese Informationen
enthalten, die einer Betriebsanweisung entsprechen. Die Betriebsanweisung ist bei sicherheitsrelevanten
Änderungen der Arbeitsbedingungen zu aktualisieren und bei der regelmäßig wiederkehrenden Unterweisung
nach § 12 des Arbeitsschutzgesetzes in Bezug zu nehmen.

(3) Ist die Verwendung von Arbeitsmitteln mit besonderen Gefährdungen verbunden, hat der Arbeitgeber dafür
zu sorgen, dass diese nur von hierzu beauftragten Beschäftigten verwendet werden.

§ 13 Zusammenarbeit verschiedener Arbeitgeber

(l) Beabsichtigt der Arbeitgeber, in seinem Betrieb Arbeiten durch eine betriebsfremde Person (Auftragnehmer)
durchführen zu lassen, so darf er dafür nur solche Auftragnehmer heranziehen, die über die für die geplanten
Arbeiten erforderliche Fachkunde verfügen. Der Arbeitgeber als Auftraggeber hat die Auftragnehmer, die
ihrerseits Arbeitgeber sind, über die von seinen Arbeitsmitteln ausgehenden Gefährdungen und über spezifische
Verhaltensregeln zu informieren. Der Auftragnehmer hat den Auftraggeber und andere Arbeitgeber über
Gefährdungen durch seine Arbeiten für Beschäftigte des Auftraggebers und anderer Arbeitgeber zu informieren.

(2) Kann eine Gefährdung von Beschäftigten anderer Arbeitgeber nicht ausgeschlossen werden, so haben alle
betroffenen Arbeitgeber bei ihren Gefährdungsbeurteilungen zusammenzuwirken und die Schutzmaßnahmen so
abzustimmen und durchzuführen, dass diese wirksam sind. Jeder Arbeitgeber ist dafür verantwortlich, dass seine
Beschäftigten die gemeinsam festgelegten Schutzmaßnahmen anwenden.

(3) Besteht bei der Verwendung von Arbeitsmitteln eine erhöhte Gefährdung von Beschäftigten anderer
Arbeitgeber, ist für die Abstimmung der jeweils erforderlichen Schutzmaßnahmen durch die beteiligten
Arbeitgeber ein Koordinator/eine Koordinatorin schriftlich zu bestellen. Sofern aufgrund anderer
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Arbeitsschutzvorschriften bereits ein Koordinator/eine Koordinatorin bestellt ist, kann dieser/diese auch die
Koordinationsaufgaben nach dieser Verordnung übernehmen. Dem Koordinator/der Koordinatorin sind von den
beteiligten Arbeitgebern alle erforderlichen sicherheitsrelevanten Informationen sowie Informationen zu den
festgelegten Schutzmaßnahmen zur Verfügung zu stellen. Die Bestellung eines Koordinators/einer Koordinatorin
entbindet die Arbeitgeber nicht von ihrer Verantwortung nach dieser Verordnung.

§ 14 Prüfung von Arbeitsmitteln

(l) Der Arbeitgeber hat Arbeitsmittel, deren Sicherheit von den Montagebedingungen abhängt, vor der
erstmaligen Verwendung von einer zur Prüfung befähigten Person prüfen zu lassen, Die Prüfung umfasst
Folgendes:

l. die Kontrolle der vorschriftsmäßigen Montage oder Installation und der sicheren Funktion dieser
Arbeitsmittel,

2. die rechtzeitige Feststellung von Schäden,

3. die Feststellung, ob die getroffenen sicherheitstechnischen Maßnahmen geeignet und funktionsfähig sind.
Prüfinhalte, die im Rahmen eines Konformitätsbewertungsverfahrens geprüft und dokumentiert wurden, müssen
nicht erneut geprüft werden. Die Prüfung muss vor jeder Inbetriebnahme nach einer Montage stattfinden.

(2) Arbeitsmittel, die Schäden verursachenden Einflüssen ausgesetzt sind, die zu Gefährdungen der
Beschäftigten führen können, hat der Arbeitgeber wiederkehrend von einer zur Prüfung befähigten Person prüfen
zu lassen. Die Prüfung muss entsprechend den nach § 3 Absatz 6 ermittelten Fristen stattfinden, Ergibt die
Prüfung, dass ein Arbeitsmittel nicht bis zu der nach § 3 Absatz 6 ermittelten nächsten wiederkehrenden Prüfung
sicher betrieben werden kann, ist die Prüffrist neu festzulegen.

(3) Arbeitsmittel sind nach prüfpflichtigen Änderungen vor ihrer nächsten Verwendung durch eine zur Prüfung
befähigte Person prüfen zu lassen. Arbeitsmittel, die von außergewöhnlichen Ereignissen betroffen sind, die
schädigende Auswirkungen auf ihre Sicherheit haben können, durch die Beschäftigte gefährdet werden können,
sind vor ihrer weiteren Verwendung einer außerordentlichen Prüfung durch eine zur Prüfung befähigte Person
unterziehen zu lassen. Außergewöhnliche Ereignisse können insbesondere Unfälle, längere Zeiträume der
Nichtverwendung der Arbeitsmittel oder Naturereignisse sein.

(4) Bei der Prüfung der in Anhang 3 genannten Arbeitsmittel gelten die dort genannten Vorgaben zusätzlich zu
den Vorgaben der Absätze l bis 3.

(5) Der Fälligkeitstermin von wiederkehrenden Prüfungen wird jeweils mit dem Monat und dem Jahr angegeben.
Die Frist für die nächste wiederkehrende Prüfung beginnt mit dem Fälligkeitstermin der letzten Prüfung.
Wird eine Prüfung vor dem Fälligkeitstermin durchgeführt, beginnt die Frist für die nächste Prüfung mit dem
Monat und Jahr der Durchführung, Für Arbeitsmittel mit einer Prüffrist von mehr als zwei Jahren gilt Satz 3
nur, wenn die Prüfung mehr als zwei Monate vor dem Fälligkeitstermin durchgeführt wird. Ist ein Arbeitsmittel
zum Fälligkeitstermin der wiederkehrenden Prüfung außer Betrieb gesetzt, so darf es erst wieder in Betrieb
genommen werden, nachdem diese Prüfung durchgeführt worden ist; in diesem Fall beginnt die Frist für die
nächste wiederkehrende Prüfung mit dem Termin der Prüfung. Eine wiederkehrende Prüfung gilt als fristgerecht
durchgeführt, wenn sie spätestens zwei Monate nach dem Fälligkeitstermin durchgeführt wurde, Dieser Absatz
ist nur anzuwenden, soweit es sich um Arbeitsmittel nach Anhang 2 Abschnitt 2 bis 4 und Anhang 3 handelt.

(6) Zur Prüfung befähigte Personen nach § 2 Absatz 6 unterliegen bei der Durchführung der nach dieser
Verordnung vorgeschriebenen Prüfungen keinen fachlichen Weisungen durch den Arbeitgeber. Zur Prüfung
befähigte Personen dürfen vom Arbeitgeber wegen ihrer Prüftätigkeit nicht benachteiligt werden.

(7) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass das Ergebnis der Prüfung nach den Absätzen l bis 4
aufgezeichnet und mindestens bis zur nächsten Prüfung aufbewahrt wird. Dabei hat er dafür zu sorgen, dass die
Aufzeichnungen nach Satz l mindestens Auskunft geben über'

l. Art der Prüfung,

2. Prüfumfang,

3. Ergebnis der Prüfung und

4. Name und Unterschrift der zur Prüfung befähigten Person; bei ausschließlich elektronisch übermittelten
Dokumenten elektronische Signatur.

- Seite 12 von 60 -



Ein Service des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz
sowie des Bundesamts für Justiz - www.gesetze-im-internet.de

Aufzeichnungen können auch in elektronischer Form aufbewahrt werden. Werden Arbeitsmittel nach den
Absätzen l und 2 sowie Anhang 3 an unterschiedlichen Betriebsorten verwendet, ist am Einsatzort ein Nachweis
über die Durchführung der letzten Prüfung vorzuhalten.

(8) Die Absätze l bis 3 gelten nicht für überwachungsbedürftige Anlagen, soweit entsprechende Prüfungen
in den §§ 15 und 16 vorgeschrieben sind. Absatz 7 gilt nicht für überwachungsbedürftige Anlagen, soweit
entsprechende Aufzeichnungen in § 17 vorgeschrieben sind.

Abschnitt 3
Zusätzliche Vorschriften für überwachungsbedürftige Anlagen

§ 15 Prüfung vor Inbetriebnahme und vor Wiederinbetriebnahme nach prüfpflichtigen Änderungen

(l) Der Arbeitgeber hat sicherzustellen, dass überwachungsbedürftige Anlagen vor erstmaliger Inbetriebnahme
und vor Wiederinbetriebnahme nach prüfpflichtigen Änderungen geprüft werden. Bei der Prüfung ist
festzustellen,

l. ob die für die Prüfung benötigten technischen Unterlagen, wie beispielsweise eine EG-
Konformitätserklärung, vorhanden sind und ihr Inhalt plausibel ist und

2. ob die Anlage einschließlich der Anlagenteite entsprechend dieser Verordnung errichtet oder geändert
worden ist und sich auch unter Berücksichtigung der Aufstellbedingungen in einem sicheren Zustand
befindet.

Die Prüfung ist nach Maßgabe der in Anhang 2 genannten Vorgaben durchzuführen. Prüfinhalte, die im Rahmen
von Konformitätsbewertungsverfahren geprüft und dokumentiert wurden, müssen nicht erneut geprüft werden.

(2) Bei den Prüfungen nach Absatz l ist auch festzustellen, ob die getroffenen sicherheitstechnischen
Maßnahmen geeignet und funktionsfähig sind und ob die Fristen für die nächsten wiederkehrenden Prüfungen
nach § 3 Absatz 6 zutreffend festgelegt wurden. Abweichend von Satz l ist die Feststellung der zutreffenden
Prüffrist für Druckanlagen, deren Prüffrist nach Anhang 2 Abschnitt 4 Nummer 5.4 ermittelt wird, unmittelbar
nach deren Ermittlung durchzuführen. Über die in den Sätzen l und 2 festgelegten Prüffristen entscheidet im
Streitfall die zuständige Behörde, Satz l gilt ferner nicht für die Eignung der sicherheitstechnischen Maßnahmen,
die Gegenstand einer Erlaubnis nach § 18 oder einer Genehmigung nach anderen Rechtsvorschriften sind.

(3) Die Prüfungen nach Absatz l sind von einer zugelassenen Überwachungsstelle nach Anhang 2 Abschnitt l
durchzuführen. Sofern dies in Anhang 2 Abschnitt 2, 3 oder 4 vorgesehen ist, können die Prüfungen nach Satz l
auch von einer zur Prüfung befähigten Person durchgeführt werden. Darüber hinaus können alle Prüfungen nach
prüfpflichtigen Änderungen, die nicht die Bauart oder die Betriebsweise einer überwachungsbedürftigen Anlage
beeinflussen, von einer zur Prüfung befähigten Person durchgeführt werden. Bei überwachungsbedürftigen
Anlagen, die für einen ortsveränderlichen Einsatz vorgesehen sind und nach der ersten Inbetriebnahme an einem
neuen Standort aufgestellt werden, können die Prüfungen nach Absatz l durch eine zur Prüfung befähigte Person
durchgeführt werden. Satz 4 gilt nicht für Dampfkesselanlagen nach § 18 Absatz l Satz l Nummer l

§ 16 Wiederkehrende Prüfung

(l) Der Arbeitgeber hat sicherzustellen, dass überwachungsbedürftige Anlagen nach Maßgabe der in Anhang 2
genannten Vorgaben wiederkehrend auf ihren sicheren Zustand hinsichtlich des Betriebs geprüft werden.

(2) Bei der wiederkehrenden Prüfung ist auch festzustellen, ob die Fristen für die nächsten wiederkehrenden
Prüfungen nach § 3 Absatz 6 zutreffend festgelegt wurden. Im Streitfall entscheidet die zuständige Behörde.

(3) § 14 Absatz 5 gilt entsprechend. Ist eine behördlich angeordnete Prüfung durchgeführt worden, so beginnt
die Frist für eine wiederkehrende Prüfung mit Monat und Jahr der Durchführung dieser Prüfung, wenn diese der
wiederkehrenden Prüfung entspricht.

(4) § 15 Absatz 3 gilt entsprechend.

§ 17 Prüfaufzeichnungen und -bescheinigungen

(l) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass das Ergebnis der Prüfung nach den §§ 15 und 16 aufgezeichnet
wird. Sofern die Prüfung von einer zugelassenen Uberwachungsstelle durchzuführen ist, ist von dieser eine
Prüfbescheinigung über das Ergebnis der Prüfung zu fordern. Aufzeichnungen und Prüfbescheinigungen müssen
mindestens Auskunft geben über
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l. Anlagenidentifikation,

2. Prüfdatum,

3. Art der Prüfung,

4. Prüfungsgrundlagen,

5. Prüfumfang,

6. Eignung und Funktionsfähigkeit der technischen Maßnahmen sowie Eignung der organisatorischen
Maßnahmen,

7. Ergebnis der Prüfung,

8. die Fristen für die nächsten wiederkehrenden Prüfungen nach § 15 Absatz 2 und § 16 Absatz 2 sowie

9. Name und Unterschrift des Prüfers, bei Prüfung durch zugelassene Überwachungsstellen zusätzlich Name
der zugelassenen Uberwachungsstelle; bei ausschließlich elektronisch übermittelten Dokumenten die
elektronische Signatur.

Aufzeichnungen und Prüfbescheinigungen sind während der gesamten Verwendungsdauer am Betriebsort der
überwachungsbedürftigen Anlage aufzubewahren und der zuständigen Behörde auf Verlangen vorzulegen. Sie
können auch in elektronischer Form aufbewahrt werden.

(2) Unbeschadet der Aufzeichnungen und Prüfbescheinigungen nach Absatz l muss in der Kabine von
Aufzugsanlagen eine Kennzeichnung, zum Beispiel in Form einer Prüfplakette, deutlich sichtbar und dauerhaft
angebracht sein, aus der sich Monat und Jahr der nächsten wiederkehrenden Prüfung sowie der prüfenden Stelle
ergibt.

§ 18 Erlaubnispflicht

(l) Die Errichtung und der Betrieb sowie die Änderungen der Bauart oder Betriebsweise, welche die Sicherheit
der Anlage beeinflussen, folgender Anlagen bedürfen der Erlaubnis der zuständigen Behörde:

l. Dampfkesselanlagen nach Anhang 2 Abschnitt 4 Nummer 2. 1 Satz l Buchstabe a, die nach Artikel 13
in Verbindung mit Anhang II Diagramm 5 der Richtlinie 2014/68/EU des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 15. Mai 2014 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die
Bereitstellung von Druckgeräten auf dem Markt (ABI. L 189 vom 27. 6. 2014, S. 164) in die Kategorie IV
einzustufen sind,

2. Anlagen mit Druckgeräten nach Anhang 2 Abschnitt 4 Nummer 2. 1 Satz l Buchstabe c, in denen mit einer
Füllkapazität von mehr als 10 Kilogramm je Stunde ortsbewegliche Druckgeräte im Sinne von Anhang 2
Abschnitt 4 Nummer 2. 1 Satz 2 Buchstabe b mit Druckgasen zur Abgabe an Andere befüllt werden,

3, Anlagen einschließlich der Lager- und Vorratsbehälter zum Befüllen von Land-, Wasser- und Luftfahrzeugen
mit entzündbaren Gasen im Sinne von Anhang l Nummer 2.2 der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über die Einstufung, Kennzeichnung und
Verpackung von Stoffen und Gemischen, zur Änderung und Aufhebung der Richtlinien 67/548/EWG und
1999/45/EG und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 (ABI. L 353 vom 31. 12. 2008, S. l) zur
Verwendung als Treib- oder Brennstoff (Gasfüllanlagen),

4. Räume oder Bereiche einschließlich der in ihnen vorgesehenen ortsfesten Behälter und sonstiger
Lagereinrichtungen, die dazu bestimmt sind, dass in ihnen entzündbare Flüssigkeiten mit einem
Gesamtrauminhalt von mehr als 10 000 Litern gelagert werden (Lageranlagen), soweit Räume oder
Bereiche nicht zu Anlagen nach den Nummern 5 bis 7 gehören,

5. ortsfest errichtete oder dauerhaft am gleichen Ort verwendete Anlagen mit einer Umschlagkapazität von
mehr als l 000 Litern je Stunde, die dazu bestimmt sind, dass in ihnen Transportbehälter mit entzündbaren
Flüssigkeiten befüllt werden (Füllstellen),

6. ortsfeste Anlagen für die Betankung von Land-, Wasser- und Luftfahrzeugen mit entzündbaren Flüssigkeiten
(Tankstellen),

7. ortsfeste Anlagen oder Bereiche auf Flugfeldern, in denen Kraftstoffbehälter von Luftfahrzeugen aus
Hydrantenanlagen mit entzündbaren Flüssigkeiten befüllt werden (Flugfeldbetankungsanlagen),

8. (weggefallen)

Entzündbare Flüssigkeiten nach Satz l Nummer 4 bis 6 sind solche mit Stoffeigenschaften nach Anhang l
Nummer 2.6 der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008, sofern sie einen Flammpunkt von weniger als 23 Grad Celsius
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haben. Zu einer Anlage im Sinne des Satzes l gehören auch Mess-, Steuer- und Regeleinrichtungen, die dem
sicheren Betrieb dieser Anlage dienen.

(2) Absatz l findet keine Anwendung auf

l. Anlagen, in denen Wasserdampf oder Heißwasser in einem Herstellungsverfahren durch
Wärmerückgewinnung entsteht, es sei denn, Rauchgase werden gekühlt und der entstehende Wasserdampf
oder das entstehende Heißwasser werden nicht überwiegend der Verfahrensanlage zugeführt, und

2. Anlagen zum Entsorgen von Kältemitteln, die einem Wärmetauscher entnommen und in ein
ori:sbewegliches Druckgerät gefüllt werden.

(3) Die Erlaubnis ist schriftlich oder elektronisch zu beantragen. Ein Antrag auf eine Teilerlaubnis ist möglich.
Dem Antrag sind alle Unterlagen beizufügen, die für die Beurteilung des Antrages notwendig sind. Erfolgt die
Antragstellung elektronisch, kann die zuständige Behörde Mehrfertigungen sowie die Übermittlung der dem
Antrag beizufügenden Unterlagen auch in schriftlicher Form verlangen. Aus den Unterlagen muss hervorgehen,
dass Aufstellung, Bauart und Betriebsweise den Anforderungen dieser Verordnung und hinsichtlich des
Brand- und Explosionsschutzes auch der Gefahrstoffverordnung entsprechen und dass die vorgesehenen
sicherheitstechnischen Maßnahmen geeignet sind. Aus den Unterlagen muss weiterhin hervorgehen, dass
l. auch die möglichen Gefährdungen. die sich aus der Arbeitsumgebung und durch Wechselwirkungen mit

anderen Arbeitsmitteln, insbesondere anderen überwachungsbedürftigen Anlagen, die in einem räumlichen
oder betriebstechnischen Zusammenhang mit der beantragten Anlage verwendet werden, betrachtet
wurden und die Anforderungen und die vorgesehenen Schutzmaßnahmen geeignet sind, und

2. die sich aus der Zusammenarbeit verschiedener Arbeitgeber ergebenden Maßnahmen nach § 13
berücksichtigt wurden.

Den Unterlagen ist ein Prüfbericht einer zugelassenen Überwachungsstelle beizufügen, in dem bestätigt wird,
dass die Anlage bei Einhaltung der in den Unterlagen genannten Maßnahmen einschließlich der Prüfungen nach
Anhang 2 Abschnitt 3 und 4 sicher betrieben werden kann.

(4) Die zuständige Behörde hat die Erlaubnis zu erteilen, wenn die vorgesehene Aufstellung, Bauart und
Betriebsweise den sicherheitstechnischen Anforderungen dieser Verordnung und hinsichtlich des Brand- und
Explosionsschutzes auch der Gefahrstoffverordnung entsprechen. Die Erlaubnis kann beschränkt, befristet,
unter Bedingungen erteilt sowie mit Auflagen verbunden werden. Die nachträgliche Aufnahme, Änderung oder
Ergänzung von Auflagen ist zulässig.

(5) Die zuständige Behörde hat über den Antrag innerhalb von drei Monaten, nachdem er bei ihr eingegangen ist,
zu entscheiden. Die Frist kann in begründeten Fällen verlängert werden. Die verlängerte Frist ist zusammen mit
den Gründen für die Verlängerung dem Antragsteller mitzuteilen.

Fußnote

(+++ § 18; Zur Anwendung vgl. § 20 Abs. 2 +++)

Abschnitt 4
Vollzugsregelungen und Ausschuss für Betriebssicherheit

§ 19 Mitteilungspflichten, behördliche Ausnahmen

(l) Der Arbeitgeber hat bei Arbeitsmitteln nach den Anhängen 2 und 3 der zuständigen Behörde folgende
Ereignisse unverzüglich anzuzeigen:

l. jeden Unfall, bei dem ein Mensch getötet oder erheblich verletzt worden ist, und

2. jeden Schadensfall, bei dem Bauteile oder sicherheitstechnische Einrichtungen versagt haben.

(2) Die zuständige Behörde kann bei überwachungsbedürftigen Anlagen vom Arbeitgeber verlangen, dass
dieser das nach Absatz l anzuzeigende Ereignis auf seine Kosten durch eine möglichst im gegenseitigen
Einvernehmen bestimmte zugelassene Überwachungsstelle sicherheitstechnisch beurteilen lässt und ihr die
Beurteilung schriftlich vorlegt. Die sicherheitstechnische Beurteilung hat sich insbesondere auf die Feststellung
zu erstrecken,

l, worauf das Ereignis zurückzuführen ist,
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2. ob sich die überwachungsbedürftige Anlage in einem nicht sicheren Zustand befand und ob nach Behebung
des Mangels eine Gefährdung nicht mehr besteht und

3. ob neue Erkenntnisse gewonnen worden sind, die andere oder zusätzliche Schutzvorkehrungen erfordern.

(3) Unbeschadet des § 22 des Arbeitsschutzgesetzes hat der Arbeitgeber der zuständigen Behörde auf Verlangen
Folgendes zu übermitteln:

l. die Dokumentation der Gefährdungsbeurteilung nach § 3 Absatz 8 und die ihr zugrunde liegenden
Informationen,

2. einen Nachweis, dass die Gefährdungsbeurteitung entsprechend den Anforderungen nach § 3 Absatz 2 Satz
2 erstellt wurde,

3. Angaben zu den nach § 13 des Arbeitsschutzgesetzes verantwortlichen Personen,

4. Angaben zu den getroffenen Schutzmaßnahmen einschließlich der Betriebsanweisung.

(4) Die zuständige Behörde kann auf schriftlichen Antrag des Arbeitgebers Ausnahmen von den §§ 8 bis 11
und Anhang l zulassen, wenn die Anwendung dieser Vorschriften für den Arbeitgeber im Einzelfall zu einer
unverhältnismäßigen Härte führen würde, die Ausnahme sicherheitstechnisch vertretbar und mit dem Schutz
der Beschäftigten und, soweit überwachungsbedürftige Anlagen betroffen sind, auch mit dem Schutz anderer
Personen vereinbar ist. Der Arbeitgeber hat der zuständigen Behörde im Antrag Folgendes darzulegen'

l. den Grund für die Beantragung der Ausnahme,

2. die betroffenen Tätigkeiten und Verfahren,

3. die Zahl der voraussichtlich betroffenen Beschäftigten,

4. die technischen und organisatorischen Maßnahmen, die zur Gewährleistung der Sicherheit und zur
Vermeidung von Gefährdungen getroffen werden sollen.

Für ihre Entscheidung kann die Behörde ein Sachverständigengutachten verlangen, dessen Kosten der
Arbeitgeber zu tragen hat.

(5) Die zuständige Behörde kann bei überwachungsbedürftigen Anlagen im Einzelfall eine außerordentliche
Prüfung anordnen, wenn hierfür ein besonderer An lass besteht. Ein solcher Anlass besteht insbesondere
dann, wenn ein Schadensfall eingetreten ist. Der Arbeitgeber hat eine angeordnete Prüfung unverzüglich zu
veranlassen.

(6) Die zuständige Behörde kann die in Anhang 2 Abschnitt 2 bis 4 und Anhang 3 genannten Fristen im Einzelfall
verkürzen, soweit es zur Gewährleistung der Sicherheit der Anlagen erforderlich ist. Die zuständige Behörde kann
die in Anhang 2 Abschnitt 2 bis 4 und Anhang 3 genannten Fristen im Einzelfall verlängern, soweit die Sicherheit
auf andere Weise gewährleistet ist.

§ 20 Sonderbestimmungen für überwachungsbedürftige Anlagen des Bundes

(l) Aufsichtsbehörde für die in Anhang 2 Abschnitt 2 bis 4 genannten überwachungsbedürftigen Anlagen
der Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes, der Bundeswehr und der Bundespolizei ist
das zuständige Bundesministerium oder die von ihm bestimmte Behörde. Dies gilt auch für alle in Anhang
2 Abschnitt 2 bis 4 genannten überwachungsbedürftigen Anlagen auf den von der Wasserstraßen- und
Schifffahrtsverwaltung des Bundes, der Bundeswehr und der Bundespolizei genutzten Dienstliegenschaften.
Für andere der Aufsicht der Bundesverwaltung unterliegende überwachungsbedürftige Anlagen nach
Anhang 2 Abschnitt 2 bis 4 bestimmt sich die zuständige Aufsichtsbehörde nach § 38 Absatz l des
Produktsicherheitsgesetzes.

(2) § 18 findet keine Anwendung auf die in Anhang 2 Abschnitt 2 bis 4 genannten überwachungsbedürftigen
Anlagen der Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes, der Bundeswehr und der Bundespolizei.

§ 21 Ausschuss für Betriebssicherheit

(l) Beim Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ein Ausschuss für Betriebssicherheit gebildet. Dieser
Ausschuss soll aus fachkundigen Vertretern der Arbeitgeber, der Gewerkschaften, der Länderbehörden, der
gesetzlichen Unfallversicherung und der zugelassenen Uberwachungsstellen bestehen sowie aus weiteren
fachkundigen Personen, insbesondere aus der Wissenschaft. Die Gesamtzahl der Mitglieder soll 21 Personen
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nicht überschreiten. Für jedes Mitglied ist ein stellvertretendes Mitglied zu benennen. Die Mitgliedschaft im
Ausschuss für Betriebssicherheit ist ehrenamtlich.

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales beruft die Mitglieder des Ausschusses und die
stellvertretenden Mitglieder. DerAusschuss gibt sich eine Geschäftsordnung und wählt die Vorsitzende oder
den Vorsitzenden aus seiner Mitte. Die Geschäftsordnung und die Wahl der oder des Vorsitzenden bedürfen der
Zustimmung des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales,

(3) Das Arbeitsprogramm des Ausschusses für Betriebssicherheit wird mit dem Bundesministerium für Arbeit und
Soziales abgestimmt. DerAusschuss arbeitet eng mit den anderen Ausschüssen beim Bundesministerium für
Arbeit und Soziales zusammen.

(4) Die Sitzungen des Ausschusses sind nicht öffentlich. Beratungs- und Abstimmungsergebnisse des
Ausschusses sowie Niederschriften der Untergremien sind vertraulich zu behandeln, soweit die Erfüllung der
Aufgaben, die den Untergremien oder den Mitgliedern des Ausschusses obliegen, dem nicht entgegenstehen.

(5) Zu den Aufgaben des Ausschusses gehört es,

l. den Stand von Wissenschaft und Technik, Arbeitsmedizin und Arbeitshygiene sowie sonstiger gesicherter
arbeitswissenschaftlicher Erkenntnisse bei der Verwendung von Arbeitsmitteln zu ermitteln und dazu
Empfehlungen auszusprechen,

2. zu ermitteln, wie die in dieser Verordnung gestellten Anforderungen erfüllt werden können, und dazu die
dem jeweiligen Stand der Technik und der Arbeitsmedizin entsprechenden Regeln und Erkenntnisse zu
erarbeiten,

3. das Bundesministerium für Arbeit und Soziales in Fragen von Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der
Verwendung von Arbeitsmitteln zu beraten und

4. die von den zugelassenen Uberwachungsstellen nach § 37 Absatz 5 Nummer 8 des
Produktsicherheitsgesetzes gewonnenen Erkenntnisse auszuwerten und bei den Aufgaben nach den
Nummern l bis 3 zu berücksichtigen.

(6) Nach Prüfung kann das Bundesministerium für Arbeit und Soziales

l. die vom Ausschuss für Betriebssicherheit ermittelten Regeln und Erkenntnisse nach Absatz 5 Nummer 2 im
Gemeinsamen Ministerialblatt bekannt geben und

2. die Empfehlungen nach Absatz 5 Nummer l sowie die Beratungsergebnisse nach Absatz 5 Nummer 3 in
geeigneter Weise veröffentlichen.

(7) Die Bundesministerien sowie die zuständigen obersten Landesbehörden können zu den Sitzungen des
Ausschusses Vertreter entsenden. Diesen ist auf Verlangen in der Sitzung das Wort zu erteilen.

(8) Die Geschäfte des Ausschusses führt die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin.

Abschnitt 5
Ordnungswidrigkeiten und Straftaten, Schlussvorschriften

§ 22 Ordnungswidrigkeiten

(l) Ordnungswidrig im Sinne des § 25 Absatz l Nummer l des Arbeitsschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich
oder fahrlässig

l. entgegen § 3 Absatz l Satz l eine Gefährdung nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig beurteilt,

2. entgegen § 3 Absatz 3 Satz 3 eine Gefährdungsbeurteilung durchführt,

3. (weggefallen)

4. (weggefallen)

5. entgegen § 3 Absatz 7 Satz 4 eine Gefährdungsbeurteilung nicht oder nicht rechtzeitig aktualisiert,

6. entgegen § 3 Absatz 8 Satz l ein dort genanntes Ergebnis nicht oder nicht rechtzeitig dokumentiert,

7. entgegen § 4 Absatz l ein Arbeitsmittel verwendet,
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8. entgegen § 4 Absatz 4 nicht dafür sorgt, dass Arbeitsmittel, für die in § 14 oder in Abschnitt 3 dieser
Verordnung Prüfungen vorgeschrieben sind, nur verwendet werden, wenn diese Prüfungen durchgeführt
und dokumentiert wurden,

9, entgegen § 5 Absatz 2 ein Arbeitsmittel verwenden lässt,

10. entgegen § 5 Absatz 4 nicht dafür sorgt, dass ein Beschäftigter nur ein dort genanntes Arbeitsmittel
verwendet,

11. entgegen § 6 Absatz l Satz 2 in Verbindung mit Anhang l Nummer 1.3 Satz l nicht dafür sorgt, dass ein
Beschäftigter nur auf einem dort genannten Platz mitfährt,

12. entgegen § 6 Absatz l Satz 2 in Verbindung mit Anhang l Nummer 1. 4 Satz l nicht dafür sorgt, dass eine
dort genannte Einrichtung vorhanden ist,

13. entgegen § 6 Absatz l Satz 2 in Verbindung mit Anhang l Nummer 1.5 eine dort genannte Maßnahme
nicht oder nicht rechtzeitig trifft,

14. entgegen § 6 Absatz l Satz 2 in Verbindung mit Anhang l Nummer 1. 7 Satz l nicht dafür sorgt, dass die
dort genannte Geschwindigkeit angepasst werden kann,

15. entgegen § 6 Absatz l Satz 2 in Verbindung mit Anhang l Nummer 1. 8 Satz l Buchstabe a nicht dafür
sorgt, dass eine Verbindungseinrichtung gesichert ist,

16. entgegen § 6 Absatz l Satz 2 in Verbindung mit Anhang l Nummer 2. 1 Satz l nicht dafür sorgt, dass die
Standsicherheit oder die Festigkeit eines dort genannten Arbeitsmittels sichergestellt ist,

17. entgegen § 6 Absatz l Satz 2 in Verbindung mit Anhang l Nummer 2. 1 Satz 5 ein dort genanntes
Arbeitsmittel nicht richtig aufstellt oder nicht richtig verwendet,

18. entgegen § 6 Absatz l Satz 2 in Verbindung mit Anhang l Nummer 2. 2 Satz l nicht dafür sorgt, dass ein
Arbeitsmittel mit einem dort genannten Hinweis versehen ist,

19. entgegen § 6 Absatz l Satz 2 in Verbindung mit Anhang l Nummer 2. 3.2 nicht dafür sorgt, dass ein dort
genanntes Arbeitsmittel abgebremst und eine ungewollte Bewegung verhindert werden kann,

20. entgegen § 6 Absatz l Satz 2 in Verbindung mit Anhang l Nummer 2. 4 Satz 2 nicht dafür sorgt, dass das
Heben eines Beschäftigten nur mit einem dort genannten Arbeitsmittel erfolgt,

21. entgegen § 6 Absatz l Satz 2 in Verbindung mit Anhang l Nummer 2. 5 Buchstabe b oder Buchstabe
c nicht dafür sorgt, dass Lasten sicher angeschlagen werden oder Lasten oder Lastaufnahme- oder
Anschlagmittel sich nicht unbeabsichtigt lösen oder verschieben können,

22. entgegen § 6 Absatz l Satz 2 in Verbindung mit Anhang l Nummer 3. 2. 3 Satz 2 nicht dafür sorgt, dass ein
dort genanntes Gerüst verankert wird,

23. entgegen § 6 Absatz l Satz 2 in Verbindung mit Anhang l Nummer 3. 2.6 Satz l nicht dafür sorgt, dass ein
Gerüst nur in der dort genannten Weise auf-, ab- oder umgebaut wird,

24. entgegen § 6 Absatz 2 Satz l nicht dafür sorgt, dass eine Schutzeinrichtung verwendet wird,
25. entgegen § 12 Absatz l Satz l eine Information nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig

zur Verfügung stellt,

26, entgegen § 12 Absatz l Satz 2 einen Beschäftigten nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht
rechtzeitig unterweist,

27. entgegen § 12 Absatz 2 Satz l eine Betriebsanweisung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht
rechtzeitig zur Verfügung stellt,

28. entgegen § 14 Absatz l Satz l oder Absatz 4 Satz l ein Arbeitsmittel nicht oder nicht rechtzeitig prüfen
lässt,

29. entgegen § 14 Absatz 3 Satz 2 ein Arbeitsmittel einer außerordentlichen Prüfung nicht oder nicht
rechtzeitig unterziehen lässt,

30. entgegen § 14 Absatz 7 Satz l nicht dafür sorgt, dass ein Ergebnis aufgezeichnet und aufbewahrt wird,
31. entgegen § 14 Absatz 7 Satz 2 nicht dafür sorgt, dass eine Aufzeichnung eine dort genannte Auskunft

gibt,
32. entgegen § 19 Absatz l bei einem Arbeitsmittel nach Anhang 3 Abschnitt l Nummer 1. 1, Abschnitt 2

Nummer 1. 1 Satz l oder Abschnitt 3 Nummer 1. 1 Satz l eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht vollständig
oder nicht rechtzeitig erstattet oder
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entgege, n. § 19.Absatz3eine Dokumentation, eine Information, einen Nachweis oder eine Angabe nicht,
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig übermittelt,

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 39 Absatz l Nummer 7 Buchstabe a des Produktsicherheitsqesetzes handelt.
wer vorsätzlich oder fahrlässig ----. -.. -.. -. -^--- .. -.. -..,

entgegen § 6 Absatz l Satz 2 in Verbindung mit Anhang l Nummer 4. 1 Satz l nicht dafür sorgt, dass ein
Kommunikationssystem wirksam ist,

entgegen § 6 Absatz l Satz 2 in Verbindung mit Anhang l Nummer 4. 1 Satz 2 einen Notfallplan nicht oder
nicht rechtzeitig zur Verfügung stellt,

entgegen § 6 Absatz l Satz 2 in Verbindung mit Anhang l Nummer 4. 1 Satz 5 eine dort genannte
Einrichtung nicht oder nicht rechtzeitig bereitstellt,

entgegen § 6 Absatz l Satz 2 in Verbindung mit Anhang l Nummer 4. 1 Satz 6 nicht dafür sorgt, dass eine
Person Hilfe herbeirufen kann, ~ " -. ----..-----^

entgegen § 6 Absatz l Satz 2 in Verbindung mit Anhang l Nummer 4. 4 Satz l nicht dafür sorgt, dass ein
Personenumlaufaufzug nur von Beschäftigten verwendet wird,

entgegen § 6 Absatz l Satz 2 in Verbindung mit Anhang l Nummer 4. 4 Satz 2 einen
Personenumlaufaufzug durch eine andere Person verwenden lässt,

entgegen § 15 Absatz l Satz l nicht sicherstellt, dass eine überwachungsbedürftige Anlage geprüft wird,
entgegen_§ 16 Absatz l in Verbindung mit Anhang 2 Abschnitt 2 Nummer 4. 1 oder 4. 3, Abschnitt 3
Nummer 5. 1 Satz l bis 3 oder 4, Nummer 5. 2 Satz l oder Nummer 5. 3 Satz l oder Abschnitt 4 Nummer
5. 1 Satz^l, 2 oder 3, Nummer 5. 2 bis 5.4 oder 5. 5, Nummer 5. 7 Satz 3, Nummer 5. 8 oder Nummer 5. 9'
Satz l nicht sicherstellt, dass eine überwachungsbedürftige Anlage geprüft wird,
ohne Erlaubnis nach § 18 Absatz l Satz l eine dort genannte Anlage errichtet, betreibt oder ändert,
einer vollziehbaren Anordnung nach § 19 Absatz 5 Satz l zuwiderhandelt oder

eine in Absatz l Nummer 9 oder Nummer 24 bezeichnete Handlung in Bezug auf eine
überwachungsbedürftige Anlage nach § 2 Nummer 30 des Produktsicherheitsgesetzes begeht.

l.

2.

3.

4.

5.

5a.

6.

7.

8.

9.

10.

(3^0rdnungswiclrig im .slnnedes § 39 Absatz 1 Nummer 7 Buchstabe b des Produktsicherheitsgesetzes handelt,
wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 19 Absatz l bei einem Arbeitsmittel nach Anhang 2 Abschnitt 2
Nummer 2 Buchstabe a, Buchstabe b Satz l oder Buchstabe c, Abschnitt 3 Nummer 2 oder Abschnitt 4'Nummer
2. 1, 2. 2 oder 2. 3 eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet.
§ 23 Straftaten

Ll) wer. dur<:h eine. in § 22 Absatz 1 bezeichnete vorsätzliche Handlung Leben oder Gesundheit eines
Beschäftigten gefährdet, ist nach § 26 Nummer 2 des Arbeitsschutzge'setzes strafbar."

(2) Wer eine in § 22 Absatz 2 bezeichnete vorsätzliche Handlung beharrlich wiederholt oder durch eine solche
vorsätzliche Handlung Leben oder Gesundheit eines anderen oder fremde Sachen von bedeutendem Wert
gefährdet, ist nach § 40 des Produktsicherheitsgesetzes strafbar.

§ 24 Übergangsvorschriften

.

(l). "I?er^eit^rbetrie?. ein^r er!aubnisbedürftigen Anlage, die vor dem l. Juni 2015 befugt errichtet und verwendet
wul'de', !st zu)assiO-, Eine Erlaubnis- die nach dem bis dahin geltenden Recht erteilt wurde, gilt'aTs'Erlaubnis'im"
Sinne dieser Verordnung. § 18 Absatz 4 Satz 3 ist auf Anlagen nach den Sätzen l und 2 anwendbar.'

(2)Aufzugsanlagen nach Anhang 2 Abschnitt 2 Nummer 2 Buchstabe a, die vor dem 30. Juni 1999 erstmals zur
Verfügung gestellt wurden, sowie Aufzugsanlagen nach Anhang 2 Abschnitt 2 Nummer 2'Buchsta~be b.'dievor'
de.m3. 1"_Dezem. ber1996 erstmais ZLIr Verfügung gestellt wurden, müssen den Anforderungen des Anhangs l
Nummer 4. 1 spätestens am 31. Dezember 2020'entsprechen. Satz l gilt nicht für den'Notfallplan'aemal
l Nummer 4. 1 Satz 2.

(3) Bei Aufzugsanlagen nach Anhang 2 Abschnitt 2 Nummer 2 Buchstabe b, die vor dem Inkrafttreten dieser
y^r.d.^g-, na.c.hd-Trt. vors£hl'ifte,n der b!szum. 31'. Mai 2015 geltenden Betriebssicherheitsverordnu'ng'erctmalig
oder wiederkehrend geprüft worden sind, ist die wiederkehrende Prüfung nach Anhang 2 Abschnitt'2 Nummer"
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^ ̂n^NlTero4. Ldleserv-erordnungerstma1^nach Ab'auf der nach der Prüffrist nach der bis zum 31. Mai
an Betriebssicherheitsverordnung durchzuführen. ~~ """"" ""'" "'" "'.'""' .".

^^Sn^hJnäLA bsch^ 5-1 satz list erstmals 6 Jahre nach der Prüfung vor

d^eLSLmallgenJnbet-nebnai1 medurchzufuhre^

^^s^^^^^s^^l, spa^b^1^^^^^^^
naS nTchha3l2 P^fsucnhn;Sr3hNsuimT"5;2 s^l1 lste rsLm^s dre^hre^hde7p^unguvo7dceN
^ecrhnzaucfShdirnprüfung nach § 15 Absatz 15 der bis 2um 3L Mai 2015 9ieltenden BetrieL^hTrheitecveroürdanu'ngc

s^e;?pe^d, ^n.Aäang.2.Abs^^^ Buchstabe b und Absch"'tt 4 Nummer 3 Buchstabe b
>d^nz.uLp^ng.beföhLgte/erconenauchohnedLedortv0^
Si^ie h'teJem?''Mar2 01i5°^^^^^^

£)laDa^^SahclA tanAgn2±b^^snl^du.rch,2sühren.BelAnJa^^^^^^
N^mm^2^ndnzThongens!cherhei. tseinrichtun9e". b^^^^^^^^^^
^£id £, le teS, p2£ng^s.An!agenteNS2UGrunde9ele9twerden~sofem die PräfinSal^ d^r P^f^ ̂ "
S^^^n^in ^^deLAnlagen?räfun991^^^nd:^nl^"^ie'^^
geprüft wurden, ist die Prüfung nach Satz i spätestens bis zum~l. 'Juni2oi8"d'urc'hzuführen" 

""' ucl" '""

L7ilD̂  ̂ ^ r;ach. A.nhang 2"Abs5.hnltt. 4 Nummer 7 Tabelle . 12 ziffer 7-2 ist erstmals fünf Jahre nach der
SSe^lnLdwMSlüurcM^^^^^
Prüfung nach Satz l spätestens bis zum l. Juni 2017 durchzuführen"' 

^'" ^'lul"""" acpl ulL vvuluc"'

SätDesetepScdh^;unhA^ang 2 Abschnitt 4 Nummer 7 Tabelle 12 ziffer 7-8 genannten zwlsche"behälter ist
l. ^nerhalb von 15 Jahren nach der letzten Prüfung, wenn diese vor dem l. Januar 2009 durchgeführt wurde,
2. bis zum 31. Dezember 2023, wenn die letzte Prüfung vor dem l. Januar 2014 durchgeführt wurde.
Anhang l (zu § 6 Absatz l Satz 2)
Besondere Vorschriften für bestimmte Arbeitsmittel

(Fundstelle: BGBI. l 2015, 63 - 69;
bzgl. der einzelnen Änderungen vgl, Fußnote)

l.

2.

3.

4.

5.

l.

1.1

1.2

Inhaltsübersicht

Besondere Vorschriften für die Verwendung von mobilen,
selbstfahrenden oder nicht selbstfahrenden^ Arbeitsmitteln

Besondere Vorschriften für die Verwendung von Arbeitsmitteln zum Heben von Lasten
Besondere Vorschriften für die Verwendung von Arbeitsmitteln
bei zeitweiligem Arbeiten auf hoch gelegenen Arbeitsplätzen'

Besondere Vorschriften fürAufzugsanlagen
Besondere Vorschriften für Druckanlagen

Bfilond.e. rlYSrsch-r'fte"f"r^ieverwendun9 von mobilen, selbstfahrenden oder nicht
i, Arbeitsmitteln

llLe>ALbe;t^?.el, rrLÜS,sen so-ausgerü_stetsein'., dass dle Gefährdung für mitfahrende Beschäftigte so
^trlSldweren^"fehtt9eenhalten wird' Dies 9ilt auch fw die Gefährdungender Beschäftigten durch'intakt

?re£,Sln iu^pJot^es.50c^rlnvon. E.nergieü^ ^ischen mobilen
A^eStteln und-lhren. techn!schen zus.atzausrüstun9en od^^^^
Maßnahmen zu vermeiden. Sofern dies nicht möglich ist, sind'andereMaßnahmenz^'eTg're'ifen'. 'Sie eine
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Gefährdung der Beschäftigten verhindern. Es sind Maßnahmen zu treffen, die die Beschädigung der
Energieübertragungsvorrichtungen verhindern.

1.3 Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass bei mobilen Arbeitsmitteln mitfahrende Beschäftigte nur auf
sicheren und für diesen Zweck ausgerüsteten Plätzen mitfahren.
Besteht die Möglichkeit des Kippens oder Überschlagens des Arbeitsmittels, hat der Arbeitgeber durch
folgende Einrichtungen sicherzustellen, dass mitfahrende Beschäftigte nicht durch Überschlagen oder
Kippen des Arbeitsmittels gefährdet werden:

a) eine Einrichtung, die verhindert, dass das Arbeitsmittel um mehr als eine Vierteldrehung kippt,

b) eine Einrichtung, die gewährleistet, dass ein ausreichender Freiraum um mitfahrende
Beschäftigte erhalten bleibt, sofern die Kippbewegung mehr als eine Vierteldrehung ausmachen
kann, oder

c) eine andere Einrichtung mit gleicher Schutzwirkung.

Falls beim Überschlagen oder Kippen des Arbeitsmittels ein mitfahrender Beschäftigter zwischen Teilen
des Arbeitsmittels und dem Boden eingequetscht werden kann, muss ein Rückhaltesystem für den
mitfahrenden Beschäftigten vorhanden sein.

1.4 Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass bei Flurförderzeugen Einrichtungen vorhanden sind, die
Gefährdungen aufsitzender Beschäftigter infolge Kippens oder Überschlagens der Flurförderzeuge
verhindern. Solche Einrichtungen sind zum Beispiel

a) eine Fahrerkabine,

b) Einrichtungen, die das Kippen oder Überschlagen verhindern,

c) Einrichtungen, die gewährleisten, dass bei kippenden oder sich überschlagenden
Flurförderzeugen für die aufsitzenden Beschäftigten zwischen Flur und Teilen der Flurförderzeuge
ein ausreichender Freiraum verbleibt, oder

d) Einrichtungen, durch die die Beschäftigten auf dem Fahrersitz gehalten werden, sodass sie von
Teilen umstürzender Flurförderzeuge nicht erfasst werden können.

1. 5 Der Arbeitgeber hat vor der ersten Verwendung von mobilen selbstfahrenden Arbeitsmitteln
Maßnahmen zu treffen, damit sie

a) gegen unerlaubtes Ingangsetzen gesichert werden können,

b) so ausgerüstet sind, dass das Ein- und Aussteigen sowie Auf- und Absteigen Beschäftigter
gefahrlos möglich ist,

c) mit Vorrichtungen versehen sind, die den Schaden durch einen möglichen Zusammenstoß
mehrerer schienengebundener Arbeitsmittel so weit wie möglich verringern,

d) mit einer Bremseinrichtung versehen sind; sofern erforderlich, muss zusätzlich eine
Feststelleinrichtung vorhanden sein und eine über leicht zugängliche Befehlseinrichtungen
oder eine Automatik ausgelöste Notbremsvorrichtung das Abbremsen und Anhalten im Fall des
Versagens der Hauptbremsvorrichtung ermöglichen,

e) über geeignete Hilfsvorrichtungen, wie zum Beispiel Kamera-Monitor-Systeme verfügen, die eine
Überwachung des Fahrwegs gewährleisten, falls die direkte Sicht des Fahrers nicht ausreicht, um
die Sicherheit anderer Beschäftigter zu gewährleisten,

f) beim Einsatz bei Dunkelheit mit einer Beleuchtungsvorrichtung versehen sind, die für die
durchzuführenden Arbeiten geeignet ist und ausreichend Sicherheit für die Beschäftigten bietet,

g) sofern durch sie selbst oder ihre Anhänger oder Ladungen eine Gefährdung durch Brand besteht,
ausreichende Brandbekämpfungseinrichtungen besitzen, es sei denn, am Einsatzort sind solche
Brandbekämpfungseinrichtungen in ausreichend kurzer Entfernung vorhanden,

h) sofern sie ferngesteuert sind, automatisch anhalten, wenn sie aus dem Kontrollbereich der
Steuerung herausfahren,

i) sofern sie automatisch gesteuert sind und unter normalen Einsatzbedingungen mit Beschäftigten
zusammenstoßen oder diese einklemmen können, mit entsprechenden Schutzvorrichtungen
ausgerüstet sind, es sei denn, dass andere geeignete Vorrichtungen die Möglichkeiten eines
Zusammenstoßes vermeiden, und
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so ausgerüstet sind, dass mitzufahrende Lasten und Einrichtungen gegen unkontrollierte
Bewegungen gesichert werden können.

1. 6 Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass sich Beschäftigte nicht im Gefahrenbereich selbstfahrender
Arbeitsmittel aufhalten. Ist die Anwesenheit aus betrieblichen Gründen unvermeidlich, hat der
Arbeitgeber Maßnahmen zu treffen, um Gefährdungen der Beschäftigten so gering wie möglich zu
halten.

1. 7 Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass die Geschwindigkeit von mobilen Arbeitsmitteln, die durch
Mitgänger geführt werden, durch den Mitgänger angepasst werden kann. Sie müssen beim Loslassen
der Befehlseinrichtungen selbsttätig unverzüglich zum Stillstand kommen.

1. 8 Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass Verbindungseinrichtungen mobiler Arbeitsmittel, die
miteinander verbunden sind,

a) gegen unbeabsichtigtes Lösen gesichert sind und

b) sich gefahrlos und leicht betätigen lassen.

Der Arbeitgeber hat Vorkehrungen zu treffen, damit mobile Arbeitsmittel oder Zusatzausrüstungen
miteinander verbunden oder voneinander getrennt werden können, ohne die Beschäftigten zu
gefährden. Solche Verbindungen dürfen sich nicht unbeabsichtigt lösen können.

1. 9 Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass

a) selbstfahrende Arbeitsmittel nur von Beschäftigten geführt werden, die hierfür geeignet sind und
eine angemessene Unterweisung erhalten haben,

b) für die Verwendung mobiler Arbeitsmittel in einem Arbeitsbereich geeignete Verkehrsregeln
festgelegt und eingehalten werden,

c) bei der Verwendung von mobilen Arbeitsmitteln mit Verbrennungsmotor eine gesundheitlich
unbedenkliche Atemluft vorhanden ist,

d) mobile Arbeitsmittel so abgestellt und beim Transport sowie bei der Be- und Entladung so
gesichert werden, dass unbeabsichtigte Bewegungen der Arbeitsmittel, die zu Gefährdungen der
Beschäftigten führen können, vermieden werden.

2. Besondere Vorschriften für die Verwendung von Arbeitsmitteln zum Heben von Lasten

2. 1 Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass die Standsicherheit und Festigkeit von Arbeitsmitteln zum
Heben von Lasten, ihrer Lastaufnahmeeinrichtungen und gegebenenfalls abnehmbarer Teile jederzeit
sichergestellt sind. Hierbei hat er auch besondere Bedingungen wie Witterung, Transport, Auf- und
Abbau, mögliche Ausfälle und vorgesehene Prüfungen, auch mit Prüflast, zu berücksichtigen.
Sofern nach der Gefährdungsbeurteilung erforderlich, hat der Arbeitgeber Arbeitsmittel mit einer
Einrichtung zu versehen, die ein Überschreiten der zulässigen Tragfähigkeit verhindert. Auch
sind Belastungen derAufhängepunkte oder der Verankerungspunkte an den tragenden Teilen zu
berücksichtigen.
Demontierbare und mobile Arbeitsmittel zum Heben von Lasten müssen so aufgestellt und verwendet
werden, dass die Standsicherheit des Arbeitsmittels gewährleistet ist und dessen Kippen, Verschieben
oder Abrutschen verhindert wird. Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass die korrekte Durchführung
der Maßnahmen von einem hierzu besonders eingewiesenen Beschäftigten kontrolliert wird.

2. 2 Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass Arbeitsmittel zum Heben von Lasten mit einem
deutlich sichtbaren Hinweis auf die zulässige Tragfähigkeit versehen sind. Sofern unterschiedliche
Betriebszustände möglich sind, ist die zulässige Tragfähigkeit für die einzelnen Betriebszustände
anzugeben. Lastaufnahmeeinrichtungen sind so zu kennzeichnen, dass ihre für eine sichere
Verwendung grundlegenden Eigenschaften zu erkennen sind. Arbeitsmittel zum Heben von
Beschäftigten müssen hierfür geeignet sein sowie deutlich sichtbar mit Hinweisen auf diesen
Verwendungszweck gekennzeichnet werden.

2. 3 Der Arbeitgeber hat Maßnahmen zu treffen, die verhindern, dass Lasten

a) sich ungewollt gefährlich verlagern, herabstürzen oder

b) unbeabsichtigt ausgehakt werden können.

Wenn der Aufenthalt von Beschäftigten im Gefahrenbereich nicht verhindert werden kann, muss
gewährleistet sein, dass Befehlseinrichtungen zur Steuerung von Bewegungen nach ihrer Betätigung
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2. 3.1

2. 3.2

2. 3.3

2. 3.4

2. 3.5

2.4

2.5

von selbst in die Nullstellung zurückgehen und die eingeleitete Bewegung unverzüglich unterbrochen
wird.

Das flurgesteuerte Arbeitsmittel zum Heben von Lasten muss für den steuernden Beschäftigten bei
maximaler Fahrgeschwindigkeit jederzeit beherrschbar sein.

Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass Arbeitsmittel zum Heben von Lasten bei Hub-, Fahr- und
Drehbewegungen abgebremst und ungewollte Bewegungen des Arbeitsmittels verhindert werden
können.

Kraftbetriebene Hubbewegungen des Arbeitsmittels zum Heben von Lasten müssen begrenzt sein.
Schienenfahrbahnen müssen mit Fahrbahnbegrenzungen ausgerüstet sein.

Können beim Verwenden von Arbeitsmitteln zum Heben von Lasten Beschäftigte gefährdet werden
und befindet sich die Befehlseinrichtung nicht in der Nähe der Last, müssen die Arbeitsmittel mit
Warneinrichtungen ausgerüstet sein.

Der Rückschlag von Betätigungseinrichtungen handbetriebener Arbeitsmittel zum Heben von Lasten
muss begrenzt sei n.

Beim Heben oder Fortbewegen von Beschäftigten sind insbesondere die folgenden besonderen
Maßnahmen zu treffen:

a)

b)

c)

Gefährdungen durch Absturz eines Lastaufnahmemittels sind mit geeigneten Vorrichtungen
zu verhindern; Lastaufnahmemittel sind an jedem Arbeitstag auf einwandfreien Zustand zu
kontrollieren,

das Herausfallen von Beschäftigten aus dem Personenaufnahmemittel des Arbeitsmittels zum
Heben von Lasten ist zu verhindern,

Gefährdungen durch Quetschen oder Einklemmen der Beschäftigten oder Zusammenstoß von
Beschäftigten mit Gegenständen sind zu vermeiden,

d) bei Störungen im Personenaufnahmemittel sind festsitzende Beschäftigte vor Gefährdungen zu
schützen und müssen gefahrlos befreit werden können.

Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass das Heben von Beschäftigten nur mit hierfür vorgesehenen
Arbeitsmitteln einschließlich der notwendigen Zusatzausrüstungen erfolgt. Abweichend davon ist das
Heben von Beschäftigten mit hierfür nicht vorgesehenen Arbeitsmitteln ausnahmsweise zulässig, wenn

a) die Sicherheit der Beschäftigten auf andere Weise gewährleistet ist,

b) bei der Tätigkeit eine angemessene Aufsicht durch einen anwesenden besonders eingewiesenen
Beschäftigten sichergestellt ist,

der Steuerstand des Arbeitsmittels ständig besetzt ist,0

d)

e)
f)

der mit der Steuerung des Arbeitsmittels beauftragte Beschäftigte hierfür besonders eingewiesen
ist,

sichere Mittel zur Verständigung zur Verfügung stehen und

ein Bergungsplan für den Gefahrenfall vorliegt.

Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass

a) Beschäftigte nicht durch hängende Lasten gefährdet werden, insbesondere hängende Lasten
nicht über ungeschützte Bereiche, an denen sich für gewöhnlich Beschäftigte aufhalten, bewegt
werden,

b) Lasten sicher angeschlagen werden,

c) Lasten, Lastaufnahme- sowie Anschlagmittel sich nicht unbeabsichtigt lösen oder verschieben
können,

d) den Beschäftigten bei der Verwendung von Lastaufnahme- und Anschlagmitteln angemessene
Informationen über deren Eigenschaften und zulässigen Einsatzgebiete zur Verfügung stehen,

e) Verbindungen von Anschlagmitteln deutlich gekennzeichnet sind, sofern sie nach der Verwendung
nicht getrennt werden,

f) Lastaufnahme- und Anschlagmittel entsprechend den zu handhabenden Lasten, den
Greifpunkten, den Einhakvorrichtungen, den Witterungsbedingungen sowie der Art und Weise des
Anschlagens ausgewählt werden und
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g) Lasten nicht mit kraftschlüssig wirkenden Lastaufnahmemitteln über ungeschützte Beschäftigte
geführt werden.

2.6 Lastaufnahme- und Anschlagmittel sind so aufzubewahren, dass sie nicht beschädigt werden können
und ihre Funktionsfähigkeit nicht beeinträchtigt werden kann.

2. 7 Besondere Vorschriften für die Verwendung von Arbeitsmitteln zum Heben von nicht geführten Lasten

2.7. 1 Überschneiden sich die Aktionsbereiche von Arbeitsmitteln zum Heben von nicht geführten Lasten,
sind geeignete Maßnahmen zu treffen, um Gefährdungen durch Zusammenstöße der Arbeitsmittel zu
verhindern. Ebenso sind geeignete Maßnahmen zu treffen, um Gefährdungen von Beschäftigten durch
Zusammenstöße von diesen mit nichtgeführten Lasten zu verhindern.

2.7.2 Es sind geeignete Maßnahmen gegen Gefährdungen von Beschäftigten durch Abstürzen von nicht
geführten Lasten zu treffen. Kann der Beschäftigte, der ein Arbeitsmittel zum Heben von nicht
geführten Lasten steuert, die Last weder direkt noch durch Zusatzgeräte über den gesamten Weg
beobachten, ist er von einem anderen Beschäftigten einzuweisen.

2. 7. 3 Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass

a) nicht geführte Lasten sicher von Hand ein- und ausgehängt werden können,

b) die Beschäftigten den Hebe- und Transportvorgang direkt oder indirekt steuern können,

c) alle Hebevorgänge mit nicht geführten Lasten so geplant und durchgeführt werden, dass die
Sicherheit der Beschäftigten gewährleistet ist. Soll eine nicht geführte Last gleichzeitig durch zwei
oder mehrere Arbeitsmittel angehoben werden, ist ein Verfahren festzulegen und zu überwachen,
das die Zusammenarbeit der Beschäftigten sicherstellt,

d) nur solche Arbeitsmittel zum Heben von nicht geführten Lasten eingesetzt werden, die diese
Lasten auch bei einem teilweisen oder vollständigen Energieausfall sicher halten; ist dies
nicht möglich, sind geeignete Maßnahmen zu treffen, damit die Sicherheit der Beschäftigten
gewährleistet ist. Hängende, nicht geführte Lasten müssen ständig beobachtet werden, es sei
denn, der Zugang zum Gefahrenbereich wird verhindert, die Last wurde sicher eingehängt und
wird im hängenden Zustand sicher gehalten,

e) die Verwendung von Arbeitsmitteln zum Heben von nicht geführten Lasten im Freien
eingestellt wird, wenn die Witterungsbedingungen die sichere Verwendung des Arbeitsmittels
beeinträchtigen, und

f) die vom Hersteller des Arbeitsmittels zum Heben nicht geführter Lasten vorgegebenen
Maßnahmen getroffen werden; dies gilt insbesondere für Maßnahmen gegen das Umkippen des
Arbeitsmittels.

3. Besondere Vorschriften für die Verwendung von Arbeitsmitteln bei zeitweiligem Arbeiten
auf hoch gelegenen Arbeitsplätzen

3. 1 Allgemeine Mindestanforderungen

3. 1. 1 Diese Anforderungen gelten bei zeitweiligen Arbeiten an hoch gelegenen Arbeitsplätzen unter
Verwendung von

a) Gerüsten einschließlich deren Auf-, Um- und Abbau,

b) Leitern sowie

c) von Zugangs- und Positionierungsverfahren unter der Zuhilfenahme von Seilen.

3. 1. 2 Können zeitweilige Arbeiten an hoch gelegenen Arbeitsplätzen nicht auf sichere Weise und unter
angemessenen ergonomischen Bedingungen von einer geeigneten Standfläche aus durchgeführt
werden, sind Maßnahmen zu treffen, mit denen die Gefährdung der Beschäftigten so gering wie
möglich gehalten wird.
Bei der Auswahl derZugangsmittel zu hoch gelegenen Arbeitsplätzen, an denen zeitweilige Arbeiten
ausgeführt werden, sind der zu überwindende Höhenunterschied sowie Art, Dauer und Häufigkeit der
Verwendung zu berücksichtigen. Arbeitsstelzen sind grundsätzlich nicht als geeignete Arbeitsmittel
anzusehen. Die ausgewählten Zugangsmittel müssen auch die Flucht bei drohender Gefahr
ermöglichen. Beim Zugang zum hoch gelegenen Arbeitsplatz sowie beim Abgang von diesem dürfen
keine zusätzlichen Absturzgefährdungen entstehen.

3. 1.3 Alle Einrichtungen, die als zeitweilige hoch gelegene Arbeitsplätze oder als Zugänge hierzu dienen,
müssen insbesondere so beschaffen, bemessen, aufgestellt, unterstützt, ausgesteift und verankert
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sein, dass sie die bei der vorgesehenen Verwendung anfallenden Lasten aufnehmen und ableiten
können. Die Einrichtungen dürfen nicht überlastet werden und müssen auch während der einzelnen
Bauzustände und der gesamten Nutzungszeit standsicher sein.

3. 1. 4 Die Verwendung von Leitern als hoch gelegene Arbeitsplätze und von Zugangs-und
Positionierungsverfahren unter Zuhilfenahme von Seilen ist nur in solchen Fällen zulässig, in denen

a) wegen der geringen Gefährdung und wegen der geringen Dauer der Verwendung die Verwendung
anderer, sichererer Arbeitsmittel nicht verhältnismäßig ist und

b) die Gefährdungsbeurteilung ergibt, dass die Arbeiten sicher durchgeführt werden können.

3. 1.5 An Arbeitsmitteln mit Absturzgefährdung sind Absturzsicherungen vorzusehen. Diese Vorrichtungen
müssen so gestaltet und so beschaffen sein, dass Abstürze verhindert und Verletzungen
der Beschäftigten so weit wie möglich vermieden werden. Feste Absturzsicherungen dürfen
nur an Zugängen zu Leitern oder Treppen unterbrochen werden. Lassen sich im Einzelfall
feste Absturzsicherungen nicht verwenden, müssen stattdessen andere Einrichtungen zum
Auffangen abstürzender Beschäftigter vorhanden sein (zum Beispiel Auffangnetze). Individuelle
Absturzsicherungen für die Beschäftigten sind nur ausnahmsweise im begründeten Einzelfall zulässig.

3. 1. 6 Kann eine Tätigkeit nur ausgeführt werden, wenn eine feste Absturzsicherung vorübergehend entfernt
wird, so müssen wirksame Ersatzmaßnahmen für die Sicherheit der Beschäftigten getroffen werden.
Die Tätigkeit darf erst ausgeführt werden, wenn diese Maßnahmen umgesetzt worden sind. Ist die
Tätigkeit vorübergehend oder endgültig abgeschlossen, müssen die festen Absturzsicherungen
unverzüglich wieder angebracht werden.

3. 1. 7 Beim Auf- und Abbau von Gerüsten sind auf der Grundlage der Gefährdungsbeurteilung geeignete
Schutzmaßnahmen zu treffen, durch welche die Sicherheit der Beschäftigten stets gewährleistet ist.

3, 1.8 Zeitweilige Arbeiten an hoch gelegenen Arbeitsplätzen dürfen im Freien unter Verwendung von
Gerüsten einschließlich deren Auf-, Um- und Abbau sowie von Leitern und von Zugangs- und
Positionierungsverfahren unter der Zuhilfenahme von Seilen nur dann ausgeführt werden, wenn die
Witterungsverhältnisse die Sicherheit und die Gesundheit der Beschäftigten nicht beeinträchtigen.
Insbesondere dürfen die Arbeiten nicht begonnen oder fortgesetzt werden, wenn witterungsbedingt,
insbesondere durch starken oder böigen Wind, Vereisung oder Schneeglätte, die Möglichkeit besteht,
dass Beschäftigte abstürzen oder durch herabfallende oder umfallende Teile verletzt werden.

3. 2 Besondere Vorschriften für die Verwendung von Gerüsten

3. 2. 1 Kann das gewählte Gerüst nicht nach einer allgemein anerkannten Regelausführung errichtet
werden, ist für das Gerüst oder einzelne Bereiche davon eine gesonderte Festigkeits- und
Standfestigkeitsberechnung vorzunehmen.

3.2. 2 Der für die Gerüstbauarbeiten verantwortliche Arbeitgeber oder eine von ihm bestimmte fachkundige
Person hat je nach Komplexität des gewählten Gerüsts einen Plan für Aufbau, Verwendung und Abbau
zu erstellen. Dabei kann es sich um eine allgemeine Aufbau- und Verwendungsanleitung handeln, die
durch Detailangaben für das jeweilige Gerüst ergänzt wird.

3. 2. 3 Die Standsicherheit des Gerüsts muss sichergestellt sein. Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass
Gerüste, die freistehend nicht standsicher sind, vor der Verwendung verankert werden. Die Ständer
eines Gerüsts sind vor der Möglichkeit des Verrutschens zu schützen, indem sie an der Auflagefläche
durch eine Gleitschutzvorrichtung oder durch ein anderes, gleich geeignetes Mittel fixiert werden. Die
belastete Fläche muss eine ausreichende Tragfähigkeit haben. Ein unbeabsichtigtes Fortbewegen von
fahrbaren Gerüsten während der Arbeiten an hoch gelegenen Arbeitsplätzen muss durch geeignete
Vorrichtungen verhindert werden. Während des Aufenthalts von Beschäftigten auf einem fahrbaren
Gerüst darf dieses nicht vom Standort fortbewegt werden.

3.2.4 Die Abmessungen, die Form und die Anordnung der Lauf- und Arbeitsflächen auf Gerüsten müssen
für die auszuführende Tätigkeit geeignet sein. Sie müssen an die zu erwartende Beanspruchung
angepasst sein und ein gefahrloses Begehen erlauben. Sie sind dicht aneinander und so zu verlegen,
dass sie bei normaler Verwendung nicht wippen und nicht verrutschen können. Zwischen den einzelnen
Gerüstflächen und dem Seitenschutz darf kein Zwischenraum vorhanden sein, der zu Gefährdungen
von Beschäftigten führen kann.

3.2. 5 Sind bestimmte Teile eines Gerüsts nicht verwendbar, insbesondere während des Auf-, Ab- oder
Umbaus, sind diese Teile mit dem Verbotszeichen "Zutritt verboten" zu kennzeichnen und durch
Absperrungen, die den Zugang zu diesen Teilen verhindern, angemessen abzugrenzen.
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3.2.6 Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass Gerüste nur unter der Aufsicht einer fachkundigen Person
und nach Unterweisung nach § 12 von fachlich hierfür geeigneten Beschäftigten auf-, ab- oder
umgebaut werden. Die Unterweisung hat sich insbesondere zu erstrecken auf Informationen über

a) den Plan für den Auf-, Ab- oder Umbau des betreffenden Gerüsts,

b) den sicheren Auf-, Ab- oder Umbau des betreffenden Gerüsts,

c) vorbeugende Maßnahmen gegen Gefährdungen von Beschäftigten durch Absturz oder des
Herabfallens von Gegenständen,

d) Sicherheitsvorkehrungen für den Fall, dass sich die Witterungsverhältnisse so verändern, dass die
Sicherheit und Gesundheit der betroffenen Beschäftigten beeinträchtigt werden können,

e) zulässige Belastungen,

f) alle anderen, möglicherweise mit dem Auf-, Ab- oder Umbau verbundenen Gefährdungen.

Der fachkundigen Person, die die Gerüstarbeiten beaufsichtigt, und den betroffenen Beschäftigten
muss der in Nummer 3.2.2 vorgesehene Plan mit allen darin enthaltenen Anweisungen vor Beginn der
Tätigkeit vorliegen.

3. 3 Besondere Vorschriften für die Verwendung von Leitern

3.3. 1 Der Arbeitgeber darf Beschäftigten nur solche Leitern zur Verfügung stellen, die nach ihrer Bauart für
die jeweils auszuführende Tätigkeit geeignet sind.

3. 3. 2 Leitern müssen während der Verwendung standsicher und sicher begehbar aufgestellt sein. Leitern
müssen zusätzlich gegen Umstürzen gesichert werden, wenn die Art der auszuführenden Tätigkeit
dies eri'ordert. Tragbare Leitern müssen so auf einem tragfähigen, unbeweglichen und ausreichend
dimensionierten Untergrund stehen, dass die Stufen in horizontaler Stellung bleiben. Hängeleitern sind
gegen unbeabsichtigtes Aushängen zu sichern. Sie müssen sicher und mit Ausnahme von Strickleitern
so befestigt sein, dass sie nicht verrutschen oder in eine Pendelbewegung geraten können.

3. 3. 3 Das Verrutschen der Leiterfüße von tragbaren Leitern ist während der Verwendung dieser Leitern
entweder durch Fixierung des oberen oder unteren Teils der Holme, durch eine Gleitschutzvorrichtung
oder durch eine andere, gleich geeignete Maßnahme zu verhindern. Leitern, die als Aufstieg verwendet
werden, müssen so beschaffen sein, dass sie weit genug über die Austrittsstelle hinausragen, sofern
nicht andere Vorrichtungen ein sicheres Festhalten erlauben. Aus mehreren Teilen bestehende
Steckleitern oder Schiebeleitern sind so zu verwenden, dass die Leiterteile unbeweglich miteinander
verbunden bleiben. Fahrbare Leitern sind vor ihrer Verwendung so zu arretieren, dass sie nicht
wegrollen können.

3. 3.4 Leitern sind so zu verwenden, dass die Beschäftigten jederzeit sicher stehen und sich sicher festhalten
können. MUSS auf einer Leiter eine Last getragen werden, darf dies ein sicheres Festhalten nicht
verhindern.

3.4 Besondere Vorschriften für Zugangs- und Positionierungsverfahren unter Zuhilfenahme von Seilen

3.4. 1 Bei der Verwendung eines Zugangs- und Positionierungsveri:ahrens unter Zuhilfenahme von Seilen
müssen folgende Bedingungen erfüllt sein:

a) Das System muss aus mindestens zwei getrennt voneinander befestigten Seilen bestehen, wobei
eines als Zugangs-, Absenk- und Haltemittel (Arbeitsseil) und das andere als Sicherungsmittel
(Sicherungsseil) dient.

b) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass die Beschäftigten geeignete Auffanggurte verwenden,
über die sie mit dem Sicherungsseil verbunden sind.

c) In dem System ist ein Sitz mit angemessenem Zubehör vorzusehen, der mit dem Arbeitsseil
verbunden ist.

d) Das Arbeitsseil muss mit sicheren Mitteln für das Auf- und Abseilen ausgerüstet werden. Hierzu
gehört ein selbstsicherndes System, das einen Absturz verhindert, wenn Beschäftigte die
Kontrolle über ihre Bewegungen verlieren. Das Sicherungsseil ist mit einer bewegungssynchron
mitlaufenden, beweglichen Absturzsicherung auszurüsten.

e) Werkzeug und anderes Zubehör, das von den Beschäftigten verwendet werden soll, ist an deren
Auffanggurt oder Sitz oder unter Rückgriff auf andere, gleich geeignete Mittel so zu befestigen,
dass es nicht abfällt und leicht erreichbar ist.
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f) Die Arbeiten sind sorgfältig zu planen und zu beaufsichtigen. Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen,
dass den Beschäftigten bei Bedarf unmittelbar Hilfe geleistet werden kann.

g) Die Beschäftigten, die Zugangs- und Positionierungsverfahren unter Zuhilfenahme von Seilen
verwenden, müssen in den vorgesehenen Arbeitsverfahren, insbesondere in Bezug auf die
Rettungsverfahren, besonders eingewiesen sein.

3.4. 2 Abweichend von Nummer 3.4. 1 ist die Verwendung eines einzigen Seils zulässig, wenn die
Gefährdungsbeurteilung ergibt, dass die Verwendung eines zweiten Seils eine größere Gefährdung
bei den Arbeiten darstellen würde, und geeignete Maßnahmen getroffen werden, um die
Sicherheit der Beschäftigten auf andere Weise zu gewährleisten. Dies ist in der Dokumentation der
Gefährdungsbeurteilung darzulegen.

4. Besondere Vorschriften für Aufzugsanlagen

4. 1 Wer eine Aufzugsanlage nach Anhang 2 Abschnitt 2 Nummer 2 Buchstabe a betreibt, hat dafür zu
sorgen, dass im Fahrkorb derAufzugsanlage ein Zweiwege-Kommunikationssystem wirksam ist, über
das ein Notdienst ständig erreicht werden kann. Bei Aufzugsanlagen nach Satz l ist ein Notfallplan
anzufertigen und einem Notdienst vor der Inbetriebnahme zur Verfügung zu stellen, damit dieser auf
Notrufe unverzüglich angemessen reagieren und umgehend sachgerechte Hilfemaßnahmen einleiten
kann. Sofern kein Notdienst vorhanden sein muss, ist der Notfallplan nach Satz 2 in der Nähe der
Aufzugsanlage anzubringen. Der Notfallplan nach Satz 2 muss mindestens enthalten:

a) Standort der Aufzugsanlage,

b) Angaben zum verantwortlichen Arbeitgeber,

c) Angaben zu den Personen, die Zugang zu allen Einrichtungen der Anlage haben,

d) Angaben zu den Personen, die eine Befreiung Eingeschlossener vornehmen können,

e) Kontaktdaten der Personen, die Erste Hilfe leisten können (zum Beispiel Notarzt oder Feuerwehr),

f) Angaben zum voraussichtlichen Beginn einer Befreiung und

g) die Notbefreiungsanleitung für die Aufzugsanlage.

Die Notbefreiungsanleitung und die zur Befreiung Eingeschlossener erforderlichen Einrichtungen sind
vor der Inbetriebnahme in unmittelbarer Nähe der Anlage bereitzustellen. Wer eine Aufzugsanlage
nach Anhang 2 Abschnitt 2 Nummer 2 Buchstabe b betreibt, in der eine Person eingeschlossen werden
kann, hat dafür zu sorgen, dass diese Hilfe herbeirufen kann. Bei diesen Aufzugsanlagen gelten die
Sätze 2 bis 5 entsprechend.

4. 2 Wer eine Aufzugsanlage nach Anhang 2 Abschnitt 2 Nummer 2 betreibt, hat
Instandhaltungsmaßnahmen nach § 10 unter Berücksichtigung von Art und Intensität der Nutzung der
Anlage zu treffen.

4. 3 Im unmittelbaren Bereich einer Aufzugsanlage nach Anhang 2 Abschnitt 2 Nummer 2 dürfen keine
Einrichtungen vorhanden sein, die den sicheren Betrieb gefährden können.

4.4 Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass Personen-Umlaufaufzüge nur von durch ihn eingewiesenen
Beschäftigten verwendet werden. Der Arbeitgeber darf Personenumlaufaufzüge von anderen Personen
als Beschäftigten nur verwenden lassen, wenn er geeignete Maßnahmen zum Schutz anderer Personen
vor Gefährdungen durch Personenumlaufaufzüge trifft. Soweit technische Schutzmaßnahmen nicht
möglich sind oder nicht ausreichen, hat der Arbeitgeber den erforderlichen Schutz dieser Personen
durch andere Maßnahmen sicherzustellen; insbesondere hat er den anderen Personen mögliche
Gefährdungen bei der Verwendung von Personenumlaufaufzügen bekannt zu machen, die notwendigen
Verhaltensregeln für die Benutzung festzulegen und die erforderlichen Vorkehrungen dafür zu treffen,
dass diese Verhaltensregeln von den anderen Personen beachtet werden.

4. 5 Der Triebwerksraum einer Aufzugsanlage nach Anhang 2 Abschnitt 2 Nummer 2 darf nur
zugangsberechtigten Personen zugänglich sein.

4.6 Wer eine Aufzugsanlage nach Anhang 2 Abschnitt 2 Nummer 2 betreibt, hat sie regelmäßig auf
offensichtliche Mängel, die die sichere Verwendung beeinträchtigen können, zu kontrollieren.

5. Besondere Vorschriften für Druckanlagen

5. 1 Für die Erprobung von Druckanlagen ist ein schriftliches Arbeitsprogramm aufzustellen. Darin sind die
einzelnen Schritte und die hierfür aufgrund der Gefährdungsbeurteilung festzulegenden Maßnahmen
aufzunehmen, damit die mit der Erprobung verbundenen Risiken so gering wie möglich bleiben.
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5.2 Druckanlagen dürfen nur so aufgestellt und betrieben werden, dass Beschäftigte oder andere Personen
nicht gefährdet werden.

5. 3 Dampfkesseln muss die zum sicheren Betrieb erforderliche Speisewassermenge zugeführt werden,
solange sie beheizt werden.

5, 4 Druckgase dürfen nur in geeignete Behälter abgefüllt werden,

Anhang 2 (zu den §§ 15 und 16)
Prüfvorschriften für überwachungsbedürftige Anlagen

(Fundstelle: BGBI. l 2015, 70 - 86;
bzgl. der einzelnen Änderungen vgl. Fußnote)

Abschnitt 1
Zugelassene Überwachungsstellen

l. Zulassung von Uberwachungsstellen
Zugelassene Überwachungsstellen für die Prüfungen, die nach diesem Anhang vorgeschrieben oder
angeordnet sind, sind Stellen nach § 37 Absatz l und 2 des Produktsicherheitsgesetzes. Über die
Anforderungen des § 37 Absatz 5 des Produktsicherheitsgesetzes hinaus sind folgende Voraussetzungen
für die Erteilung der Befugnis zu erfüllen:
Die zugelassene Uberwachungsstelle muss

a) eine Haftpflichtversicherung mit einer Deckungssumme von mindestens 2,5 Millionen Euro besitzen,

b) mindestens die Prüfung aller überwachungsbedürftigen Anlagen jeweils nach Abschnitt 2, 3 oder 4
vornehmen können,

c) eine Leitung haben, welche die Gesamtverantwortung dafür trägt, dass die Prüftätigkeiten in
Übereinstimmung mit den Bestimmungen dieser Verordnung durchgeführt werden,

d) ein angemessenes, wirksames Qualitätssicherungssystem mit regelmäßiger interner Auditierung
anwenden,

e) gewährleisten, dass die mit Prüfungen beschäftigten Personen nur mit solchen Aufgaben betraut
werden, bei deren Erledigung die Unparteilichkeit der Personen gewahrt bleibt, und

f) über ein Vergütungssystem verfügen, bei dem die Vergütung der mit den Prüfungen beschäftigten
Personen weder unmittelbar von der Anzahl der durchgeführten Prüfungen noch von deren
Ergebnissen abhängt.

2. Zulassung von Prüfstellen von Unternehmen und Unternehmensgruppen
Als zugelassene Überwachungsstellen dürfen Prüfstellen von Unternehmen und Unternehmensgruppen
im Sinne von § 37 Absatz 5 Satz 3 des Produktsicherheitsgesetzes benannt werden, wenn dies
sicherheitstechnisch angezeigt ist, die Voraussetzungen der Nummer l Satz 3 Buchstabe c bis f erfüllt
sind und die Prüfstellen

a) organisatorisch abgrenzbar sind,

b) innerhalb des Unternehmens oder der Unternehmensgruppe über Berichtsverfahren verfügen, die
ihre Unparteilichkeit sicherstellen und belegen,

c) nicht für die Planung, die Herstellung, den Vertrieb, den Betrieb oder die Instandhaltung der
überwachungsbedürftigen Anlage verantwortlich sind,

d) keinen Tätigkeiten nachgehen, die mit der Unabhängigkeit ihrer Beurteilung und ihrer
Zuverlässigkeit im Rahmen ihrer Prüftätigkeiten in Konflikt kommen können, und

e) ausschließlich für das Unternehmen oder die Unternehmensgruppe arbeiten.

Die Prüfstellen düri'en nur für Prüfungen an überwachungsbedürftigen Anlagen im Sinne der Abschnitte 3
und 4 benannt werden. Zu einer Unternehmensgruppe im Sinne von Satz l gehören Unternehmen nach
den §§ 16 und 17 des Aktiengesetzes sowie Gemeinschaftsunternehmen, an denen das Unternehmen,
welchem die Prüfstelle angehört, eine Beteiligung von über 50 Prozent hält.

Abschnitt 2
Aufzugsanlagen
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l. Anwendungsbereich und Ziel
Dieser Abschnitt ist für die Prüfung der in Nummer 2 aufgeführten Aufzugsanlagen vor der erstmaligen
Inbetriebnahme und nach prüfpflichtigen Änderungen sowie für wiederkehrende Prüfungen anzuwenden.
Die Prüfungen sind mit dem Ziel durchzuführen, den sicheren Betrieb der Aufzugsanlage bis zur nächsten
Prüfung zu gewährleisten. Zur Prüfung gehören auch alle aufzugsexternen Sicherheitseinrichtungen,
die für die sichere Verwendung derAufzugsanlage erforderlich sind, wie Uberdrucklüftungsanlage
oder Notstromversorgung von Feuerwehraufzügen. Bei den Prüfungen nach diesem Abschnitt sollen
gleichwertige Ergebnisse von Prüfungen nach anderen Rechtsvorschriften des Bundes und der Länder
berücksichtigt werden.

2. Begriffsbestimmungen
Aufzugsanlagen im Sinne von Nummer l sind:

a) Aufzugsanlagen im Sinne der Richtlinie 2014/33/EU des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 26. Februar 2014 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Aufzüge
und Sicherheitsbauteile fürAufzüge (ABI. L 96 vom 29, 3. 2014, S. 251),

b) Maschinen im Sinne des Anhangs IV Ziffer 17 der Richtlinie 2006/42/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2006 über Maschinen und zur Änderung der Richtlinie 95/16,
EG (Neufassung) (ABI. L 157 vom 9, 6. 2006, S. 24), sofern es sich um Maschinen handelt, die

aa) vorübergehend ein- oder angebaut werden, um Personen oder Personen und Güter während
Bau- oder Instandsetzungsarbeiten auf die unterschiedlichen Stockwerksebenen eines
Gebäudes oder Ebenen eines Gerüsts oder Bauwerks zu befördern (Baustellenaufzüge), oder

bb) ortsfest und dauerhaft montiert, installiert und verwendet werden; hierzu gehören
auch Gebäuden zugeordnete Anlagen, die dazu bestimmt sind, Personen mit und
ohne Arbeitsgerät und Material aufzunehmen, und deren an Tragmitteln hängende
Arbeitsbühnen durch Hubwerke oder durch Hubwerke und Fahrwerke bewegt werden
(Fassadenbefahranlagen).

Ausgenommen sind folgende Maschinen:

aa) Schiffshebewerke,

bb) Geräte und Anlagen zur Regalbedienung,

cc) Fahrtreppen und Fahrsteige,

dd) Schrägbahnen, jedoch nicht Schrägaufzüge,

ee) handbetriebene Aufzugsanlagen,

ff) Fördereinrichtungen, die mit Kranen fest verbunden und zur Beförderung der Kranführer
bestimmt sind,

gg) versenkbare Steuerhäuser auf Binnenschiffen,

c) Personen-Umlaufaufzüge.

3. Prüfung von Aufzugsanlagen vor Inbetriebnahme und nach prüfpflichtigen Änderungen
3. 1 Aufzugsanlagen im Sinne von Nummer 2 Satz l sind vor erstmaliger Inbetriebnahme von einer

zugelassenen Uberwachungsstelle zu prüfen.

3.2 Aufzugsanlagen im Sinne von Nummer 2 sind vor Wiederinbetriebnahme nach prüfpflichtigen
Änderungen von einer zugelassenen Uberwachungsstelle zu prüfen.

3. 3 Bei der Prüfung nach den Nummern 3. 1 und 3.2 ist zu prüfen, ob

a) die technischen Unterlagen, wie beispielsweise die EG-Konformitätserklärung und der Notfallplan,
vorhanden sind und der Inhalt der Notbefreiungsanleitung plausibel ist,

b) die Aufzugsanlage entsprechend dieser Verordnung errichtet wurde und sicher verwendet werden
kann und

c) die elektrische Anlage der Aufzugsanlage vorschriftsmäßig und, soweit eri'orderlich, die
Notrufweiterleitung an eine ständig besetzte Stelle gewährleistet ist.

Die Prüfung nach einer prüfpflichtigen Änderung darf sich darauf beschränken zu prüfen, ob die
Aufzugsanlage vorschriftsmäßig geändert wurde und sicher funktioniert.
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4.

4.1

4.2

4.3

l.

2.

3.

3.1

3.2

Wiederkehrende Prüfungen von Aufzugsanlagen

Aufzugsanlagen im Sinne von Nummer 2 sind regelmäßig wiederkehrend von einer zugelassenen
Überwachungsstelle zu prüfen (Hauptprüfung). Die Prüfung schließt die Prüfung der Sicherheit der
elektrischen Anlage, soweit dies für die Beurteilung der sicheren Verwendung derAufzugsanlage
erforderlich ist, mit ein. Die Fristen für die wiederkehrenden Prüfungen sind vom Arbeitgeber nach § 3
Absatz 6 unter Berücksichtigung der erforderlichen Instandhaltungsmaßnahmen nach Anhang l Nummer
4.2 festzulegen. Die Prüffrist darf zwei Jahre nicht überschreiten. § 16 Absatz 2 gilt entsprechend. Stellt
die zugelassene Uberwachungsstelle bei einer Prüfung fest, dass die Prüffrist unzutreffend festgelegt ist,
hat der Arbeitgeber in Abstimmung mit der zugelassenen Überwachungsstelle die Prüffrist zu verkürzen.
Ist der Arbeitgeber mit der Verkürzung nicht einverstanden, hat er eine Entscheidung der zuständigen
Behörde herbeizuführen.

Bei der Prüfung nach Nummer 4. 1 Satz l ist festzustellen, ob

a) die für die Prüfung benötigten technischen Unterlagen, insbesondere die EG-Konformitätserklärung
und der Notfallplan, vorhanden sind und der Inhalt der Notbefreiungsanleitung plausibel ist und

b) sich die Aufzugsanlage in einem dieser Verordnung entsprechenden Zustand befindet und sicher
verwendet werden kann.

Zusätzlich zu der Prüfung nach Nummer 4. 1 ist in der Mitte des Prüfzeitraums zwischen zwei Prüfungen
nach Nummer 4. 1 eine Prüfung durchzuführen (Zwischenprüfung). § 14 Absatz 5 gilt entsprechend.
Die Prüfung nach Satz l umfasst Sicht- und einfache Funktionsprüfungen sicherheitstechnischer
Einrichtungen und die Prüfung ausgewählter sicherheitsrelevanter Bauteile. Die Prüfung ist von einer
zugelassenen Uberwachungsstelle durchzuführen.

Abschnitt 3
Explosionsgefährdungen

Anwendungsbereich und Ziel
Dieser Abschnitt gilt für Prüfungen von Arbeitsmitteln und für Prüfungen der Maßnahmen in
explosionsgefährdeten Bereichen nach § 2 Absatz 14 der Gefahrstoffverordnung. Die Prüfungen
sind mit dem Ziel durchzuführen, den Schutz vor Gefährdungen durch Explosionen und Brände
mindestens bis zur nächsten Prüfung sicherzustellen. Bei den Prüfungen sind auch die Eignung und die
Funktionsfähigkeit der technischen Schutzmaßnahmen festzustellen, die nach dieser Verordnung und der
Gefahrstoffverordnung getroffen wurden. Bei den Prüfungen nach diesem Abschnitt sollen gleichwertige
Ergebnisse von Prüfungen nach anderen Rechtsvorschriften des Bundes und der Länder berücksichtigt
werden.

Begriffsbestimmung
Anlagen in explosionsgefährdeten Bereichen sind die Gesamtheit der explosionsschutzrelevanten
Arbeitsmittel einschließlich der Verbindungselemente sowie der explosionsschutzrelevanten
Gebäudeteile.

Zur Prüfung befähigte Personen

Eine zur Prüfung befähigte Person im Sinne dieses Abschnitts muss über die in § 2 Absatz 6 genannte
Qualifikation hinaus

a) über eine einschlägige technische Berufsausbildung oder eine andere für die vorgesehenen
Prüfungsaufgaben ausreichende technische Qualifikation verfügen,

b) über eine mindestens einjährige Erfahrung mit der Herstellung, dem Zusammenbau, dem Betrieb
oder der Instandhaltung der zu prüfenden Anlagen oder Anlagenkomponenten im Sinne dieses
Abschnitts verfügen und

c) ihre Kenntnisse über Explosionsgefährdungen durch Teilnahme an Schulungen oder
Unterweisungen auf aktuellem Stand halten.

Zur Prüfung befähigte Personen müssen für die Durchführung von Prüfungen nach Nummer 4.2
über eine behördliche Anerkennung verfügen, Die Anerkennung ist zu erteilen, wenn die zur Prüfung
befähigten Personen über die für die Prüfaufgabe erforderliche Qualifikation und Zuverlässigkeit sowie
die notwendigen Prüfeinrichtungen verfügen.

3. 3 Abweichend von Nummer 3. 1 muss eine zur Prüfung befähigte Person, die Prüfungen nach den Nummern
4. 1 und 5. 1 durchführt,

a) über die in § 2 Absatz 6 genannte Qualifikation hinaus, eine der folgenden Qualifikationen besitzen:
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aa) ein einschlägiges Studium,

bb) eine einschlägige Berufsausbildung,

cc) eine vergleichbare technische Qualifikation oder

dd) eine andere technische Qualifikation mit langjähriger Erfahrung auf dem Gebiet der
Sicherheitstechnik,

b) umfassende Kenntnisse des Explosionsschutzes einschließlich des zugehörigen Regelwerkes
besitzen,

c) eine einschlägige Berufserfahrung aus einer zeitnahen Tätigkeit nachweisen können,

d) ihre Kenntnisse zum Explosionsschutz auf aktuellem Stand halten und

e) sich regelmäßig durch Teilnahme an einem einschlägigen Erfahrungsaustausch auf dem Gebiet des
Explosionsschutzes fortbilden.

3, 4 (weggefallen)

4. Prüfung vor Inbetriebnahme, nach prüfpflichtigen Änderungen und nach Instandsetzung
4. 1 Anlagen in explosionsgefährdeten Bereichen sind vor der erstmaligen Inbetriebnahme und vor der

Wiederinbetriebnahme nach prüfpflichtigen Änderungen auf Explosionssicherheit zu prüfen. Hierbei sind
das im Explosionsschutzdokument nach § 6 Absatz 9 Nummer 2 der Gefahrstoffverordnung dargelegte
Explosionsschutzkonzept und die Zoneneinteilung zu berücksichtigen. Bei der Prüfung ist festzustellen,
ob

a) die für die Prüfung benötigten technischen Unterlagen vollständig vorhanden sind und ihr Inhalt
plausibel ist,

b) die Anlage entsprechend dieser Verordnung errichtet wurde und in einem sicheren Zustand ist,

c) die festgelegten technischen Maßnahmen geeignet und funktionsfähig und die festgelegten
organisatorischen Maßnahmen geeignet sind und

d) die Prüfungen nach Satz 7 durchgeführt und die dabei festgestellten Mängel behoben wurden.

Die Prüfung nach einer prüfpflichtigen Änderung darf sich darauf beschränken zu prüfen, ob die Anlage
im explosionsgefährdeten Bereich entsprechend dieser Verordnung geändert wurde und vorschriftsmäßig
funktioniert. Zusätzlich ist bei Anlagen nach § 18 Absatz l Satz l Nummer 3 bis 7 zu prüfen, ob die
erforderlichen Maßnahmen zum Brandschutz eingehalten sind.
Mit Ausnahme der Anlagen nach § 18 Absatz l Satz l Nummer 3 bis 7 dürfen die Prüfungen auch von
einer zur Prüfung befähigten Person nach Nummer 3. 3 durchgeführt werden. Mit Ausnahme von Anlagen
nach § 18 Absatz l Satz l Nummer 3 bis 7 dürfen die Prüfungen von

Lüftungsanlagen,

Gaswarneinrichtungen,

Inertisierungseinrichtungen und

Geräten, Schutzsystemen, Sicherheits-, Kontroll- und Regelvorrichtungen im Sinne der Richtlinie
2014/34/EU

als Bestandteil einer Anlage in explosionsgefährdeten Bereichen mit ihren Verbindungseinrichtungen und
ihren Wechselwirkungen mit anderen Anlagenteilen auch von einer zur Prüfung befähigten Person nach
Nummer 3. 1 durchgeführt werden.

4. 2 Geräte, Schutzsysteme oder Sicherheits-, Kontroll- oder Regelvorrichtungen im Sinne der Richtlinie
2014/34/EU dürfen nach einer Instandsetzung hinsichtlich eines Teils, von dem der Explosionsschutz
abhängt, erst wieder in Betrieb genommen werden, nachdem im Rahmen einer Prüfung festgestellt
wurde, dass das Teil in den für den Explosionsschutz wesentlichen Merkmalen den gestellten
Anforderungen entspricht. Diese Prüfung darf durch eine zur Prüfung befähigte Person nach Nummer
3.2 durchgeführt werden. Satz l gilt nicht, wenn Geräte, Schutzsysteme oder Sicherheits-, Kontroll- oder
Regelvorrichtungen im Sinne der Richtlinie 2014/34/EU nach der Instandsetzung durch den Hersteller
einer Prüfung unterzogen werden und der Hersteller bestätigt, dass das Gerät, das Schutzsystem oder
die Sicherheits-, Kontroll- oder Regelvorrichtung in den für den Explosionsschutz wesentlichen Merkmalen
den Anforderungen dieser Verordnung entspricht.

5. Wiederkehrende Prüfungen
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5. 1 Anlagen in explosionsgefährdeten Bereichen sind mindestens alle sechs Jahre auf Explosionssicherheit zu
prüfen. Hierbei sind das Explosionsschutzdokument und die Zoneneinteilung zu berücksichtigen. Bei der
Prüfung ist festzustellen, ob

a) die für die Prüfung benötigten technischen Unterlagen vollständig vorhanden sind und ihr Inhalt
plausibel ist,

b) die Prüfungen nach den Nummern 5.2 und 5. 3 durchgeführt und die dabei festgestellten Mängel
behoben wurden, oder ob das Instandhaltungskonzept nach Nummer 5.4 geeignet ist und
angewendet wird,

c) sich die Anlage in einem dieser Verordnung entsprechenden Zustand befindet und sicher verwendet
werden kann und

d) die festgelegten technischen Maßnahmen geeignet und funktionsfähig und die festgelegten
organisatorischen Maßnahmen geeignet sind.

Zusätzlich ist bei Anlagen nach § 18 Absatz l Satz l Nummer 3 bis 7 zu prüfen, ob die erforderlichen
Maßnahmen zum Brandschutz eingehalten sind.
Mit Ausnahme der Anlagen nach § 18 Absatz l Satz l Nummer 3 bis 7 dürfen die Prüfungen auch von
einer zur Prüfung befähigten Person nach Nummer 3.3 durchgeführt werden.

5. 2 Geräte, Schutzsysteme, Sicherheits-, Kontroll- und Regelvorrichtungen im Sinne der Richtlinie 2014/34,
EU mit ihren Verbindungseinrichtungen sind, auch als Bestandteil von Anlagen in explosionsgefährdeten
Bereichen nach Nummer 2 und von Anlagen nach § 18 Absatz l Satz l Nummer 3 bis 7, unter
Berücksichtigung von Wechselwirkungen mit anderen Anlagenteilen, wiederkehrend mindestens alle
drei Jahre zu prüfen. Die Prüfung kann von einer zur Prüfung befähigten Person nach Nummer 3.1
durchgeführt werden.

5. 3 Lüftungsanlagen, Gaswarneinrichtungen und Inertisierungseinrichtungen sind, auch als Bestandteil
von Anlagen in explosionsgefährdeten Bereichen nach Nummer 2 und von Anlagen nach § 18 Absatz
l Satz l Nummer 3 bis 7, unter Berücksichtigung von Wechselwirkungen mit anderen Anlagenteilen,
wiederkehrend jährlich zu prüfen. Die Prüfung kann von einer zur Prüfung befähigten Person nach
Nummer 3. 1 durchgeführt werden.

5.4 Auf die wiederkehrenden Prüfungen nach den Nummern 5. 2 und 5. 3 kann verzichtet werden, wenn der
Arbeitgeber im Rahmen der Dokumentation der Gefährdungsbeurteilung ein Instandhaltungskonzept
festgelegt hat, das gleichwertig sicherstellt, dass ein sicherer Zustand der Anlagen aufrechterhalten wird
und die Explosionssicherheit dauerhaft gewährleistet ist. Die Eignung des Instandhaltungskonzepts ist
im Rahmen der Prüfung nach Nummer 4. 1 zu bewerten. Die im Rahmen des Instandhaltungskonzepts
durchgeführten Arbeiten und Maßnahmen an der Anlage sind zu dokumentieren und der Behörde auf
Verlangen darzulegen.

Abschnitt 4
Druckanlagen

l. Anwendungsbereich und Ziel
Dieser Abschnitt gilt für die Prüfung der in den Nummern 2, 1 und 2. 2 aufgeführten Druckanlagen
und Anlagenteile vor der erstmaligen Inbetriebnahme und nach prüfpflichtigen Änderungen sowie
für wiederkehrende Prüfungen. Die Prüfungen sind mit dem Ziel durchzuführen, den sicheren
Betrieb der Druckanlage bis zur nächsten Prüfung zu gewährleisten. Bei den Prüfungen sind die
sicherheitsrelevanten Aufstellungs- und Umgebungsbedingungen sowie bei Dampfkesselanlagen
der Aufstellungsraum einzubeziehen. Bei den Prüfungen nach diesem Abschnitt sollen gleichwertige
Ergebnisse von Prüfungen nach anderen Rechtsvorschriften des Bundes und der Länder berücksichtigt
werden.

2. Begriffsbestimmungen

2. 1 Druckanlagen im Sinne der Nummer l sind

a) Dampfkesselanlagen, die beheizte überhitzungsgefährdete Druckgeräte zur Erzeugung von Dampf
oder Heißwasser mit einer Temperatur von mehr als 110 Grad Celsius beinhalten,

b) Druckbehälteranlagen außer Dampfkesselanlagen,

c) Anlagen zur Abfüllung von verdichteten, verflüssigten oder unter Druck gelösten Gasen
einschließlich der Lager- und Vorratsbehälter (Füllanlagen), die dazu bestimmt sind, dass in ihnen
folgende Behälter, Geräte oder Fahrzeuge befüllt werden:
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aa) Druckbehälter zum Lagern von Gasen aus ortsbeweglichen Druckgeräten,

bb) ortsbewegliche Druckgeräte,

cc) Land-, Wasser- oder Luftfahrzeuge mit Gasen zur Verwendung als Treib- oder Brennstoff,

d) Rohrleitungsanlagen unter innerem Überdruck für Gase, Dämpfe oder Flüssigkeiten, die nach
Anhang l der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 zu kennzeichnen sind als

aa) entzündbare Gase mit den Gefahrenhinweisen H220 oder H221,

bb) entzündbare Flüssigkeiten, sofern sie einen Flammpunkt von höchstens 55 Grad Celsius
haben, mit den Gefahrenhinweisen H224, H225 oder H226,

cc) pyrophore Flüssigkeiten mit dem Gefahrenhinweis H250,

dd) akut toxisch mit den Gefahrenhinweisen H300, H310 oder H330,

ee) ätzend mit dem Gefahrenhinweis H314.

Druckanlagen müssen zugleich sein oder enthalten

a) Druckgeräte im Sinne der Richtlinie 2014/68/EU des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 15, Mai 2014 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die
Bereitstellung von Druckgeräten auf dem Markt (ABI. L 189 vom 27.6.2014, S. 164; L 157 vom
23. 6. 2015, S. 112), mit Ausnahme der Druckgeräte im Sinne des Artikels 4 Absatz 3 dieser
Richtlinie,

b) ortsbewegliche Druckgeräte im Sinne der Richtlinie 2010/35/EU des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 16. Juni 2010 über ortsbewegliche Druckgeräte und zur Aufhebung der Richtlinien
des Rates 76/767/EWG, 84/525/EWG, 84/526/EWG, 84/527/EWG und 1999/36/EG (ABI. L 165 vom
30. 6. 2010, S. l), wobei Artikel l Absatz 3 der Richtlinie 2010/35/EU keine Anwendung findet, oder

c) einfache Druckbehälter im Sinne der Richtlinie 2014/29/EU des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 26. Februar 2014 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über
die Bereitstellung einfacher Druckbehälter auf dem Markt (ABI. L 96 vom 29, 3. 2014, S, 45), mit
Ausnahme von einfachen Druckbehältern mit einem Druckinhaltsprodukt von höchstens 50 Bar .
Liter.

2, 2 Anlagenteile im Sinne der Nummer l sind

a) Druckgeräte nach Nummer 2. 1 Satz 2 Buchstabe a, die Druckbehälter sind,

b) Druckgeräte nach Nummer 2. 1 Satz 2 Buchstabe a, die Dampf- oder Heißwassererzeuger sind,

c) Druckgeräte nach Nummer 2. 1 Satz 2 Buchstabe a, die Rohrleitungen für die unter Nummer 2.1
Satz l Buchstabe d aufgeführten Fluide sind,

d) einfache Druckbehälter nach Nummer 2. 1 Satz 2 Buchstabe c,

e) ortsbewegliche Druckgeräte nach Nummer 2. 1 Satz 2 Buchstabe b.

Ausrüstungsteile im Sinne von Artikel 2 Nummer 4 der Richtlinie 2014/68/EU sowie alle weiteren die
Sicherheit beeinflussenden Ausrüstungsteile sind den jeweiligen Anlagenteilen zuzuordnen.

2. 3 Für die Zuordnung von Anlagenteilen nach Nummer 2. 2 zu Nummer 6 Tabelle 3 bis 11 gilt:

a) Überhitzte Flüssigkeiten sind Flüssigkeiten, deren Dampfdruck bei der maximal zulässigen
Temperatur um mehr als 0, 5 Bar über dem normalen Atmosphärendruck (1,013 Bar) liegt.

b) Fluidgruppe l im Sinne dieses Abschnitts umfasst Fluide, die nach Anhang l der Verordnung (EG)
Nr. 1272/2008 zu kennzeichnen sind als

aa) explosive Stoffe/Gemische mit den Gefahrenhinweisen H200, H201, H202, H203, H204 oder
H205,

bb) entzündbare Gase mit den Gefahrenhinweisen H220 oder H221,

cc) entzündbare Flüssigkeiten mit den Gefahrenhinweisen H224, H225 oder H226,

dd) pyrophore Flüssigkeiten mit dem Gefahrenhinweis H250,

ee) akut toxisch mit den Gefahrenhinweisen H300, H310 oder H330,

ff) oxidierende Flüssigkeiten mit den Gefahrenhinweisen H271 oder H272,
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4.

4.1

4.2

5.

5.1

5.2

0

gg) oxidierende Gase mit dem Gefahrenhinweis H270.

Entzündbare Flüssigkeiten, die mit dem Gefahrenhinweis H226 zu kennzeichnen sind, zählen nur
dann zur Fluidgruppe l, wenn sie einen Flammpunkt von höchstens 55 Grad Celsius haben und die
bei der Verwendung maximal zulässige Temperatur über dem Flammpunkt liegt.
Die Fluidgruppe 2 umfasst alle Fluide, die nicht unter Fluidgruppe l genannt sind.

Ätzend sind Stoffe und Gemische, die mit dem Gefahrenhinweis H314 zu kennzeichnen sind.

2.4 Für die Zuordnung von Anlagenteilen nach Nummer 2.2 zu Nummer 6 Tabelle 2 bis 11 kann
anstelle des vom Hersteller angegebenen maximal zulässigen Drucks PS auch der vom Arbeitgeber
festgelegte zulässige Betriebsdruck Pß zugrunde gelegt werden. Dieser Betriebsdruck ist in der
Gefährdungsbeurteilung zu dokumentieren und in die Prüfbescheinigung oder die Aufzeichnung über die
Prüfung vor der erstmaligen Inbetriebnahme oder über die Prüfung nach einer prüfpflichtigen Änderung
aufzunehmen.

3. Zur Prüfung befähigte Personen
Eine zur Prüfung befähigte Person gemäß § 2 Absatz 6, die Prüfungen nach diesem Abschnitt durchführt,
muss, bezogen auf die jeweilige Prüfaufgabe, folgenden Anforderungen genügen:

a) sie verfügt über eine einschlägige technische Berufsausbildung oder eine für die vorgesehenen
Prüfungsaufgaben ausreichende technische Qualifikation,

b) sie besitzt ausreichende Kenntnisse des zugehörigen Regelwerkes,

c) sie verfügt über eine mindestens einjährige Erfahrung mit der Herstellung, dem Zusammenbau,
dem Betrieb oder der Instandhaltung der zu prüfenden Druckanlagen oder Anlagenteile im Sinne
dieses Abschnitts und

d) sie hält ihre Kenntnisse über Druckgefährdungen durch Teilnahme an Schulungen oder
Unterweisungen, insbesondere zu folgenden Themen, auf aktuellem Stand:

aa) Konstruktions- und Herstellungsverfahren,

bb) Ausrüstung und Absicherungskonzepte,

cc) Montage, Installation (Aufstellung) und Betrieb beziehungsweise Verwendung,

dd) bestimmungsgemäßer Betrieb,

ee) Gefährdungsbeurteilung,

ff) Prüfungen, Prüffristen, Prüfverfahren einschließlich der Bewertung der Ergebnisse und

gg) in der Praxis vorkommende, relevante Einflüsse und Schadensbilder.

Prüfungen von Druckanlagen und Anlagenteilen vor Inbetriebnahme und nach
prüfpflichtigen Änderungen

Druckanlagen nach Nummer 2. l einschließlich ihrer Anlagenteile nach Nummer 2. 2 sind vorder
erstmaligen Inbetriebnahme und nach prüfpflichtigen Änderungen zu prüfen.
Dampfkesselanlagen zur Erzeugung von Dampf oder Heißwasser, die länger als zwei Jahre außer Betrieb
waren, dürfen erst wieder in Betrieb genommen werden, nachdem ihre Anlagenteile nach Nummer 2,2
Buchstabe b einer inneren Prüfung unterzogen worden sind.

Bei der Prüfung vor Inbetriebnahme ist zu prüfen, ob

a) die für die Prüfung benötigten technischen Unterlagen, wie beispielsweise die Betriebsanleitung,
vorhanden sind und ihr Inhalt plausibel ist,

b)

0

die Druckanlage einschließlich derAnlagenteile vorschriftsmäßig errichtet wurde und in einem
sicheren Zustand ist und

die festgelegten technischen Schutzmaßnahmen geeignet und funktionsfähig und die festgelegten
organisatorischen Maßnahmen geeignet sind.

Die Prüfung nach einer prüfpflichtigen Änderung darf sich darauf beschränken zu prüfen, ob die
Druckanlage vorschriftsmäßig geändert wurde und sicher funktioniert.

Wiederkehrende Prüfungen von Druckanlagen und Anlagenteilen

Druckanlagen nach Nummer 2. 1 und ihre Anlagenteile nach Nummer 2.2 sind wiederkehrend zu prüfen.

Bei der wiederkehrenden Prüfung ist festzustellen, ob
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a) die für die Prüfung benötigten technischen Unterlagen vorhanden sind und ihr Inhalt plausibel ist,

b) sich die Druckanlage in einem vorschriftsmäßigen Zustand befindet und sicher verwendet werden
kann und

c) die festgelegten technischen Maßnahmen geeignet und funktionsfähig und die festgelegten
organisatorischen Maßnahmen geeignet sind.

5. 3 Die vom Arbeitgeber im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung festzulegende Prüffrist für die
Druckanlage nach Nummer 2. 1 darf zehn Jahre nicht überschreiten.

5.4 Die nach § 3 Absatz 6 im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung festzulegende Prüffrist muss bei
Druckanlagen nach diesem Abschnitt spätestens innerhalb von sechs Monaten nach der Inbetriebnahme
der Druckanlage ermittelt werden.

5. 5 Wiederkehrende Prüfungen der Anlagenteile nach Nummer 2.2 bestehen aus äußeren Prüfungen,
inneren Prüfungen und Festigkeitsprüfungen.

5. 6 Äußere Prüfungen von Anlagenteilen können entfallen

a) bei Druckbehältern nach Nummer 2.2 Buchstabe a, es sei denn, sie sind feuerbeheizt,
abgasbeheizt oder elektrisch beheizt,

b) bei einfachen Druckbehältern nach Nummer 2. 2 Buchstabe d.

Bei Rohrleitungen nach Nummer 2. 2 Buchstabe c können innere Prüfungen entfallen.

5. 7 Bei Prüfungen von Anlagenteilen können ersetzt werden

a) Besichtigungen bei inneren Prüfungen durch andere Verfahren und

b) statische Druckproben bei Festigkeitsprüfungen durch zerstörungsfreie Verfahren,

wenn der Arbeitgeber ein von einer zugelassenen Uberwachungsstelle bestätigtes Prüfkonzept vorlegt,
mit dem sicherheitstechnisch gleichwertige Aussagen erreicht werden. Auf der Grundlage eines
Prüfkonzepts können auch Maßnahmen festgelegt werden, auf deren Grundlage eine Prüfaussage
getroffen werden kann, ohne dass dazu die Druckanlage oder Anlagenteile außer Betrieb genommen
werden müssen. Ein Prüfergebnis darf nicht von einer Druckanlage auf eine andere Druckanlage
übertragen werden. Abweichend von Satz l kann die Bestätigung des Prüfkonzeptes durch eine
zur Prüfung befähigte Person erfolgen, wenn die betreffenden Anlagenteile nach Nummer 6 oder 7
wiederkehrend von einer zur Prüfung befähigten Person geprüft werden dürfen.

5. 8 Für Anlagenteile, die nach Nummer 6 Tabelle 2 bis 11 wiederkehrend von einer zugelassenen
Uberwachungsstelle zu prüfen sind, gelten die in Tabelle l festgelegten Höchstfristen.

Tabelle l
Höchstfristen für die wiederkehrenden Prüfungen

von Anlagenteilen durch eine zugelassene Überwachungsstelle

Anlagenteil Äußere Prüfung

l JahrDampfkessel nach Nr. 6
Tabelle 2

Druckbehälter nach Nr. 6
Tabelle 3, 4, 5 und 6

Einfache Druckbehälter nach Nr.
6

Tabelle 7

Rohrleitungen nach Nr. 6
Tabelle 8, 9, 10 und 11

Innere Prüfung

3 Jahre

2 Jahre 5 Jahre
(Ausnahmen nach

Nr. 5. 6 Satz l)

entfällt 5 Jahre

5 Jahre entfällt

Festigkeitsprüfung

9 Jahre

10 Jahre

10 Jahre

5 Jahre

5. 9 Für Anlagenteile, die nach Nummer 6 Tabelle 2 bis 9 wiederkehrend von einer zur Prüfung befähigten
Person geprüft werden dürfen, darf die vom Arbeitgeber im Rahmen einer Gefährdungsbeurteilung
festzulegende Prüffrist höchstens zehn Jahre betragen. Abweichend von Satz l kann die Frist der
Festigkeitsprüfungen auf 15 Jahre verlängert werden, wenn im Rahmen der äußeren beziehungsweise
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inneren Prüfung nachgewiesen wird, dass die Druckanlage sicher betrieben werden kann. Der Nachweis
ist in der Dokumentation der Gefährdungsbeurteilung darzulegen.

6. Prüfzuständigkeiten
Die Prüfungen nach Nummer 4 und 5 sind von einer zugelassenen Uberwachungsstelle durchzuführen,
Abweichend von Satz l können die Prüfungen von zur Prüfung befähigten Personen durchgeführt
werden, wenn dies in Tabelle 2 bis 11 oder in Nummer 7 Tabelle 12 vorgesehen ist. Setzt sich eine
Druckanlage ausschließlich aus Anlagenteilen zusammen, bei denen die Prüfungen nach Nummer
4 oder nach Nummer 5 von zur Prüfung befähigten Personen durchgeführt werden dürfen, dürfen
die entsprechenden Prüfungen nach Nummer 4 oder Nummer 5 für diese Druckanlage ebenfalls von
einer zur Prüfung befähigten Person durchgeführt werden. In den Tabellen 2 bis 11 werden folgende
Abkürzungen verwendet: ZUS - zugelassene Uberwachungsstelle; bP - zur Prüfung befähigte Person.

Tabelle 2
Prüfzuständigkeiten bei beheizten überhitzungsgefährdeten

Druckgeräten zur Erzeugung von Dampf oder Heißwasser mit einer
Temperatur von mehr als 110 Grad Celsius nach Nummer 2. 2 Satz l Buchstabe b

l

2

3

4

5

v

s

>

<

[Liter]

>2

1000

1000

1000

>2

0,5

0,5

0,5

0,5

PS

<

<

<

<

>

[Bar]

PS

PS

PS

PS

32

s

s

<

s

l

32

32

32

32

PS

200

. V [Bar . Liter]

< 200

< PS-Vs l 000

> l 000

Prüfungen
nach Nr. 4

bP

züs

züs

Prüfungen
nach Nr. 5

bP

bP

züs

Tabelle 3
Prüfzuständigkeiten bei Druckbehältern und

ortsbeweglichen Druckgeräten nach Nummer 2.2 Satz l Buchstabe a und e
für Gase, Dämpfe und überhitzte Flüssigkeiten der Fluidgruppe l

V [Liter] PS[Bar]

l

2

3

4

5

6

l <V s 200

> 200

£l

>1

<1

>1

> 0,5

0,5 < PS s l

200 < PS
< l 000

>1

> 1000

>1

PS . V[Bar . Liter]

25 < PS 'V< 200

200< PS -Vs l 000

> l 000

Prüfungen
nach Nr. 4

bP

züs

züs

Prüfungen
nach Nr. 5

bP

bP

züs

Tabelle 4
Prüfzuständigkeiten bei Druckbehältern und

ortsbeweglichen Druckgeräten nach Nummer 2.2 Satz l Buchstabe a und e
für Gase, Dämpfe und überhitzte Flüssigkeiten der Fluidgruppe 2

V [Liter] PS [Bar] PS . V[Bar. Liter]

l

2

3

4

l < Vs 200

> 200

>1

sl

0

> 0,5

, 5 < PS< l

>1

> l 000

50

200
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V [Liter]

5 >1

PS [Bar]

>1

PS . V[Bar. Liter]

> l 000

Prüfungen
nach Nr. 4

Prüfungen
nach Nr. 5

Tabelle 5
Prüfzuständigkeiten bei Druckbehältern und

ortsbeweglichen Druckgeräten nach Nummer 2.2 Satz l Buchstabe a und e
für nicht überhitzte Flüssigkeiten der Fluidgruppe l

l

2

3

4

5

6

V [Liter]

s l

<1

>1

>1

PS [Bar]

0,5 < PS s 10

> 500

> 500

> 500

10 < PS < 500

> 500

PS

1000

. V [Bar . Liter]

> 200

< 1000

< PS -Vs 10 000

s 10 000

> 200

> 10 000

Prüfungen
nach Nr. 4

bP

züs

Prüfungen
nach Nr. 5

bP

bP

Tabelle 6
Prüfzuständigkeiten bei Druckbehältern und

ortsbeweglichen Druckgeräten nach Nummer 2.2 Satz l Buchstabe a und e
für nicht überhitzte Flüssigkeiten der Fluidgruppe 2

l

2

3

4

V [Liter]

s l

< 10

PS [Bar]

> l 000

> 1000

10 < PS S 500

> 500

PS

1000

. V [Bar . Liter]

s l 000

< PS 'V< 10 000

> 10 000

> 10 000

Prüfungen
nach Nr. 4

bP

züs

züs

Prüfungen
nach Nr. 5

bP

bP

züs

l

2

3

4

V [Liter]

Tabelle 7
Prüfzuständigkeiten bei einfachen

Druckbehältern nach Nummer 2.2 Satz l Buchstabe d

PS [Bar]

0,5 < PS < 30

0, 5 < PS £ l

1< PS ̂  30

l < PS^ 30

PS . V[Bar . Liter]

50 < PS 'Vs 200

200 < PS -V< 10 000

200< PS -V< l 000

1000 < PS -V< 10 000

Prüfungen
nach Nr. 4

bP

züs

züs

Prüfungen
nach Nr. 5

bP

bP

züs

Tabelle 8
Prüfzuständigkeiten bei Rohrleitungen nach

Nummer 2. 2 Satz l Buchstabe c für Gase, Dämpfe und überhitzte Flüssigkeiten,
die nach Anhang l der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 zu kennzeichnen sind als

entzündbare Gase mit den
Gefahrenhinweisen H220 oder H221,
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entzündbare Flüssigkeiten mit den
Gefahrenhinweisen H224 oder H225,

entzündbare Flüssigkeiten, wenn bei
der Verwendung die maximal zulässige
Temperatur über dem Flammpunkt liegt,
aber begrenzt auf einen Flammpunkt von
55 Grad Celsius, mit dem Gefahrenhinweis
H226,

pyrophore Flüssigkeiten mit dem
Gefahrenhinweis H250,

akut toxisch mit dem Gefahrenhinweis H300,
H310 oder H330

l

2

DN
[Millimeter]

> 25

> 25

PS [Bar]

> 0,5

> 0,5

PS . DN [Bar . Millimeter]

< 2 000

> 2 000

Prüfungen
nach Nr. 4

bP

züs

Prüfungen
nach Nr. 5

bP

züs

Bei Rohrleitungen mit DN > 25 und PS > 0, 5 Bar für Gase, Dämpfe oder überhitzte Flüssigkeiten,
die nach Anhang l der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 als akut toxisch Kategorie l mit den
Gefahrenhinweisen H300, H310 oder H330 zu kennzeichnen sind, müssen die Prüfungen vor
Inbetriebnahme und die wiederkehrenden Prüfungen von einer zugelassenen Überwachungsstelle
durchgeführt werden.

Tabelle 9
Prüfzuständigkeiten bei Rohrleitungen nach

Nummer 2. 2 Satz l Buchstabe c für Gase, Dämpfe und überhitzte Flüssigkeiten,
die nach Anhang l der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 zu kennzeichnen sind als

- entzündbare Flüssigkeiten, wenn die
Flüssigkeit höchstens bis zum Flammpunkt
erwärmt wird, aber begrenzt auf einen
Flammpunkt von 55 Grad Celsius, mit dem
Gefahrenhinweis H226,

ätzend mit dem Gefahrenhinweis H314

l

2

DN
[Millimeter]

> 32

> 32

PS [Bar]

> 0,5

> 0,5

PS . DN [Bar . Millimeter]

1000 < PS- DN s2 000

> 2 000

Prüfungen
nach Nr. 4

bP

züs

Prüfungen
nach Nr. 5

bP

züs

Tabelle 10
Prüfzuständigkeiten bei Rohrleitungen nach

Nummer 2.2 Satz l Buchstabe c für nicht überhitzte Flüssigkeiten,
die nach Anhang l der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 zu kennzeichnen sind als

- entzündbare Flüssigkeiten mit den
Gefahrenhinweisen H224 oder H225,

- entzündbare Flüssigkeiten, wenn bei
der Verwendung die maximal zulässige
Temperatur über dem Flammpunkt liegt,
aber begrenzt auf einen Flammpunkt von
55 Grad Celsius, mit dem Gefahrenhinweis
H226,
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DN
[Millimeter]

> 25

pyrophore Flüssigkeiten mit dem
Gefahrenhinweis H250,

akut toxisch mit dem Gefahrenhinweis H300,
H310 oder H330

PS [Bar]

> 0,5

PS . DN [Bar . Millimeter]

> 2 000

Prüfungen
nach Nr. 4

züs

Prüfungen
nach Nr. 5

züs

Tabelle 11
Prüfzuständigkeiten bei Rohrleitungen nach

Nummer 2.2 Satz l Buchstabe c für nicht überhitzte Flüssigkeiten,
die nach Anhang l der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 zu kennzeichnen sind als

- entzündbare Flüssigkeiten, wenn die
Flüssigkeit höchstens bis zum Flammpunkt
erwärmt wird, aber begrenzt auf einen
Flammpunkt von 55 Grad Celsius, mit dem
Gefahrenhinweis H226,

ätzend mit dem Gefahrenhinweis H314

DN
[Millimeter]

> 200

PS [Bar]

> 10

PS . DN [Bar . Millimeter]

> 5 000

Prüfungen
nach Nr. 4

züs

Prüfungen
nach Nr. 5

züs

7. Besondere Prüfanforderungen für bestimmte Druckanlagen und Anlagenteile
Die in den Nummern 4 und 5 genannten Prüfungen sind für die nachfolgend aufgeführten Druckanlagen
und Anlagenteile nach den sich aus Tabelle 12 ergebenden Maßgaben durchzuführen. Die Nummern
2.4 und 5.9 Satz 2 gelten sinngemäß. In Tabelle 12 werden folgende Abkürzungen verwendet: ZÜS -
zugelassene Uberwachungsstelle; bP - zur Prüfung befähigte Person.

7. 1 Röhrenöfen in verfahrenstechnischen Anlagen

7. 2 Kälte- und Wärmepumpenanlagen

7. 3 Nicht direkt beheizte Wärmeerzeuger und Ausdehnungsgefäße in Heizungs- und Kälteanlagen sowie
Wassererwärmungsanlagen für Trink- und Brauchwasser

7.4 Druckanlagen und Anlagenteile für die Erzeugung von Wasserdampf oder Heißwasser durch
Wärmerückgewinnung

7. 5 Rohrleitungen mit Prüfprogramm

7.6 Flaschen für Atemschutzgeräte für Arbeits- und Rettungszwecke sowie für Tauchgeräte

7. 7 Druckbehälter mit Gaspolstern in Druckflüssigkeitsanlagen

7. 8 Druckbehälter als Anlagenteile in elektrischen Schaltgeräten und Schaltanlagen

7.9 Schalldämpfer, die in Rohrleitungen eingebaut sind

7. 10 Druckbehälter von Feuerlöschgeräten und Löschmittelbehälter

7. 11 Druckbehälter und Rohrleitungen mit Auskleidung oder Ausmauerung

7. 12 Ortsfeste Druckbehälter für körnige oder staubförmige Güter

7. 13 Fahrzeugbehälter für flüssige, körnige oder staubförmige Güter

7.14 Druckbehälter für Gase oder Gasgemische in flüssiger oder gasförmiger Phase

7. 15 Druckbehälter und daran angeschlossene überwachungsbedürftige Rohrleitungen für kalt verflüssigte
Gase oder Gasgemische

7. 16 Rotierende dampfbeheizte Zylinder
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7. 17 Steinhärtekessel

7. 18 Druckbehälter und Rohrleitungen aus Glas

7. 19 Druckbehälter in Wärmeübertragungsanlagen mit Wärmeträgerölen

7.20 Versuchsautoklaven zur Durchführung von Versuchen mit unbekanntem Reaktionsablauf

7.21 Heizplatten in Wellpappenerzeugungsanlagen

7.22 Pneumatische Weinpressen (Membranpressen, Schlauchpressen)
7.23 Plattenwärmetauscher

7. 24 Lagerbehälter für Lebensrnittel

7. 25 Verwendungsfertige Druckanlagen und Druckgeräte in verwendungsfertigen Maschinen

7. 26 Druckanlagen, die bestimmungsgemäß für den ortsveränderlichen Einsatz verwendet werden

7. 27 Ortsfeste Füllanlagen für Gase

7. 28 Druckbehälter mit Schnellverschlüssen

7. 29 Ortsbewegliche Druckgeräte nach Nummer 2. 1 Satz 2 Buchstabe b

7. 30 Druckbehälter mit Einbauten

Tabelle 12
Prüfanforderungen für bestimmte Druckanlagen und Anlagenteile
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Nr. Druckanlage/Anlagenteil
Prüfungen nach Nr. 4

Prüfung der Druckanlage

Prüfungen nach Nr. 5

Prüfung derAntagenteile

äußere Prüfung innere Prüfung Festigkeitsprüfung

Prüfzuständigkeit Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist
7. 1 Röhrenöfen in verfahrenstechnischen Anlagen, die ausschließlich aus Rohranordnungen bestehen

bP bP 10 Jahre bP 2 Jahre bP 5 Jahre bP 10 Jahre
7. 2 Kälte- und Wärmepumpenanlagen, die mit folgenden Fluiden in geschlossenen Kreisläufen betrieben werden

Die Prüfzuständigkeit ergibt sich aus Nr. 6 Tabelle 3, 5, 8, 10

5 Jahre wiederkehrende Prüfungen der Anlagenteile müssen
entfällt

10 Jahre

Die Prüfzuständigkeit ergibt sich aus Nr. 6 Tabelle 4, 6, 9, 11

a) mit Fluiden der Fluidgruppe
l nach Nr. 2. 3 Buchstabe b

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6
Tabelle 3, 5, 8, 10

wenn ZUS

wenn bP
nur durchgeführt werden, wenn das Anlagenteil zu
Instandsetzungsarbeiten außer Betrieb genommen wird

mit allen anderen Fluiden,
b) die

nicht unter Fluidgruppe l
ge-
nanntsind

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6
Tabelle 4, 6, 9, 11 ZÜS/bP 10 Jahre entfällt

wiederkehrende Prüfungen der Anlagenteile müssen
nur durchgeführt werden, wenn das Anlagenteil zu
Instandsetzungsarbeiten außer Betrieb genommen wird

7. 3 Nicht direkt beheizte Wärmeerzeuger und Ausdehnungsgefäße in Heizungs- und Kälteanlagen sowie Wassererwärmungsanlagen für Trink- oder Brauchwasser mit
Wasser- oder Heizmitteltemperaturen von höchstens 120 Grad Celsius

a) Nicht direkt beheizte
Wärmeerzeuger in
Heizungs- und Kälteanlagen

b) Ausdehnungsgefäße in
Heizungs- und Kälteanlagen

c) Druckbehälter,

die der Beheizung
von geschlossenen
Wasserräumen von

Wassererwärmungsanlagen
für Trink- oder
Brauchwasser dienen

l)

bP

bP

bP

bP

bP

bP

bP

10 Jahre

10 Jahre

.1)l Jahr

10 Jahre

entfällt

entfällt

entfällt

bP

bP

bP

10 Jahre

10 Jahre

10 Jahre

bP

bP

bP

10 Jahre

10 Jahre

10 Jahre

bei Wärmeträgermedien mit Stoffen und Gemischen, die nach Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 gefährlich sind,

7,4 Druckanlagen und Anlagenteile für die Erzeugung von Wasserdampf oder Heißwasser durch Wärmerückgewinnung

a) in rionon WaccorHamnf l Die PrÜfZUStändigkdt | Die Prüfzuständigkeit ergibt sich aus Nr. 6 Tabelle 4in denen Wasserdampf
oder Heißwasser in einem

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Tabelle 4 ZÜS/bP 10 Jahre entfällt züs 5 Jahre züs 10 Jahre
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Nr. Druckanlage/Anlagenteil
Prüfungen nach Nr. 4

Prüfungen nach Nr. 5

Prüfung derAnlagenteile

äußere Prüfung innere Prüfung Festigkeitsprüfung

Prüfzuständigkeit Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist

Prüfung der Druckanlage

Herstellungsverfahren
durch
Wärmerückgewinnung
entsteht

b) in denen Rauchgase
gekühlt
werden und der
entstehende
Wasserdampf oder das ent-
stehende Heißwasser der
Verfahrens-
anläge zugeführt wird

c) in denen Rauchgase
gekühlt
werden und der
entstehende
Wasserdampf oder das ent-
stehende Heißwasser nicht
überwiegend der
Verfahrens-

anläge zugeführt wird

7. 5 Rohrleitungen mit Prüfprogramm

bP 10 Jahre

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Tabelle 4

Die Prüfzuständigkeit ergibt sich aus Nr. 6 Tabelle 4

ZÜS 2 Jahre ZÜS 5 Jahre

ZÜS/bP 10 Jahre
bP 10 Jahre bP 10 Jahre

Die Prüfzuständigkeit ergibt sich aus Nr 6 Tabelle 2

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Tabelle 2 ZÜS/bP 10 Jahre

züs

bP

l Jahr

10 Jahre

züs

bP

3 Jahre

10 Jahre

bP

züs

bP

züs

bP

10 Jahre

10 Jahre

10 Jahre

9 Jahre

10 Jahre

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Tabelle 8 bis 11
züs 10 Jahre bP, 1) 5 Jahre entfällt bP,1) 5 Jahre

l) An überwachungsbedürftigen Rohrleitungen nach Nr. 2.2 Satz l Buchstabe c können Prüfungen, die nach Nr. 6 Tabelle 8 bis 11 einer ZÜS zugeordnet sind, abweichend von einer
bP durchgeführt werden, wenn
a) auf der Grundlage der Gefährdungsbeurteilung in einem Prüfprogramm die wiederkehrenden Prüfungen von Rohrleitungen nach Nr. 2.2 Satz l Buchstabe c schriftlich festgelegt
wurden und
b) eine ZÜS bescheinigt hat, dass mit den Festlegungen die Anforderungen dieser Verordnung erfüllt werden.
Die ZUS muss stichprobenweise überprüfen, ob die schriftlichen Festlegungen eingehalten und die Prüfungen durchgeführt werden.

7.6 Flaschen für Atemschutzgeräte für Arbeits- und Rettungszwecke sowie für Tauchgeräte

Flaschen füra) Atemschutzgeräte Entfällt, wenn als entfällt züs 5 Jahre züs 5 Jahre züs 5 Jahre
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Nr. Druckanlage/Anlagenteil

b) Flaschen für Tauchgeräte

Prüfungen nach Nr. 4

Prüfzuständigkeit
Baugruppe in Verkehr

gebracht und das
nächste Prüfdatum

auf der Flasche
angegeben ist

Prüfungen nach Nr. 5

Prüfung derAnlagenteile

äußere Prüfung innere Prüfung Festigkeitsprüfung

Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist

Prüfung der Druckanlage

entfällt züs 2, 5 Jahre züs 2,5 Jahre züs 5 Jahre

Nach einer Prüfung sind jeweils das aktuelle und das nächste Prüfdatum auf dem Flaschenkörper anzugeben. Die Erstellung einer Sammelprüfbescheinigung und deren Vorhaltung beim
Arbeitgeber ist ausreichend.

7.7 Druckbehälter mit Gaspolstern in Druckflüssigkeitsanlagen (Druckausgleichsbehälter, Hydraulikspeicher)
Die Prüfzuständigkeit ergibt sich aus Nr. 6 Tabelle 3, 4

ZÜS 10 Jahre

a) sofern die verwendeten
Flüssigkeiten und die Gase
auf die drucktragende Wan-
düng keine korrodierende
Wirkung haben

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Tabelle 3, 4 ZÜS/bP 10 Jahre

in ölhydraulischen
Regelanlagen

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Tabelle 3, 4
entfällt

entfällt

entfällt

bP 10 Jahre

entfällt

7.8 Druckbehälter als Anlagenteile in elektrischen Schaltgeräten und Schaltanlagen
a) Druckluftbehälter (Haupt-

und
Zwischenbehälter), sofern
diese mit trockener Luft be-
füllt sind

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Tabelle 4, 7 ZÜS/bP 10 Jahre

Die Prüfzuständigkeit ergibt sich Nr. 6 Tabelle 4, 7

ZÜS 10 Jahre

bP 10 Jahre
entfällt

i) Die inneren Prüfungen sind durch Festigkeitsprüfungen zu ergänzen, wenn
a) prüfpflichtige Änderungen stattgefunden haben oder
b) die inneren Prüfungen zur Beurteilung des sicherheitstechnischen Zustands der Behälter nicht ausreichen.

b) Isoliermittel-oder
Löschmittelvorratsbehälter,
sofern die Flüssigkeiten
oder die Gase auf die
drucktragende Wandung
keine korrodierende

Wirkung haben sowie
Hydraulikspeicher

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Tabelle 3, 4
ZÜS/bP 10 Jahre entfällt entfällt

züs

bP

10 Jahre

10 Jahre

entfällt

züs

bP

l)

l)

entfällt
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Nr. Druckanlage/Anlagenteil
Prüfungen nach Nr. 4

Prüfung der Druckanlage

Prüfungen nach Nr. 5

Prüfung derAnlagenteile

äußere Prüfung . innere Prüfung Festigkeitsprüfung

Prüfzuständigkeit Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit i Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist
7. 9 Schalldämpfer, die in Rohrleitungen eingebaut sind

Die Prüfzuständigkeit ergibt sich aus Nr. 6 Tabelle 3 bis 6

ZÜS 5 Jahre
entfällt

bP 10 Jahre

Für Schalldämpfer, die in Rohrleitungen im Sinne von Nr. 2.1 Satz l Buchstabe d eingebaut sind, findet Nr. 5.6 Satz 2 entsprechende Anwendung.
7. 10 Druckbehälter von Feuerlöschern und Löschmittelbehälter

Die Prüfzuständigkeit ergibt sich aus Nr. 6 Tabelle 3, 4

ZÜS 5 Jahre

bP 10 Jahre

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Tabelle 3 bis 6 ZÜS/bP 10 Jahre
züs

bP

5 Jahre

10 Jahre

a) Tragbare Feuerlöscher

b) Druckbehälter von Feuer-
löschern, die nur im Einsatz
unter Druck gesetzt
werden,
oder CO; enthalten

Entfällt, sofern

als funktionsfertige
Baugruppe nach

Richtlinie 2014/68/EU
in Verkehr gebracht

entfällt entfällt

l) Für Feuerlöscher mit Auskleidung ist auch Nr. 7. 11 Buchstabe a zu beachten.

züs

bP

10Jahrel)

10 Jahre"

entfällt

Die Prüfzuständigkeit ergibt sich aus Nr. 6 Tabelle 3, 4

ZÜS sjahrel) ZÜ5 10 Jahre2'

bP lOJahre1' bP 10 Jahre2'
entfällt

i) Wiederkehrende innere Prüfungen brauchen nach Ablauf der Prüffristen nur durchgeführt zu werden, wenn die Löschmittelbehälter zu Instandhaltungszwecken geöffnet oder mit
Löschmittel wieder oder neu befüllt werden.

2) Festigkeitsprüfungen können entfallen, wenn als Löschmittel Löschpulver zum Einsatz kommt und bei der inneren Prüfung keine Mängel festgestellt wurden.

Die Prüfzuständigkeit ergibt sich aus Nr. 6 Tabelle 3, 4

ZÜS 5 Jahre1' ZÜS

bP 10Jahrel) bP

c) Löschmittelbehälter für
stationäre Löschanlagen,
die zur Speicherung von
nicht korrosiv wirkenden
Löschgasen dienen

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Tabelle 3, 4

l)
entfällt entfällt

10 Jahre'

10 Jahrel)

i) Wiederkehrende Prüfungen brauchen nach Ablauf der Prüffristen nur durchgeführt zu werden, wenn die Löschmittelbehälter zu Instandsetzungszwecken geöffnet werden oder wenn
nach Gebrauch Löschmittel nachgefüllt wird.

7.11 Druckbehälter und Rohrleitungen mit Auskleidung oder Ausmauerung
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Nr. Druckanlage/Anlagenteil
Prüfungen nach Nr, 4

Prüfung der Druckanlage

Prüfungen nach Nr. 5

Prüfung der Anlagenteile

äußere Prüfung innere Prüfung Festigkeitsprüfung

Prüfzuständigkeit Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit; Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist

Die Prüfzuständigkeit ergibt sich aus Nr. 6 Tabelle 3 bis 6
a) Druckbehälter mit

Auskleidung

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Tabelle 3 bis 6 ZÜS/bP 10 Jahre
züs

bP

2 Jahrel) züs

bP

5 Jahre

10Jahrel) bP 10 Jahre

i) Sofern feuer-, abgas- oder elektrisch beheizt.

2) Wiederkehrende Festigkeitsprüfungen können entfallen, sofern bei den inneren Prüfungen keine Beschädigung der Auskleidung festgestellt worden ist.

Die Prüfzuständigkeit ergibt sich aus Nr. 6 Tabelle 3 bis 6

züs

bP

b) Druckbehälter mit
Ausmauerung

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Tabelle 3 bis 6 ZÜS/bP 10 Jahre
züs

bP

2 Jahrel)

lOJahre11

züs

bP

2)

2)

züs

bP

l) Sofern feuer-, abgas- oder elektrisch beheizt.

2) Innere Prüfungen müssen durchgeführt werden, wenn
a) Teile der Ausmauerung im Ausmaß von einem Quadratmeter oder mehr entfernt worden sind,
b) Wandungen freigelegt worden sind oder
c) Anfressungen oder Schäden an den Wandungen der Behälter festgestellt worden sind.

3) Festigkeitsprüfungen müssen durchgeführt werden, wenn die Ausmauerung vollständig entfernt worden ist.

c) Druckbehälter mit einem
Zwischenraum zwischen
Auskleidung und Mantel

l)

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Tabelle 3 bis 6 ZÜS/bP 10 Jahre

Die Prüfzuständigkeit ergibt sich aus Nr. 6 Tabelle 3 bis 6

ZÜS 2Jahrel> ZÜS 2)

bP 10Jahrel> bP 2)

züs

bP

2)

2)

3)

3)

2)

2)

Sofern feuer-, abgas- oder elektrisch beheizt.

2) Wiederkehrende Prüfungen brauchen nicht durchgeführt zu werden, wenn der Zwischenraum im Hinblick auf die Dichtheit der Auskleidung geprüft wird und
a) das Verfahren auf Prüfung der Dichtheit von der ZÜS auf Zuverlässigkeit und Eignung geprüft worden ist und
b) in den Prüfaufzeichnungen nach § 17 ein Nachweis über die Prüfung des Zwischenraums enthalten ist.
Innere Prüfungen sind dann durchzuführen, wenn die drucktragende Wandung im Rahmen von Instandsetzungsarbeiten nach Ablauf der Fristen so geöffnet wird, dass sie einer
inneren Prüfung zugänglich ist.

Rohrleitungen mit
Auskleidung
oder Ausmauerung

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Tabelle 8 bis 11

Die Prüfzuständigkeit ergibt sich aus Nr. 6 Tabelle 8 bis 11

ZÜS/bP 10 Jahre züs 5 Jahre entfällt züs l)
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Nr Druckanlage/Anlagenteil
Prüfungen nach Nr. 4

Prüfung der Druckanlage

Prüfungen nach Nr. 5

Prüfung derAnlagenteile

äußere Prüfung innere Prüfung Festigkeitsprüfung

Prüfzuständigkeit Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist

bP 10 Jahre bP 1>

i) Nach Instandsetzungsarbeiten sind Festigkeitsprüfungen oder zerstörungsfreie Prüfungen, mit denen sicherheitstechnisch gleichwertige Aussagen erreicht werden, durchzuführen.

7. 12 Ortsfeste Druckbehälter für körnige oder staubförmige Güter

Die Prüfzuständigkeit ergibt sich aus Nr. 6 Tabelle 3, 4

ZÜS 5 Jahre"

bP 10 Jahre"

l) Sofern Hinweise auf eine Schädigung der drucktragenden Wandung vorliegen, sind bei der inneren Prüfung zusätzlich zerstörungsfreie Prüfverfahren einzusetzen.

7. 13 Fahrzeugbehälter für flüssige, körnige oder staubförmige Güter

Die Prüfzuständigkeit ergibt sich aus Nr. 6 Tabelle 3, 4

ZÜS 2 Jahre ZÜS 5Jahrel)

bP 10 Jahre bP 10Jahrel)

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Tabelle 3, 4 ZÜS/bP 10 Jahre entfällt entfällt

Fahrzeugbehälter für
körnige
oder staubförmige Güter

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Tabelle 3, 4 entfällt entfällt

l) Im Ra.hmen der wiederkehrenden inneren Prüfungen sind stichprobenweise zerstörungsfreie Prüfungen, zum Beispiel Oberflächenrissprüfungen, an hochbeanspruchten
Schweißnähten durchzuführen.

Fahrzeugbehälterfür
flüssige
Güter

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr, 6

Tabelle 3, 4 entfällt

Die Prüfzuständigkeit ergibt sich aus Nr. 6 Tabelle 3, 4

ZÜS 2 Jahre ZÜS 5 Jahre ZÜS 10 Jahre
bP 10 Jahre bP 10 Jahre bP 10 Jahre

7.14 Druckbehälter für Gase oder Gasgemische in flüssiger oder gasförmiger Phase

a) Die Aufstellung von Druckbehältern für Gase oder Gasgemische, die auf die drucktragende Wandung keine korrodierende Wirkung haben und die in Serie gefertigt wurden und die nach
Nr, 6 Tabelle 3 und 4 in die Prüfzuständigkeit einer ZÜS fallen, kann von einer bP geprüft werden, wenn der Behälter mit Ausrüstung als Baugruppe im Sinne der Richtlinie 2014/68/EU
in Verkehr gebracht wurde und die Ausrüstung im Sinne des Artikels 2 Nr. 4 und 5 der Richtlinie 2014/68/EU in der Baugruppe enthalten ist.

b) Bei Druckbehältern, die zur Durchführung wiederkehrender Prüfungen von ihrem Aufstellungsort entfernt und nach Durchführungen dieser Prüfungen an einem anderen Ort wieder
aufgestellt werden, kann die erneute Prüfung vor Inbetriebnahme entfallen,
aa) sofern die Anschlüsse und die Ausrüstungsteile des Druckbehälters nicht geändert worden sind und
bb) am neuen Aufstellungsort bereits eine Prüfung der dort vorhandenen Anlagenteile vor Inbetriebnahme eines gleichartigen Druckbehälters durchgeführt worden ist.

Seite 46 von 60 -



Ein Service des Bundesministeriums der Justiz und fürVerbraucherschutz sowie des Bundesamts für Justiz -
www.gesetze-im-internet.de

Nr. Druckanlage/Anlagenteil

c) Nicht erdgedeckte Druck-
behälter für Gase oder Gas-
gemische, die auf die druck-
tragende Wandung keine
korrodierende Wirkung
haben

Prüfungen nach Nr. 4

Prüfzuständigkeit

siehe Nr. 7. 14
Buchstabe a,

sonst gilt Nr. 6
Tabelle 3, 4

Prüfung der Druckanlage

Prüfungen nach Nr. 5

Prüfung der Anlagenteile

äußere Prüfung innere Prüfung Festigkeitsprüfung

Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist
Die Prüfzuständigkeit ergibt sich aus Nr, 6 Tabelle 3, 4

ZÜS 10 Jahre ZÜS 10 Jahre2»
ZÜS/bP 10 Jahre l) l)

bP 10 Jahre bP 10 Jahre2'

l)

2)

d)

Es müssen alle zwei Jahre äußere Prüfungen wie folgt durchgeführt werden:
a) bei unbeheizten Druckbehältern für entzündbare Gase oder Gasgemische durch eine bP,
b) bei beheizten Druckbehältern durch eine ZUS.

Die äußere Prüfung gilt abweichend von § 16 Absatz 3 als fristgerecht durchgeführt, wenn sie bis zum Ende des Jahres ihrer Fälligkeit durchgeführt worden ist.
Besteht die drucktragende Wandung weder ganz noch teilweise aus hochfesten Feinkornbaustählen mit einer Streckgrenze von mindestens 370 N/mm2, können die wiederkehrenden
Festigkeitsprüfungen entfallen, wenn

a) die Prüfung vor der erstmaligen Inbetriebnahme oder nach einer präfpflichtigen Änderung höchstens zehn Jahre zurückliegt oder
b) bei der zuletzt durchgeführten inneren Prüfung keine Mängel an der drucktragenden Wandung festgestellt worden sind.

Erdgedeckte Druckbehälter
für Gase oder Gasgemische,
die auf die drucktragende
Wandung keine
korrodierende Wirkung
haben, und die
durch besondere

Schutzmaßnahmen )
gegen Beschädigungen
durch chemische und
mechanische Einwirkungen
geschützt sind

Die Prüfzuständigkeit ergibt sich aus Nr. 6 Tabelle 3, 4

ZÜS 10 Jahre züs

siehe Nr. 7. 14
Buchstabe a,

sonst gilt Nr. 6
Tabelle 3, 4

ZÜS/bP 10 Jahre 2),3) 2),3)
bP 10 Jahre bP

10 Jahre4'

10 Jahre4'

l)

2)

Zu den besonderen Schutzmaßnahmen gegen Beschädigungen gehört insbesondere die Ausrüstung mit
a) Bitumenumhüllungen und zusätzlichem kathodischem Korrosionsschutz,
b) zusätzlichem Außenbehälter aus Stahl und einer Lecküberwachung des Zwischenraums oder
c) einer Außenbeschichtung mit geeigneten Beschichtungsstoffen, die den Beanspruchungen bei bestimmungsgemäßer Verwendung standhalten,
Die besonderen Schutzmaßnahmen sind in die Prüfung vor der erstmaligen Inbetriebnahme oder nach einer prüfpflichtigen Änderung einzubeziehen. Die Eignung und die
Funktionsfähigkeit vom kathodischen Korrosionsschutz ist dabei spätestens nach einem Jahr von einer bP zu prüfen,
Wiederkehrend zu prüfen sind:
a) die Funktionsfähigkeit der Lecküberwachung alle zwei Jahre von einer bP,
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Nr. Druckanlage/Anlagenteil
Prüfungen nach Nr. 4

Prüfung der Druckanlage

3)

4)

Prüfungen nach Nr. 5

Prüfung derAntagenteile

äußere Prüfung innere Prüfung Festigkeitsprüfung
Prüfzuständigkeit Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit i Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist

b) die Funktionsfähigkeit der Einrichtungen für kathodischen Korrosionsschutz alle zwei Jahre von einer bP,
c) kathodische Korrosionsschutzanlagen mit Fremdstrom im Wechsel mit b) alle vier Jahre von einer ZUS.
Es müssen alle zwei Jahre äußere Prüfungen wie folgt durchgeführt werden:
a) bei unbeheizten Druckbehältern für entzündbare Gase oder Gasgemische durch eine bP,
b) bei beheizten Druckbehältern durch eine ZUS.

Die äußere Prüfung gilt abweichend von § 16 Absatz 3 als fristgerecht durchgeführt, wenn sie bis zum Ende des Jahres ihrer Fälligkeit durchgeführt worden ist.
Es gilt Nr. 7. 14 Buchstabe c Fußnote 2.

e) Druckbehälterzum
Verdampfen von Gasen
oder Gasgemischen, die
auf die drucktragende
Wandung keine
korrodierende Wirkung
haben und die
ausschließlich aus
Rohranordnungen bestehen

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Tabelle 3, 4

bP entfällt bP l) bP l)

ZÜS/bP 10 Jahre

l) Wiederkehrende innere Prüfungen und Festigkeitsprüfungen müssen nur durchgeführt werden, wenn die Druckbehälter für Instandsetzungsarbeiten außer Betrieb
werden.

f) Lagerbehälter für Propan,
Butan oder deren Gemische
mit < 3 t

Fassungsvermögen

siehe Nr. 7. 14
Buchstabe a,

sonst gilt Nr. 6
Tabelle 3

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr, 6

Tabelle 3
Die Prüfzuständigkeit ergibt sich aus

Nr. 6 Tabelle 3

ZÜS/bP 10 Jahre bP 2Jahrel)
züs

bP

,
2)10 Jahre'

10 Jahre2'

züs

bP

10 Jahre31

10Jahre3)

Die äußere Prüfung gilt abweichend von § 16 Absatz 3 als fristgerecht durchgeführt, wenn sie bis zum Ende des Jahres ihrer Fälligkeit durchgeführt worden ist.l)

2) An nicht erdgedeckten Druckbehältern kann bei der wiederkehrenden Prüfung auf die Besichtigung der inneren Wandung verzichtet werden, wenn die Behälter
a) ausschließlich der Lagerung von Propan, Butan oder deren Gemischen mit einem genormten Reinheitsgrad dienen und

3)

b) keine Einbauten, zum Beispiel Heizungen oder Versteifungsringe, haben.
Es gilt Nr. 7. 14 Buchstabe c Fußnote 2.

g) Druckbehälter zur Lagerung siehe Nr. 7. 14
von Gasen oder Gas- Buchstabe a,

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Die Prüfzuständigkeit ergibt sich aus
Nr. 6 Tabelle 3, 4
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Nr Druckanlage/Anlagenteil

gemischen, bei denen eine
korrodierende Wirkung auf
die drucktragende
Wandung
nicht auszuschließen ist

Prüfungen nach Nr. 4

Prüfzuständigkeit

sonst gilt Nr. 6
Tabelle 3, 4

Prüfung der Druckanlage

Prüfungen nach Nr, 5

Prüfung derAnlagenteile

äußere Prüfung innere Prüfung Festigkeitsprüfung

Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist
Tabelle 3, 4

ZUS 5 Jahre ZÜS 10 Jahre
ZÜS/bP 10 Jahre l) l)

bP 10 Jahre bP 10 Jahre

l) BeiDruckbehälternfür entzündbare Gase oder Gasgemische müssen äußere Prüfungen alle zwei Jahre durch die ZÜS durchgeführt werden. Die äußere Prüfung gilt abweichend von
§ 16 Absatz 3 als fristgerecht durchgeführt, wenn sie bis zum Ende des Jahres ihrer Fälligkeit durchgeführt worden ist.

h) Elektrisch beheizte Druck-
behälter für COz

siehe Nr. 7. 14
Buchstabe a,

sonst gilt Nr. 6
Tabelle 4

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr, 6

Tabelle 4

Die Präfzuständigkeit ergibt sich aus
Nr. 6 Tabelle 4

ZÜS/bP 10 Jahre bP 2 Jahre
züs

bP

10 Jahre

10 Jahre

ZÜS1'

bP, 1)

10Jahrel)

lOJahre1'

l) Es gilt Nr. 7. 14 Buchstabe c Fußnote 2.

7.15 Druckbehälter und daran angeschlossene überwachungsbedürftige Rohrleitungen für kalt verflüssigte Gase oder Gasgemische
Druckbehälter und

daran angeschlossene
überwachungsbedürftige
Rohrleitungen für kalt
verflüssigte Gase oder
Gasgemische mit
Betriebstemperaturen von
dauernd weniger als -10 Grad
Celsius

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Tabelle 3, 4

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Tabelle 3, 4

ZÜS/bP 10 Jahre l) l)

Die Prüfzuständigkeit ergibt sich aus
Nr. 6 Tabelle 3, 4

Wiederkehrende innere Prüfungen und Festigkeitsprüfungen
müssen nur durchgeführt werden, wenn die Druckbehälter
und Rohrleitungen für Instandsetzungsarbeiten außer Betrieb
genommen werden.

i) Bei Druckbehältern für entzündbare Gase oder Gasgemische müssen alle zwei Jahre äußere Prüfungen durch eine bP durchgeführt werden. Die äußere Prüfung gilt abweichend von
§ 16 Absatz 3 als fristgerecht durchgeführt, wenn sie bis zum Ende des Jahres ihrer Fälligkeit durchgeführt worden ist.

7.16 Rotierende dampfbeheizte Zylinder

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Tabelle 4

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Tabelle 4
entfällt Die Prüfzuständigkeit ergibt sich aus

Nr. 6 Tabelle 4
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Nr. Druckanlage/Anlagenteil
Prüfungen nach Nr. 4

Prüfungen nach Nr. 5

Prüfung der Anlagenteile

äußere Prüfung innere Prüfung Festigkeitsprüfung

Prüfzuständigkeit Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist

Prüfung der Druckanlage

züs 10 Jahre
züs

bP

5 Jahre

10 Jahre

züs

bP

10 Jahre1'

10Jahrel)

l) Wiederkehrende Festigkeitsprüfungen müssen nach Ablauf der Fristen nur durchgeführt werden, wenn
a) die Zylinder aus dem Maschinengestell ausgebaut werden oder
b) bei der inneren Prüfung Mängel an der drucktragenden Wandung festgestellt wurden.

7.17 Steinhärtekessel

züs züs 10 Jahre entfällt züs 2 Jahrel) züs 10 Jahre

i> An instandgesetzten Steinhärtekesseln mit eingesetzten Flicken müssen die Reparaturbereiche jährlich wiederkehrend einer Oberflächenrissprüfung unterzogen werden. In Bereichen
von Flicken mit einer Länge von über 400 Millimetern in Längsrichtung muss die erste wiederkehrende Oberflächenrissprüfung ein halbes Jahr'nach der'Reparatur durchgeführt
werden. Auf wiederkehrende Oberflächenrissprüfungen kann verzichtet werden, wenn bei fünf aufeinanderfolgenden Prüfungen eines Reparaturbereichs keine Mal
wurden.

7. 18 Druckbehälter und Rohrleitungen aus Glas

Druckbehälter und
Rohrleitungen mit Ausnahme
von Versuchsautoklaven

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Tabelle 3 bis 6
und8bislll)

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Tabelle 3 bis 6
und 8 bis 11

2)

ZÜS/bP 10 jähre

1) An, Druckan!a9en mit Druckbehältern und Rohrleitungen aus Glas muss vor der erstmaligen Inbetriebnahme oder nach einer prüfpflichtigen Änderung zusätzlich eine
Dichtheitsprüfung von einer bP durchgeführt werden.

2) Bei Druckbehälternund Rohrleitungen aus Glas können die wiederkehrenden Prüfungen entfallen. Falls die Behälter oder die Rohrleitungen durch abtragende Medien beansprucht
werden, müssen in Zeitabständen, die entsprechend den Betriebsbeanspruchungen festzulegen sind, die Wanddicken von einer bP gemessen werden.

7-19 Druckbehälterl)in Wärmeübertragungsanlagen mit Wärmeträgerolen
PS
v

Prüfzuständigkeit:

Liter]

Prüfzuständigkeit: bei PS . V > 500 Bar . Liter: ZÜS; bei PS . V < 500 Bar . Liter: bP

sofern beheizt:

- Seite 50 von 60 -



Ein Service des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz sowie des Bundesamts fürjustiz -
www.gesetze-im-internet.de

Nr. Druckanlage/Anlagenteil
Prüfungen nach Nr. 4

Prüfung der Druckanlage

>

100

<

100

Prüfungen nach Nr. 5

Prüfung derAnlagenteile

äußere Prüfung innere Prüfung Festigkeitsprüfung

Prüfzuständigkeit Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist

ZÜS 2 Jahre ZÜS 5 Jahre
10 Jahre31

10 Jahre bP 10 Jahre bP 10 Jahre

ZÜS2)

ZÜS/bP

bP, 2) bP

züs

bP

10 Jahre

l) Druckbehälter, in denen Wärmeträgeröle erhitzt werden oder in denen die Wärmeträgeröle oder ihre Dämpfe zur Wärmeabgabe verwendet werden.

2) Wärmeübertragungsanlagen und Teile dieserAnlagen dürfen vor der erstmaligen Inbetriebnahme sowie nach einer Instandsetzung oder einer prüfpflichtigen Änderung nur in Betrieb
genommen werden, nachdem sie von einer bP auf Dichtheit geprüft worden sind.

3) Wärmeübertragungsanlagen dürfen nur betrieben werden, wenn der Wärmeträger mindestens einmal jährlich von einer bP auf weitere Verwendbarkeit geprüft worden ist.

7. 20 Versuchsautoklaven zur Durchführung von Versuchen mit unbekanntem Reaktionsablauf

l) entfällt l) l)

Prüfzuständigkeit: - bei PS -V> 100 Bar . Liter: ZÜS;
- bei PS-V < 100 Bar . Liter: bP

ZÜS 5 Jahre ZÜS 10 Jahre

bP 10 Jahre bP 10 Jahre

i) Die Prüfung vor Inbetriebnahme und die wiederkehrenden äußeren Prüfungen können entfallen. Vor jeder Verwendung ist jedoch eine Prüfung durch eine bP durchzuführen.

7.21 Heizplatten in Wellpappenerzeugungsanlagen

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Tabelle 4

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Tabelle 4
entfällt entfällt

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Tabelle 4

ZÜS/bP 10 jähre
ZÜS 10 jahrel)

bP 10 Jahre1'

i) Wiederkehrende Festigkeitsprüfungen brauchen nach Ablauf der Frist nur durchgeführt zu werden, wenn die Heizplatten aus dem Maschinengestell ausgebaut werden.

7.22 Pneumatische Weinpressen (Membranpressen, Schlauchpressen)

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Tabelle 4

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Tabelle 4
entfällt

Prüfzuständigkeit: - beiV < l Liter und PS >
l 000 Bar oder V > l Liter und
PS . V > 200 Bar . Liter: ZÜS;

- sonst bP
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Nr. Druckanlage/Anlagenteil
Prüfungen nach Nr. 4

Prüfung der Druckanlage

ZÜS/bP 5 Jahre1'

Prüfungen nach Nr. 5

Prüfung derAnlagenteile

äußere Prüfung innere Prüfung Festigkeitsprüfung

Prüfzuständigkeit Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist

züs 2> züs 2>

bP 2> bP 2>

Im Zuge der Prüfung der Druckanlage ist insbesondere eine Prüfung der Ausrüstungsteile vorzunehmen.

D_e-,vv e^rkehre. n.d^ prlifu.rlge^1 konnenentfallen'sofem Jährlich mindestens einmal eine Prüfung auf sichtbare Schäden durch eine bP vorgenommen worden ist. Werden jedoch
an druckbeanspruchten Teilen Schäden festgestellt oder Instandsetzungsarbeiten vorgenommen, müssen innere Prüfungen und Festigkeitsprüfungen durchgeführt werden.

7. 23 Plattenwärmetauscher

Bei Plattenwärmetauschern, deren Plattenverbindungen nicht oder nur zum Teil im Kraftfluss infolge der Druckbeaufschlagung liegen, z. B. bei Lastaufnahme durch einen Rahmen, können
die Prüfungen vor der erstmaligen Inbetriebnahme oder nach einer prüfpflichtigen Änderung und'die wiederkehrenden Prüfungen entfallen.

7. 24 Lagerbehälter für Lebensrnittel

l)

a) Lagerbehälter mit gas- oder
dampfförmiger Phase,
deren
drucktragende Wandung
unmittelbar mit
Lebensrnitteln
in Kontakt steht

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Tabelle 4 ZÜS/bP 10 Jahre

Die Prüfzuständigkeit ergibt sich aus Nr. 6 Tabelle 4

ZÜS l)

entfällt
bP l)

züs

bP

l)

l)

l) Wiederkehrende innere Prüfungen und Festigkeitsprüfungen können entfallen, sofern die Druckbehälter jährlich mindestens einmal von einer bP auf innere und äußere sichtbare
Schäden geprüft worden sind und an druckbeanspruchten Teilen keine Schäden festgestellt werden.

b) Ausrüstungsteile von
Lagerbehältern für
Lebensrnittel nach Nr. 7. 24
Buchstabe a, die unter
Druck gefüllt, entleert oder
sterilisiert werden

Prüfzuständigkeit:
bei PS > l Bar: ZÜS,

sonst bP entfällt

Prüfzuständigkeit: bei PS > l Bar: ZÜS, sonst bP

ZÜS/bP 5 Jahre entfällt

7. 25 Verwendungsfertige Druckanlagen und Druckgeräte in verwendungsfertigen Maschinen

Verwendungsfertige
Druckanlagen

PS
. v Prüfzu-

[Bar ̂ ständigkeitl)
Liter]

Die Prüfzuständigkeit ergibt sich aus Nr. 6 Tabelle 2 bis 7
Die Prüffristen ergeben sich aus Nr. 5.8 und Nr 5.9
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Nr. Druckanlage/Anlagenteil

Prüfungen nach Nr. 5

Prüfungen nach Nr. 4 , _,,,.. __ _, __ ̂ _, _, _,. Prüfung derAnlagenteile
Prüfung der Druckanlage

äußere Prüfung innere Prüfung Festigkeitsprüfung
Prüfzuständigkeit Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist

züs
>

1000

s

1000 bP

l) Bel. verwendungsfertig serienmäßi9 hergestellten Druckanlagen mit Druckgeräten im Sinne der Richtlinie 2014/68/EU oder mit einfachen Druckbehältern im Sinne der Richtlinie
2014/29/EU kann eine Prüfung vor Inbetriebnahme ohne Bezug auf einen Aufstellplatz an einem Muster durch eine ZÜS durchgeführt werden, sofern fü'r "Gerate" oder
Behälter das Produkt aus maximal zuläss_igem Druck PS und maßgeblichem Volumen V höchstens l 000 Bar . Liter beträgt. Die Prüfung vor Inbetriebnahme hinsichtlich'der
Aufsteltungsbedingungen darf von einer bP durchgeführt werden.

b) Druckgeräte in
verwendungsfertigen
Maschinen

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Tabelle 2 bis 7,
nur Prüfung

der Unterlagen1'

Die Prüfzuständigkeit ergibt sich aus Nr. 6 Tabelle 2 bis 7
Die Prüffristen ergeben sich aus Nr. 5.8 und Nr. 5,9

Bei verwendungsfertig hergestellten Maschinen mit eingebauten Druckgeräten im Sinne der Richtlinie 2014/68/EU oder einfachen Druckbehältern im Sinne der Richtlinie 2014/29/EU
^s^n.^^d^_p. rüfung vord^r e?tn?allg^n lnbetriebnahme darauf zu prüfen, ob die für die Prüfung benötigten technischen Unterlagen vorhanden'smd~und~ih7inha1t plausibel
!!t-,Die.sJHt,J^do^h nur' w^nn au,s den technischen Unterlagen die zutreffende Auswahl der Druckgeräte für die vorgesehene Betriebsweise sowie die sichere Montage und'lnstalTation
in der Maschine hervorgeht und nachweislich die Sicherheit der Druckgeräte nicht von den Aufstellungsbedingungen der Maschine abhängt.

Die Prüfzuständigkeit ergibt sich aus Nr. 6 Tabelle 3 bis 6
Die Prüffristen ergeben sich aus Nr, 5. 8 und Nr. 5.9

7.26 Druckanlagen, die bestimmungsgemäß für den ori:sveränderlichen Einsatz verwendet werden

Nur erstmalig11.
Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Tabelle 3 bis 6

l) Bei Druckbehälteranlagen im Sinne von Nr. 2. 1 Satz l Buchstabe b, die an wechselnden Aufstellungsorten verwendet werden, ist nach dem Wechsel des Aufstellunqsortes eine
erneute Prüfung vor Inbetriebnahme nicht erforderlich, wenn
a) eine Bescheinigung über eine andernorts durchgeführte Prüfung vor Inbetriebnahme vorliegt,
b) sich keine neue Betriebsweise ergeben hat und die Anschlussverhältnisse sowie die Ausrüstung unverändert bleiben und
c) an die Aufstellung keine besonderen Anforderungen zu stellen sind.
Bei^ besonderen Anforderungen an die Aufstellung genügt es, wenn die sichere Aufstellung am Betriebsort von einer zur Prüfung befähigten Person geprüft wird und hierüber eine
Aufzeichnung vorliegt,

7. 27 Ortsfeste Füllanlagen für Gase
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Nr, Druckanlage/Anlagenteil
Prüfungen nach Nr, 4

Prüfzuständigkeit

a) Druckanlagen mit Druck-
behältern zum Lagern von
Gasen, die aus ortsbeweg-
lichen Druckgeräten befüllt
werden nach Nr. 2. 1 Satz l

Buchstabe c Doppelbuch-
stabe aa

b) Druckanlagen, in denen
orts-
bewegliche Druckgeräte be-
füllt werden nach Nr. 2.1
Satz l Buchstabe c Doppel-
buchstabe bb

c) Druckanlagen zur Befüllung
von Fahrzeugen nach Nr.
2.1
Satz l Buchstabe c Doppel-
buchstabe cc

7. 28 Druckbehälter mit Schnellverschlüssen

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6,

Tabelle 3, 4

züs

züs

Druckbehälter mit
Schnellverschlüssen, die Gase,
Gasgemische oder überhitzte
Flüssigkeiten enthalten

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Tabelle 3, 4

Prüfungen nach Nr, 5

Prüfung derAnlagenteile

äußere Prüfung innere Prüfung Festigkeitsprüfung

Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist

Prüfung der Druckanlage

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Tabelle 3, 4

ZÜS/bP 10 Jahre

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Tabelle 3, 4

ZÜS/bP

züs

10 Jahre

5 Jahre

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Tabelle 3, 4

ZÜS/bP 10 Jahre

7.29 Ortsbewegliche Druckgeräte nach Nr. 2. 1 Satz 2 Buchstabe b

a) Ortsbewegliche
Druckgeräte im Sinne der
Richtlinie 2010/35/EU,
die befällt und an einem
anderen Ort entleert
werden

Die Prüfzuständigkeit ergibt sich aus Nr. 6 Tabelle 3, 4 und 8, 9
(ggf. unter Beachtung von Nr. 7. 14, Nr. 7. 15)

Die Prüffristen ergeben sich aus Nr, 5. 8 und Nr. 5.9
(ggf. unter Beachtung von Nr. 7. 14, Nr. 7. 15)

Die Prüfzuständigkeit ergibt sich aus Nr. 6 Tabelle 3, 4 und 8, 9
(ggf. unter Beachtung von Nr. 7. 14, Nr. 7. 15)

Die Prüffristen ergeben sich aus Nr. 5.8 und Nr. 5.9
(ggf. unter Beachtung von Nr. 7. 14, Nr. 7. 15)

Die Prüfzuständigkeit ergibt sich aus Nr. 6 Tabelle 3, 4 und 8, 9
(ggf. unter Beachtung von Nr. 7. 14, Nr. 7. 15)

Die Prüffristen ergeben sich aus Nr. 5.8 und Nr. 5.9
(ggf. unter Beachtung von Nr. 7. 14, Nr. 7. 15)

bei V < l Liter und
PS > l 000 Bar

oder V > l Liter,
PS > 0,5 Bar und

PS- V> l 000 Bar .
Liter: ZÜ5, sonst bP

Die Prüfzuständigkeit ergibt sich aus
Nr. 6 Tabelle 3, 4

züs

bP

2 Jahre

2 Jahre

züs

bP

5 Jahre

10 Jahre

züs
bP

10 Jahre

10 Jahre

Prüfungen nach Nr. 4 und Nr. 5 können entfallen, wenn die ortsbeweglichen Druckgeräte den Anforderungen der Richtlinie 2010/35/EU für Prüfung und
Verwendung entsprechen.
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Nr. Druckantage/Anlagenteil

b) Ortsbewegliche
Druckgeräte im Sinne der
Richtlinie 2010/35/EU, die
jedoch auf dem
Betriebsgelände verwendet
werden, ohne dass dabei
eine

Beförderung im Sinne
der Richtlinie 2008/68/EG
erfolgt

7. 30 Druckbehälter mit Einbauten

Druckbehälter mit Einbauten
oder losen Schüttungen

Prüfungen nach Nr. 4

Prüfzuständigkeit

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6

Tabelle 3 bis 6

Die Prüfzuständigkeit
ergibt sich aus Nr. 6,

Tabelle 3 bis 6

Ein Service des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz sowie des Bundesamts für Justiz -
www. gesetze-i m-i nternet. de

Prüfung der Druckanlage

Prüfungen nach Nr. 5

Prüfung derAnlagenteile

äußere Prüfung innere Prüfung Festigkeitsprüfung

Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist Prüfzuständigkeit Höchstfrist

Die Prüfzuständigkeit ergibt sich aus Nr. 6 Tabelle 3 bis 6

ZÜS/bP 10 Jahre entfällt entfällt

Die Prüffristen ergeben sich aus
Nr. 5. 8 und Nr. 5.9

(ggf. unter Beachtung der besonderen
Prüfanforderungen aus Nr. 7)

ZÜS/bP 10 Jahre

Die Prüfzuständigkeit ergibt sich aus Nr. 6 Tabelle 3 bis 6

ZÜS 2 Jahre1' ZÜS

bP 10Jahrel) bP 10 Jahre

5 Jahre
erstmalig,

danach

10 Jahre2'

i) Sofern feuer-, abgas- oder elektrisch beheizt.

2) Die Prüffrist für die inneren Prüfungen kann auf bis zu zehn Jahre erweitert werden, sofern
a) Schädigungen der drucktragenden Wandung, wie Korrosion oder Erosion, nicht zu unterstellen sind,
b) die innere Prüfung aller Wandungsteile nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand möglich ist und
c) bei der ersten wiederkehrenden inneren Prüfung keine Mängel an der drucktragenden Wandung festgestellt worden sind.

züs

bP

10 Jahre

10 Jahre
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Anhang 3 (zu § 14 Absatz 4)
Prüfvorschriften für bestimmte Arbeitsmittel

(Fundstelle: BGBI. l 2015, 87 - 90;
bzgl. der einzelnen Änderungen vgl. Fußnote)

l.

1.1

1.2

3.

3.1

3.2

3.3

3.4

Abschnitt 1
Krane

Anwendungsbereich und Ziel

Dieser Abschnitt gilt für Prüfungen folgender Krane (Hebezeuge):
Laufkatzen, Ausleger-, Dreh-, Derrick-, Brücken-, Wandlauf-, Portal-, Schwenkarm-, Turmdreh-, Fahrzeug-
, Lkw-Lade-, Lkw-Anbau-, Schwimm-, Offshore- und Kabelkrane. Für Lkw-Ladekrane, deren Lastmoment"
mehr als 300 Kilonewtonmeter oder deren Auslegerlänge mehr als 15 Meter beträgt, gelten die
Prüfvorschriften, wie sie in diesem Abschnitt für Fahrzeugkrane festgelegt sind.
Die Prüfungen sind mit dem Ziel durchzuführen, den Schutz der Beschäftigten vor Gefährdungen durch
die genannten Krane sicherzustellen.

Prüfsachverständige
Prüfsachverständige im Sinne dieses Abschnitts sind zur Prüfung befähigte Personen nach § 2 Absatz 6,
die zusätzlich

a) eine abgeschlossene Ausbildung als Ingenieur haben oder vergleichbare Kenntnisse und
Erfahrungen in der Fachrichtung aufweisen, auf die sich ihre Tätigkeit bezieht,

b) mindestens drei Jahre Erfahrung in der Konstruktion, dem Bau, der Instandhaltung oder der
Prüfung von Kranen haben und davon mindestens ein halbes Jahr an der Prüftätigkeit eines
Prüfsachverständigen beteiligt waren,

c) ausreichende Kenntnisse über die einschlägigen Vorschriften und Regeln besitzen,
d) über die für die Prüfung erforderlichen Einrichtungen und Unterlagen verfügen und
e) ihre fachlichen Kenntnisse auf aktuellem Stand halten.

Prüffristen, Prüfzuständigkeiten und Prüfaufzeichnungen

Für kraftbetriebene Krane gelten die in Tabelle l festgelegten Prüffristen und Prüfzuständigkeiten.
Für handbetriebene oder teitkraftbetriebene Krane gelten die in Tabelle 2 festgelegten Prüffristen und
Prüfzuständigkeiten,

Abweichend von § 14 Absatz 7 Satz l sind Aufzeichnungen über die gesamte Verwendungsdauer des
Arbeitsmittels aufzubewahren.

Die m den Tabellen l und 2 genannten Krane sind nach außergewöhnlichen Ereignissen durch eine
zur Prüfung befähigte Person nach § 2 Absatz 6 und nach prüfpflichtigen Änderungen durch einen
Prüfsachverständigen zu prüfen. § 14 Absatz 3 Satz l findet insoweit keine Anwendung. § 14 Absatz 2
bleibt unberührt.

Tabelle l
Prüffristen und Prüfzuständigkeiten für bestimmte Krane

Kran

Laufkatzen

Prüfung nach der Montage,
Installation und vorder
ersten Inbetriebnahme

Prüfsachverständiger

Ausleger- und Drehkrane Prüfsachverständiger

Derrickkrane Prüfung entfällt wegen § 14
Absatz l Satz 3

Wiederkehrende Prüfung

mindestens jährlich durch eine zur Prüfung
befähigte Person nach § 2 Absatz 6

mindestens jährlich durch eine zur Prüfung
befähigte Person nach § 2 Absatz 6

mindestens jährlich durch eine zur Prüfung
befähigte Person nach § 2 Absatz 6
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Kran
Prüfung nach der Montage,

Installation und vor der
ersten Inbetriebnahme

Wiederkehrende Prüfung

Brückenkrane,
Wandlaufkrane

Portalkrane

Schwenkarmkrane

Turmdrehkrane

Prüfsachverständiger

Prüfsachverständiger

Prüfsachverständiger

zur Prüfung befähigte Person
nach § 2 Absatz 6

fahrbare Turmdrehkrane
(Auto-Turmdrehkrane)
mit luftbereiftem und
angetriebenem Unterwagen;
die Fahrbewegungen werden
von einer Fahrerkabine
im Unterwagen und die
Kranbewegungen von einer
Krankabine aus gesteuert,
die im oder am Turm
angeordnet ist

Fahrzeugkrane

Prüfung entfällt wegen § 14
Absatz l Satz 3

und

mindestens alle 4 Betriebsjahre durch einen
Prüfsachverständigen

mindestens jährlich durch eine zur Prüfung
befähigte Person nach § 2 Absatz 6

mindestens jährlich durch eine zur Prüfung
befähigte Person nach § 2 Absatz 6

mindestens jährlich durch eine zur Prüfung
befähigte Person nach § 2 Absatz 6

mindestens jährlich durch eine zur Prüfung
befähigte Person nach § 2 Absatz 6
und

mindestens alle 4 Betriebsjahre, im 14. und
16. Betriebsjahr und danach mindestens
jährlich durch einen Prüfsachverständigen
mindestens halbjährlich durch eine zur
Prüfung befähigte Person nach § 2 Absatz 6
und

mindestens alle 4 Betriebsjahre, im 14. und
16. Betriebsj'ahr und danach mindestens
jährlich durch einen Prüfsachverständigen

Prüfung entfällt wegen § 14
Absatz l Satz 3

Lkw-Ladekrane
a) grundsätzlich

b) mit mehr als 300 kNm
Lastmoment oder mit mehr
als 15 m Auslegerlänge

Lkw-Anbaukrane

Prüfung entfällt wegen § 14
Absatz l Satz 3

Prüfung entfällt wegen § 14
Absatz l Satz 3

Offshorekrane und
Schwimmkrane
(unter Offshorebedingungen)

Prüfung entfällt wegen § 14
Absatz l Satz 3

Prüfsachverständiger, falls
Einbau oder Aufbau vor Ort
erfolgen

mindestens jährlich durch eine zur Prüfung
befähigte Person nach § 2 Absatz 6
und

mindestens alle 4 Betriebsjahre, im 13.
Betriebsjahrund danach mindestens jährlich
durch einen Prüfsachverständigen

mindestens jährlich durch eine zur Prüfung
befähigte Person nach § 2 Absatz 6

mindestens jährlich durch eine zur Prüfung
befähigte Person nach § 2 Absatz 6
und

mindestens alle 4 Betriebsjahre, im 13.
Betriebsjahrund danach mindestens jährlich
durch einen Prüfsachverständigen
mindestens jährlich durch eine zur Prüfung
befähigte Person nach § 2 Absatz 6
und

mindestens alle 4 Betriebsjahre durch einen
Prüfsachverständigen

mindestens jährlich durch eine zur Prüfung
befähigte Person nach § 2 Absatz 6 und
mindestens alle 4 Betriebsjahre durch
einen Prüfsachverständigen, im 14. und 16.
Betriebsj'ahr und danach mindestens jährlich
durch einen Prüfsachverständigen
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Kran

Schwimmkrane
(unter sonstigen
Bedingungen)

Kabelkrane

Prüfung nach der Montage,
Installation und vor der
ersten Inbetriebnahme

Wiederkehrende Prüfung

pru?-achverständiger' fa"s mindestens jährlich durch eine zur Prüf
Einbau oder Aufbau vor Ort befähigte Person nach§~2 Äbsatz'6'

Prüfung entfällt wegen § 14
Absatz l Satz 3 mindestens jährlich durch eine zur Prüfung

befähigte Person nach § 2 Absatz 6

Tabelle 2
Prüffristen und Prüfzuständigkeiten

für handbetriebene oder teilkraftbetriebene Krane

Kran

handbetriebene oder
teilkraftbetriebene Krane > l
t Tragfähigkeit

Prüfung nach Montage,
Installation und vorder
ersten Inbetriebnahme

Prüfsachverständiger

Wiederkehrende Prüfung

mindestens jährlich durch eine zur Prüfung
befähigte Person nach § 2 Absatz 6

=£?^. e. ^ÄS- SÄ:'^^SPrüfung

l.

1.1

1.2

2.

2.1

2.2

2.3

2.4

2.5

2.6

3.

4.

4.1

Abschnitt 2
Flüssiggasanlagen

Anwendungsbereich und Ziel

?S^^%^sn 9^^n.sggasn Iagen mtbrennbaren Gasen-soweit sie in Tabelle

iuaucShhrtesninsLE r gllt nicht' soweit dle entsprechenden P^fungen'na~chAnhang'2"d[eselrcVero^^g

^^S^^;:1^5SS^^^^Sr 6eBhrdu"»-"-

a) sichere Installation und Aufstellung sowie
b) Dichtheit und sichere Funktion.

Begriffsbestimmungen

^rShssaanSn nac^ Tabelle 1 bestehen aus versor9un9^"lagen und zugehörigen

s"^^^m<.sh^"^,s^^^^^^
issss^r^^^^^^^^^ ei"schlieelich der Leitu"^n"^""- -"
Gasverbrauchseinrichtungen sind Gasgeräte mit und ohne Abgasführung.
xHlT«bs^rci. nnch.tungisLdle AbsPe^^^ mit der die gesamte Verbrauchsanlage von der
Versorgungsanlage abgesperrt werden kann\'Dies3 kan^auch7asaBeahälLtervai;süp^^nat31 ^envon (
vort^erar!.der!!ch!_Flussi.ggasanl.agensind_Anl^en- bei denen die Versorgungsanlaaen oder
Verbrauchsanlagen an unterschiedlichen Aufstellungsorten"verwendetw^dean3 akZ"
Zur Prüfung befähigte Personen
Zur Prüfung befähigte Personen im Sinne dieses Abschnitts sind solche nach § 2 Absatz 6.
Prüfungen und Prüfaufzeichnungen

Sî nJ^SlÜg^T.nHSiT-sanlagT^ vor ihrer erstmaligen Inbetriebnahme, vor

. nach prüfpflichtigen Änderungen und nach den in'Spalte'2genannt>en
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1.1

1.2

2.
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bH^stfS, HW;ederkehrend von einer 2ur prüfun9 befähi9ten p^^ ̂  Präfen. § 14 Absatz 3 Satz:bleibt unberührt.

Tabelle l
Prüffristen für die wiederkehrende Prüfung

Flüssiggasanlage
ortsveränderliche Flüssiggasanlage
ortsfeste Flüssiggasanlage

Flussiclgasanlage mit Gasverbrauchseinrichtungen in Räumen unter

flüssiggasbetriebeneRäucheranlage
Flüssiggasanlagen in oder an Fahrzeugen
Flüssiggasanlage auf Maschinen und Geräten des Bauwesens
Arbeitsgeräte und -maschinen mit Gasentnahme aus der Flüssigphase
Fahrzeuge mit Flüssiggas-Verbrennungsmotoren, die nicht
Regelungsgegenstand der Straßenverkehrs-Zulass'ungs-Ordnung sind

Wiederkehrende Prüfung

mindestens alle 2 Jahre

mindestens alle 4 Jahre

mindestens jährlich

mindestens jährlich

mindestens alle 2 Jahre

mindestens jährlich

mindestens jährlich

mindestens jährlich

4-2 SSTuiiSSn7 satz; slnd Aufteichnu"»en "'-- - ̂ ^ ve^endungsd. uer des
Abschnitt 3

Maschinentechnische Arbeitsmittei der Veranstaltungstechnik
Anwendungsbereich und Ziel

?SannsdtaZ^T^na^ fürmaschinentechnische Arbeitsmittel der

.Ne%TnS^mJSS^SSed^"^^^^^^^^^^^^
Prüfsachverständige

dp£fluasTz^shtändige im sinne dteses Abschnitts sind zur prüfu^ befähi9te p^sonen nach § 2 Absatz 6.

a) Slabges?loslene-Ausbildung als '"genieur haben oder vergleichbare Kenntnisse und
Erfahrungen in der Fachrichtung aufwe"isen:aufdye sichThrev 'Tly'gke^bcez;^tK

b) ?rbff^^vts t<elsQdLeJ,Lah:e.Erfahmng_in ^Konstruktion, dem Bau der Instandhaltung oder der

S^tSSSSSSSSSs
c) ausreichende Kenntnisse über die einschlägigen Vorschriften und Regeln besitzen,
d) mit der Betriebsweise der Veranstaltungs- und Produktionstechnik vertraut sind.
e) über die für die Prüfung erforderlichen Einrichtungen und Unterlagen verfügen und

ihre fachlichen Kenntnisse auf aktuellem Stand halten.f)

3.

3.1
Prüfzuständigkeiten, Prüffristen und Prüfaufzeichnungen
^SteurndNupSu^SennArbetemitte'gelte" dle '" der "achfclgende" Tabene festäe1^"
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3.2

l Satz l und 2 findet insoweit keine Anwendung. §'14A~bsatz 2 blerbt"unTerauhrtü zu

Tabelle l
Prüfzuständigkeiten und Prüffristen

maschinentechnisches Arbeitsmittel
der Veranstaltungstechnik

Arbeitsmittel (einschließlich Eigenbauten),
die unter den Anwendungsbereich
der Maschinenverordnung
(Neunte Verordnung zum"
Produktsicherheitsgesetz) fallen, soweit
es sich handelt um

a) stationäre Arbeitsmittel

b) mobile Arbeitsmittel

c) mobile Arbeitsmittel, mit denen
Personen bewegt oder Lasten über
Personen bewegt werden

d) mobile Arbeitsmittel, mit denen
software-basierte automatisierte
Bewegungsabläufe erfolgen

Arbeitsmittel (einschließlich Eigenbauten),
die nicht unter den Anwendungsbereich
der Maschinenverordnung
(Neunte Verordnung zum"
Produktsicherheitsgesetz) fallen

Prüfung nach Montage,
Installation und vor der
ersten Inbetriebnahme

Prüfsachverständiger

zur Prüfung befähigte Person
nach § 2 Absatz 6

Prüfsachverständiger

Prüfsachverständiger

Prüfsachverständiger

Wiederkehrende Prüfung

mindestens jährlich durch eine
zur Prüfung befähigte Person
nach § 2 Absatz 6
und

mindestens alle 4 Jahre durch
einen Prüfsachverständigen

3.3 SCS°;u^eSn7 sat2 ' sind Aufzeichnu^" Ober die ges. mte Verwendungsdauer des
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